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Deutsche Europapolitik 

Zusammenfassende Würdigung 

Der Berichtszeitraum erstreckte sich auf die letzten 
Monate des Jahres 1981 unter britischer Präsident-
schaft (Ratspräsident Lord Carrington) und die er-
sten drei Monate 1982 der belgischen Präsident-
schaft (Ratspräsident Leo Tindemans). Im Mittel-
punkt der Europapolitik der Bundesregierung stand 
in diesem Zeitraum das Bemühen um Fortschritte 
bei der Umstrukturierung des EG-Haushalts bei ent-
sprechenden Anpassungen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik. Die Suche nach Lösungen für die an-
stehenden Probleme über strukturelle Änderungen 
der Gemeinschaftspolitiken war zentraler Bera-
tungsgegenstand der Tagung des Europäischen Ra-
tes am 26./27. November 1981 in London und von vier 
Treffen der Außenminister. 

Parallel zu der Restrukturierungsdiskussion entfal-
tete die Bundesregierung im 25. Jahr des Bestehens 
der Römischen Verträge eine umfassende politische 
Initiative zur Neubelebung des Europa-Gedankens, 
die über den Gemeinschaftsrahmen im engeren 
Sinn hinausreicht. Anknüpfend an das von den 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten 
1974 in Paris und 1976 in Den Haag formulierte poli-
tische Ziel der Europäischen Union, legte die Bun-
desregierung den Entwurf einer Europäischen Akte 
vor. Diese Initiative ist auf konkrete Fortschritte ins-

besondere im politisch-institutionellen Bereich zur 
schrittweisen Verwirklichung der Europäischen 
Union, aber auch auf die Förderung der Integration 
gerichtet. Nachdem sich Italien der Initiative schon 
im Stadium der ersten Sondierungen angeschlossen 
hatte, führten beide Länder den Vorschlag als ge-
meinsame Initiative und ergänzt um einen Text zu 
Fragen der wirtschaftlichen Integration am 19. No-
vember 1981 im Europäischen Parlament und am 
26./27. November 1981 auf dem Europäischen Rat in 
London bei den übrigen Partnerstaaten ein. 

Die Wiederbelebung des Europa-Gedankens ist auch 
das Ziel des von der französischen Regierung mit 
Memorandum vom 8. Oktober 1981 vorgelegten Kon-
zepts der "Relance", deren Schwerpunkt auf wirt-
schaftlichem Gebiet liegt. In diesem Zusammen-
hang ist ferner der Bericht der Kommission vom 
24. Juni 1981 zum Mandat anzuführen, den die Kom-
mission im Berichtszeitraum durch eine Reihe von 
Einzelberichten ergänzte und konkretisierte. Blieb 
auch die Lage der Gemeinschaft von zunehmenden 
wirtschaftlichen, sozialen und budgetären Zwängen 
belastet, die nicht ohne Auswirkung auf die Fortent-
wicklung der Integration waren, so zeigten aber ge-
rade auch die erwähnten programmatischen Initiati-
ven den festen politischen Willen zur Fortentwick-
lung des europäischen Einigungswerks auch unter 
schwierigen Rahmenbedingungen. 

Für die Bundesregierung bleibt die Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft - neben der Mit-
gliedschaft im westlichen Verteidigungsbündnis der 
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NATO - Eckpfeiler ihrer Außenpolitik. Ein wesent-
liches Element der europäischen Zusammenarbeit 
bilden die bilateralen Beziehungen mit den EG-Part-
nern, wobei auch im Berichtszeitraum der deutsch-
französischen Zusammenarbeit besondere Bedeu-
tung zukam. 

Vor diesem Hintergrund setzte sich die Bundesre-
gierung weiterhin für den weiteren internen Ausbau 
der Gemeinschaft ein. Sie beteiligte sich aktiv an 
den Beitrittsverhandlungen mit Portugal und Spa-
nien und arbeitet weiterhin auf einen zügigen Fort-
gang der Verhandlungen mit beiden Ländern mit 
dem Ziel ihres gleichzeitigen Beitritts hin. Von dem 
Beitritt erwartet die Bundesregierung eine politi-
sche und wirtschaftliche Stärkung dieser beiden De-
mokratien und der Gemeinschaft insgesamt. Mit Be-
dauern nahm sie Kenntnis von dem - wenn auch 
knapp negativen - Ausgang des Referendums in 
Grönland; sie wird sich um eine Lösung bemühen, 
die die Trennung Grönlands von der Gemeinschaft 
zu vermeiden sucht. 

Die Verkündung des Kriegsrechts in Polen am 
13. Dezember 1981 hatte ihre Wirkungen auch für 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit der Gemein-
schaft mit Polen und der Sowjetunion. Die Bundes-
regierung trat dafür ein, den Regierungen beider 
Länder ein konkretes politisches Signal als Reak-
tion der Gemeinschaft zu geben. 

Insgesamt bewertet die Bundesregierung den Be-
richtszeitraum vornehmlich als eine Phase der Be-
mühung um Anpassung und Konsolidierung des in 
der Gemeinschaft erreichten Integrationsstandes 
unter schwierigen weltwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen, die noch nicht abgeschlossen ist. 

Die wichtigsten Entwicklungen im Berichtszeit-
raum werden im folgenden zusammenfassend dar-
gestellt. Die Einzelheiten werden in dem angefügten 
besonderen Teil aufgeführt; auf sie wird bei den ein-
zelnen Bereichen durch Ziffern verwiesen. 

Institutioneller Ausbau 

Der weitere institutionelle Ausbau der Gemein-
schaft bildete im Berichtszeitraum einen der Kern-
punkte der Tätigkeit des Europäischen Parlaments 
(EP), des Rates und der Kommission. Auf der Grund-
lage verschiedener, vom EP verabschiedeter Ent-
schließungen zur Verbesserung der interinstitutio-
nellen Beziehungen wurde der Dialog zwischen den 
Organen der Gemeinschaft aufgenommen. 

In seiner Rede vor dem Europäischen Parlament am 
19. November 1981 zur Einführung der Initiative ei-
ner Europäischen Akte betonte der Bundesminister 
des Auswärtigen insbesondere die Notwendigkeit, 
Zusammenarbeit und Dialog zwischen Parlament, 
Rat und Kommission, der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit und dem Europäischen Rat kräftig 
weiterzuentwickeln und die Mitwirkungs- und Kon-
trollfunktionen des Parlaments zu stärken. Indem 
die Bundesregierung eine Reihe von Forderungen 
des Parlaments aufgriff und versuchte, ihnen, soweit 
es ohne Änderung der Verträge möglich ist, zu ent-
sprechen, unterstützte sie die Bestrebungen nach ei-

ner Stärkung des Parlaments und seiner Rolle im 
Prozeß der europäischen Einigung. 

Die Kommission legte am 14. Oktober 1981 eine Mit-
teilung über die Beziehungen zwischen den Gemein-
schaftsorganen vor. Auch sie tritt für eine Stärkung 
der Rolle des Parlaments ein und verfolgt ähnliche 
Ziele wie die entsprechenden Vorschläge in der Eu-
ropäischen Akte, z. B. zur Frage des Ausbaus des 
Konzertierungsverfahrens, zur Ausweitung der Mit-
wirkung des Parlaments beim Abschluß internatio-
naler Verträge und zur Stärkung der Entscheidungs-
fähigkeit des Ministerrates (Mehrheitsentscheidun-
gen). Zugleich betonte die Kommission das ihr von 
den europäischen Verträgen zugewiesene Initiativ-
recht. 
Verstärkt wurde der interinstitutionelle Dialog auch 
durch einen Bericht von PM Thatcher im EP über 
den Europäischen Rat in London und in einem Zu-
sammentreffen der zehn Außenminister mit dem er-
weiterten Präsidium des EP, bestehend aus Präsi-
dentin, Fraktions- und Ausschußvorsitzenden. Der 
Bericht der Präsidentin des Europäischen Rates vor 
dem Parlament und die Reden der Außenminister 
Genscher und Colombo zur Einführung der Europäi-
schen Akte, womit neben dem amtierenden Ratsprä-
sidenten erstmals Außenminister anderer Mitglied-
staaten im Parlament das Wort ergriffen, unterstrei-
chen die zunehmende Bedeutung, welche die Mit-
gliedstaaten dem EP beimessen. 

Das Parlament hat den Entwurf eines einheitlichen 
Wahlsystems beschlossen und arbeitet an Entwür-
fen für eine europäische Verfassung. Das EP wählte 
am 19. Januar 1982 den niederländischen Sozialisten 
Pieter Dankert zum Präsidenten als Nachfolger der 
französischen Liberalen Simone Veil (Ziffern 1 
bis 3). 
Im Haushaltsverfahren konnten sich Rat und EP 
auch für 1982 nicht auf einen von beiden Seiten ak-
zeptierten Haushaltsplan einigen. Die Präsidentin 
des EP stellte am 21. Dezember 1981 den Haushalt 
1982 in der vom EP verabschiedeten Fassung den-
noch fest (Ziffer 17). 

Zuvor hatte das EP in mehreren Resolutionen eine 
ausgewogenere Haushaltsstruktur und unter Hin-
weis auf den Bericht der Kommission zum Mandat 
vom 30. Mai 1980 eine Umschichtung der Ausgaben-
blöcke hin zu den gestaltenden Gemeinschaftspoliti-
ken (u. a. Regional- und Sozialfonds) verlangt. 
Gleichzeitig betonte das EP die Notwendigkeit einer 
umfassenden Klärung aller Streitfragen im Haus-
haltsverfahren, insbesondere der Klassifizierung 
der Ausgaben. 

Mit dem Ziel der einvernehmlichen Regelung der 
zwischen den Organen streitigen Haushaltspro-
bleme nahmen die Präsidenten von Parlament, Rat 
und Kommission einen förmlichen Dialog auf, um 
eine umfassende politische Verhandlungslösung zu 
suchen. Daneben hat der Rat eine rechtswahrende 
Klage beim EuGH erhoben. Die Bundesregierung 
begrüßt die Bereitschaft von Rat und EP, zur Beile-
gung des Haushaltskonflikts einen konstruktiven 
Dialog mit dem Ziel einer umfassenden Verhand-
lungslösung zu führen. Um in Zukunft einen besse-
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ren Ablauf des Haushaltsverfahrens zu gewährlei-
sten, sollten sich alle Beteiligten um allgemein aner-
kannte Regeln der Haushaltsbestimmungen der Ge-
meinschaft bemühen. Nur so wird es gelingen, die 
Zusammenarbeit zwischen den Gemeinschaftsorga-
nen im Haushaltsbereich wirksamer zu gestalten 
und zugleich Gefährdungen des Handlungsspiel-
raums der Gemeinschaft zu begegnen. Insgesamt 
läßt das erste, direkt gewählte Europäische Parla-
ment, in dem nur noch wenige Doppelmandate be-
stehen, zur Halbzeit seiner Legislaturperiode sein 
von den nationalen Parlamenten sich unterschei-
dendes spezifisches Profil erkennen. Es versteht 
sich nicht nur als Wahrer des inneren Zusammen-
halts und als Motor des weiteren Ausbaus der Ge-
meinschaft. Neben Stellungnahmen zu Kommis-
sionsvorschlägen greift das EP auch Tagesfragen 
des Gemeinschaftslebens und der internationalen 
Politik auf. 

Die Bundesregierung, die die Direktwahl maßgeb-
lich gefördert hat, betrachtet diesen Prozeß als poli-
tisch gewollt und im europäischen Interesse liegend. 
Sie legt Wert auf vertrauensvolle Beziehungen zum 
EP. Sie stellt ihre Europa-Politik im Parlament und 
besonders gegenüber den deutschen Abgeordneten 
dar. 

Bundespräsident Prof. Dr. Carstens stattete den Eu-
ropäischen Gemeinschaften in Brüssel am 7. Okto-
ber 1981 einen offiziellen Besuch ab. Er nahm an ei-
ner Sitzung der Kommission teil und unterstrich bei 
dieser Gelegenheit das Engagement der Bundesre-
gierung für die Weiterentwicklung und Stärkung des 
europäischen Aufbauwerks. 

Dem Europäischen Gerichtshof kam im Berichts-
zeitraum in einer Phase schwieriger gesamtwirt-
schaftlicher Bedingungen und innenpolitisch engen 
Handlungsspielraums der Mitgliedstaaten eine er-
höhte Bedeutung zu (Ziffern 5 bis 10). 

Innerer Ausbau 

Im Bereich des inneren Ausbaus der Gemeinschaft 
konzentrierten sich Rat und Kommission auf die 
Frage der Anpassung der Haushaltsstruktur, d.h.. 
der besseren Ausgewogenheit zwischen Struktur-
und Agrarpolitik gemäß dem Mandat vom 30. Mai 
1980. Dieses Thema beherrschte auch den ER am 
26./27. November 1981 in London, der nach sehr ein-
gehender Erörterung der Mandatsmaterie zwar zu 
Einvernehmen im Bereich der Strukturpolitik (z. B. 
in der Regional- und Sozialpolitik), zu Teilergebnis-
sen bei der Agrarpolitik, aber noch nicht zu vollstän-
diger Einigung kommen konnte. In vier Tagungen 
befaßten sich daraufhin die Außenminister mit den 
vier noch offen gebliebenen Fragen. Hierbei han-
delte es sich um die Mittelmeerprodukte, über die 
dann Einvernehmen erzielt wurde, sowie um die Er-
zeugermitverantwortung bei Milch, die Agrarko-
stenanstiegsklausel, wonach die Steigerungsrate 
der Agrarausgaben unterhalb der Steigerungsrate 
der eigenen Einnahmen gehalten werden soll, sowie 
um die eigentliche Frage des Finanzausgleichs. 
Grundsätzliches Einvernehmen bestand darüber, 
daß Großbritannien eine gewisse Entlastung zu ge-

währen ist. Offen blieb aber vor allem die Frage, wie 
die Entlastung realisiert werden soll. Die Mitglied-
staaten erkannten das deutsche Nettozahlerpro-
blem an und akzeptierten, daß sich der Ausgleich für 
Großbritannien nur geringfügig auf die Belastung 
der Bundesrepublik Deutschland auswirken darf. 
Der Ratsvorsitz hat nach einer Sondermission der 
Präsidenten Tindemanns und Thorn einen Kompro-
mißvorschlag erarbeitet, der von den Außenmini-
stern am 3. April 1982 beraten werden soll. 

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) war in den ver-
gangenen Monaten von den Bemühungen um eine 
Anpassung und Eneuerung im Rahmen der Man-
datsdiskussion, um eine Konsolidierung im Inneren 
und um eine Absicherung im Außenverhältnis ge-
kennzeichnet. 

Zur Anpassung der GAP legte die Kommission in 
Ergänzung ihres Berichtes zum Mandat am 23. Ok-
tober 1981 „Leitlinien für die Europäische Landwirt-
schaft" vor, in denen eine Anpassung der GAP an die 
geänderte gesamtwirtschaftliche Situation und die 
Entwicklung in der Landwirtschaft selbst vorge-
schlagen wird. Kernstück ist die Einführung oder 
Verstärkung der Mitverantwortung der Erzeuger 
für den Absatz der durch EG-Marktordnungen gere-
gelten Produkte. 

Die Bundesregierung sieht in einer Wiederherstel-
lung des Marktgleichgewichtes durch eine vorsich-
tige Preispolitik, eine stärkere Mitverantwortung 
der Erzeuger und eine Durchforstung der Prämien 
und Beihilfen eine wesentliche Voraussetzung für 
die Fortentwicklung der GAP auf einer gesunden 
Basis. Obwohl die Mandatsdiskussion noch nicht be-
endet ist, nahm die Kommission wesentliche Gedan-
ken aus ihren Leitlinien in ihre Vorschläge für die 
Festsetzung der Agrarpreise 82/83 und flankierende 
Maßnahmen auf. Sie schlug für die meisten Pro-
dukte eine Anhebung der Preise um 9 v. H. vor. Die 
Getreidepreise sollen unter dem Durchschnitt stei-
gen, um ein besseres Preisverhältnis zu den Verede-
lungsprodukten zu schaffen und die Wettbewerbsfä-
higkeit des EG-Getreides zu steigern. Gleichzeitig 
schlug die Kommission einen deutlichen Abbau der 
Währungsausgleichsbeträge sowie mengenmäßig 
definierte Produktionsschwellen bei einzelnen Pro-
dukten vor, bei deren Überschreiten die Mitverant-
wortung der Erzeuger einsetzen soll. Ziel der Ver-
handlungen der Agrarminister ist es, ein im Rah-
men der eigenen Einnahmen der Gemeinschaft fi-
nanzierbares Agrarpreispaket im April 1982 zu ver-
abschieden. Die Bundesregierung erwartet, daß sich 
der Anstieg der Agrarausgaben gegenüber dem 
Durchschnitt der letzten Jahre weiter vermindert. 

Mit Blick auf den künftigen Beitritt Spaniens und 
Portugals schlug die EG-Kommission Verbesserun-
gen der Marktordnungen für Wein und Obst/Ge-
müse sowie ein Gesamtkonzept für den Bereich der 
pflanzlichen Öle vor, durch die die Auswirkungen 
der Süderweiterung aufgefangen werden sollen. Die 
Bundesregierung setzt sich hier für Verbesserungen 
ein, die den Erzeugern einen angemessenen Lebens-
standard ermöglichen, jedoch auch den Erfordernis-
sen des Marktes und den Auswirkungen auf den 
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Handel mit Drittstaaten sowie auf den EG-Haushalt 
Rechnung tragen. 

Im Bereich der Konsolidierung der GAP waren die 
Bemühungen der Bundesregierung darauf gerich-
tet, angesichts neu auftretender oder fortbestehen-
der Hindernisse und Wettbewerbsverzerrungen im 
Binnenhandel die GAP auch durch Stärkung des 
freien Warenverkehrs im Agrarbereich zu festigen. 
Sie ist der Auffassung, daß die Kommission und die 
Mitgliedstaaten energisch Versuchen entgegentre-
ten sollten, in einer Zeit wachsender wirtschaftli-
cher Schwierigkeiten durch Aufbau von Handels-
hemmnissen und Gewährung von Subventionen ein-
seitige nationale Vorteile zu erreichen (Ziffern 26 
und 27). 

Mit ihren Partnern setzte sich die Bundesregierung 
für eine Konsolidierung der GAP auch in anderen 
Bereichen ein. Besonders zu erwähnen ist hier das 
Veterinärrecht, wo die EG-Rechtsetzung mit dem 
Ziel vorangetrieben wird, den Binnenhandel weiter 
zu vereinfachen, die Gesundheit der Verbraucher 
noch besser zu schützen und den Tierschutz, insbe-
sondere bei den modernen Haltungsformen, zu ver-
bessern. Die Verabschiedung der Richtlinien für den 
Handel mit und die Zulassung von Tierarzneimitteln 
dient der Verwirklichung dieses Ziels (Ziffern 
83,85). 

Die Bundesregierung setzte ihre Bemühungen zur 
Verabschiedung einer gemeinsamen internen und 
externen EG-Fischereipolitik mit Nachdruck fort. 
Die deutsche Hochseefischerei ist auf eine Lösung 
der Probleme, die durch den andauernden britisch-
französischen Konflikt über den Zugang zu küsten-
nahen Gewässern für die Gemeinschaft entstanden 
sind, besonders angewiesen. Hinsichtlich der Dritt-
land-Fischerei konnte zum 1. Januar 1982 durch das 
Abkommen mit Kanada ein vor allem für die deut-
sche Fangflotte wesentlicher Fortschritt erzielt wer-
den. Die Bundesregierung wird sich weiter intensiv 
für eine abschließende Lösung einsetzen (Ziffern 38 
bis 40). 

Die wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinschaft 
blieb unter dem Einfluß der weltweiten Rezession 
von Unsicherheit gekennzeichnet. Allgemein traten 
angesichts wachsender Arbeitslosenzahlen - bei 
national teilweise erheblich divergierenden Preis-
auftriebstendenzen und unterschiedlichen außen-
wirtschaftlichen Ergebnissen - Beschäftigungs-
probleme in den Vordergrund, ohne daß die Infla-
tionsbekämpfung an Aktualität verlor. Zugleich ver-
stärkten sich nationale Eigeninteressen und protek-
tionistische Tendenzen, die das integrationspoliti-
sche Klima belasten. Die Solidarität der Gemein-
schaft ist hierdurch in zunehmendem Maße heraus-
gefordert. 

Nach Auffassung der Bundesregierung erfordert 
diese Situation eine engere Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik und eine Verstärkung der währungs-
politischen Zuammenarbeit in der Gemeinschaft. Ei-
nen Orientierungsrahmen hierfür sieht sie in dem 
von der Kommission vorgelegten V. Programm der 
EG für mittelfristige Wirtschaftspolitik, das am 
19. Oktober 1981 Gegenstand einer eingehenden 

Aussprache im Rat war. Der Rat verabschiedete am 
13. Dezember 1981 den Jahresbericht über die Wirt-
schaftslage in der Gemeinschaft und legte für das 
Jahr 1982 Leitlinien für die Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten (Griechenland am 15. März 1982) 
fest (Ziffern 12 bis 14). 

Im Europäischen Währungssystem (EWS) kam es im 
Spätsommer 1981 zu Spannungen, die am 5. Oktober 
1981 zu einer Anpassung der Leitkurse führten. Da-
bei wurden DM und hfl aufgewertet, der FF und die 
Lira abgewertet Am 22. Februar 1982 kam es auf Ini-
tiative der belgischen Regierung im Rahmen ihres 
wirtschaftlichen Sanierungsprogramms zu einer 
8,5prozentigen Abwertung des bF. Zugleich wurde 
die Dänische Krone um 3 v. H. abgewertet, während 
die Leitkurse der übrigen EWS-Währungen unver-
ändert blieben. Das EWS hat sich damit erneut als 
flexibel und widerstandsfähig erwiesen. Es ist zu ei-
nem wichtigen Element der Integrationspolitik ge-
worden, dessen Fortentwicklung im bestehenden in-
stitutionellen Rahmen in Aussicht genommen wor-
den ist. Der Europäische Rat stellte auf seiner Ta-
gung am 29./30. März 1982 fest, daß dem EWS durch 
eine Stärkung insbesondere der wirtschaftlichen 
Konvergenz ein neuer Impuls gegeben werden soll-
te. Die Bundesregierung unterstützt diese Zielset-
zung (Ziffer 15). 

Die Bestrebungen im Rahmen der gemeinsamen 
Energiepolitik blieben auf das Ziel einer langfristi-
gen Verminderung der Ölabhängigkeit der Gemein-
schaft gerichtet. Hierbei lag das Schwergewicht auf 
Maßnahmen zur sparsamen und rationellen Ener-
gieverwendung und zur Ölsubstitution. Die Kom-
mission unterbreitete dem Rat Vorschläge zur In-
tensivierung und besseren Koordinierung nationa-
ler Maßnahmen auf dem Gebiet der Investitionspoli-
tik. Außerdem wurden die Mittel zur Unterstützung 
von Demonstrationsvorhaben in den Bereichen 
Energieeinsparung und Nutzung alternativer Ener-
giequellen aufgestockt. Im Rahmen der Vorsorge-
maßnahmen gegen begrenzte Störungen in der Erd-
ölversorgung traf der Rat flexibel anwendbare Ver-
einbarungen in Übereinstimmung mit entsprechen-
den Regelungen der Internationalen Energie-Agen-
tur (Ziffern 41 bis 44). 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit blieb eine der 
Hauptaufgaben der Gemeinschaft im Berichtszeit-
raum. Insbesondere die Reform des Europäischen 
Sozialfonds und das Problem der Jugendarbeitslo-
sigkeit waren Gegenstand von Erörterungen in ver-
schiedenen Gemeinschaftsgremien. Die Bundesre-
gierung setzte sich für eine verstärkte Konzentra-
tion und eine größere arbeitsmarktpolitische Effek-
tivität der Sozialfondsmittel ein, wie auch für ihren 
verstärkten Einsatz zur Finanzierung von mehr be-
ruflichen Bildungsmaßnahmen für Schulabgänger. 
Der Europäische Rat erklärte auf seiner Tagung im 
März 1982 die Berufsausbildung und Beschäftigung 
von Jugendlichen zur vordringlichen Aufgabe der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten für die 
nächsten fünf Jahre (Ziffern 56 bis 60). 

Im Bereich der gemeinsamen Verkehrspolitik ver-
abschiedete der Rat eine Resolution zur Eisenbahn-
politik und legte damit den Grundstein für eine ver-
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besserte Zusammenarbeit im grenzüberschreiten-
den Personen- und Güterverkehr. Dabei soll insbe-
sondere eine Förderung des kombinierten Verkehrs 
Schiene-Straße erfolgen. Die Einigung in der Eisen-
bahnpolitik ermöglichte es der Bundesregierung, 
ihre Bedenken hinsichtlich einer Aufstockung des 
Gemeinschaftskontingents im Straßengüterverkehr 
zurückzustellen. Es wurde eine Erhöhung dieses 
Kontingents um 5 v. H. beschlossen. Die Arbeiten 
zur Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen 
im Straßengüterverkehr wurden fortgesetzt. Die 
Kommission erhielt ein Mandat, Verhandlungen mit 
Österreich über Transitprobleme im Straßen- und 
Eisenbahnverkehr aufzunehmen (Ziffern 46 bis 49). 

Über die künftige Forschungspolitik der Gemein-
schaft führten die Forschungsminister am 9. Novem-
ber 1981 eine Orientierungsdebatte. Die Bundesre-
gierung mißt dem weiteren Ausbau dieser Politik in 
Abstimmung mit den anderen Gemeinschaftspoliti-
ken erhebliche Bedeutung zu. 
Am 23. November 1982 bestand die Zusammenarbeit 
zwischen der Gemeinschaft und den übrigen euro-
päischen OECD-Staaten auf dem Gebiet der wissen-
schaftlichen und technischen Forschung außerhalb 
der Raum- und Kernforschung zehn Jahre. Bislang 
wurden 35 Vorhaben auf Gebieten wie Informatik, 
Fernmeldewesen, Werkstoffkunde, Umweltschutz 
begonnen, von denen 25 noch nicht abgeschlossen 
worden sind (Ziffern 50 bis 55). 
Auf dem Gebiet des Umweltschutzes erreichte der 
Rat am 3. Dezember 1981 durch die Verabschiedung 
der sog. Seveso-Richtlinie über Maßnahmen bei 
schweren chemischen Unfällen und der Quecksil-
ber-Richtlinie Fortschritte, an denen die deutsche 
Delegation einen erheblichen Anteil hatte. Mit der 
Beratung des Kommissions-Entwurfs zum 3. EG-Ak-
tionsprogramm Umweltschutz 1982 bis 1986 wurde 
begonnen (Ziffern 63 bis 66). 
Zur Erörterung aktueller Fragen der Bildungspoli-
tik trafen sich die Minister für Bildungswesen auf 
Einladung der Bundesregierung vom 23. bis 25. No-
vember 1981 in Bonn (Ziffer 67). 
Auf Initiative der neuen französischen Regierung 
wurde das seinerzeit am Widerstand Frankreichs 
und Dänemarks gescheiterte Projekt der Errichtung 
einer Europäischen Stiftung im Oktober 1981 wie-
deraufgenommen. Das auf der Grundlage des Ent-
wurfs von 1978 ausgehandelte Gründungsüberein-
kommen wurde am 29. März 1982 im Rahmen der 
Festsitzung zum 25. Jahrestag der Römischen Ver-
träge durch die Außenminister der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften unterzeichnet. 
Die Stiftung soll dem Ziel dienen, die Verständigung 
zwischen den Völkern der Gemeinschaft und die 
Kenntnis des kulturellen Erbes Europas sowie ein 
größeres Verständnis für die Europäische Integra-
tion zu entwickeln. Es sollen insbesondere Pro-
gramme aufgestellt und gefördert werden, die den 
Interessen und Bedürfnissen der Jugend Rechnung 
tragen. 
Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß die Anlie-
gen der Bundesländer im Hinblick auf die Gestal-
tung der Leitungsgremien und Tätigkeitsfelder der 
Europäischen Stiftung berücksichtigt werden. 

Die Stiftung wird finanziert durch einen Beitrag der 
Europäischen Gemeinschaft und durch freiwillige 
Zuwendung aus öffentlicher oder privater Hand. 

Beitritt neuer Mitglieder 

Im neuen Mitgliedsland Griechenland hat der PA-
SOK-Wahlsieg vom Oktober 1981 Veränderungen 
gebracht. MP Papandreou hatte bereits vor der Wahl 
darauf gedrungen, daß die Bedingungen für Grie-
chenland in der Gemeinschaft verbessert werden 
müßten. Dabei wird die Mandats-Diskussion, insbe-
sondere die Anpassung der Marktordnungen be-
stimmter Mittelmeeragrarprodukte für das Land 
von besonderer Wichtigkeit sein. Der griechische 
Ministerpräsident legte auf dem ER in London am 
26./27. November 1981 zunächst in allgemeiner Form 
die Vorstellungen seiner Regierung zur Europapoli-
tik dar. Der Besuch des Ministerpräsidenten in 
Bonn Anfang Februar 1982 gab Anlaß, die Notwen-
digkeit einer kontinuierlichen Fortentwicklung der 
Gemeinschaft zu erörtern. Das auf dem Rat am 
22. März 1982 vorgelegte griechische Memorandum 
wird derzeit gemeinschaftsintern eingehend ge-
prüft. 

Der Europäische Rat in London am 26./27. Novem-
ber 1981 bekräftigte die politische Verpflichtung, die 
dem Beschluß der Mitgliedstaaten über die auf-
nähme der Beitrittsverhandlungen mit Portugal und 
Spanien zugrunde lag, hob die Entschlossenheit der 
Gemeinschaft hervor, die Verhandlungen zu einem 
erfolgreichen Abschluß zu bringen, und unterstrich 
die Bedeutung weiterer Fortschritte (Ziffer 93). 

In den Verhandlungen mit Spanien konnte die Ge-
meinschaft im Berichtszeitraum auch in zwei wichti-
gen Bereichen (Zollunion und Landwirtschaft) Fort-
schritte erzielen, obgleich der Verhandlungsgang im 
Landwirtschaftskapitel nach wie vor von der EG-in-
ternen Diskussion über die Anpassung der GAP 
maßgeblich bestimmt wird. Mehrere weniger 
schwierige Kapitel der Beitrittsverhandlungen 
konnten bereits abgeschlossen werden. 

Auch bei Portugal konnten mehrere weniger wich-
tige Kapitel endgültig verabschiedet werden, so daß 
sich die Beitrittsverhandlungen jetzt auf die proble-
matischeren Bereiche konzentrieren können. Be-
reits Ende letzten Jahres legte die Gemeinschaft 
eine Erklärung zum Landwirtschaftskapitel vor. Ob-
wohl im Verhältnis zu Portugal hier geringere Pro-
bleme bestehen als im Verhältnis zu Spanien, wer-
den auch bei Portugal die Verhandlungen durch die 
gemeinschaftsinterne Diskussion über die Anpas-
sung der GAP erschwert. 

Außenbeziehungen 

Dem Zweiten AKP-EWG-Abkommen von Lomé ge-
hören nach dem Beitritt von Simbabwe 62 Staaten 
der Dritten Welt an. Der enge Kontakt zwischen der 
Gemeinschaft und den AKP-Staaten wurde auf den 
verschiedensten Ebenen fortgeführt. Die Gemein-
schaft stimmte nach langwierigen internen Bera-



Drucksache 9/1625 Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode 

tungen der Erhöhung des Preises für Präferenzroh-
zucker um 8,5 v. H. für das Wirtschaftsjahr 1981/82 
zu und kam damit den AKP-Zuckerproduzenten voll 
entgegen (Ziffern 98 bis 100). 

Im Rahmen ihrer globalen Mittelmeerpolitik nahm 
die Gemeinschaft die Verhandlungen zur Erneue-
rung der mehrjährigen Finanzprotokolle mit den 
Maghreb- und Maschrekländern sowie Israel auf. 
Sie stehen kurz vor ihrem Abschluß (Ziffern 95 
bis 97). 

Innerhalb des Assoziationsabkommens EG-Zypern 
konnte sich die Gemeinschaft noch nicht über die 
Einzelheiten des Übergangs in die zweite Stufe der 
Assoziation einigen. Die Bundesregierung hatte sich 
für Verbesserungen zugunsten Zyperns eingesetzt. 
Der Rat verlängerte im Dezember 1981 die geltende 
autonome Regelung bis Juni 1982. 

Im Assoziationsverhältnis EG-Türkei, dessen Fort-
entwicklung erhebliche Bedeutung beigemessen 
wird, strebt die Bundesregierung eine Lösung der 
Probleme der Freizügigkeit und der Finanzhilfe an. 
Der Bundesminister des Auswärtigen wies die Re-
gierung in Ankara auf seiner Türkeireise Anfang 
November 1981 auf die Bedeutung der Achtung der 
Menschenrechte und einer baldigen Wiederherstel-
lung der Demokratie hin. Auf seine Anregung be-
suchte der amtierende Ratspräsident, der belgische 
Außenminister Tindemans, am 19. März 1982 die 
Türkei. Das im Juni 1981 paraphierte 4. Finanzproto-
koll EG-Türkei konnte im Berichtszeitraum nicht in 
Kraft gesetzt werden. 

Der Rat verabschiedet einen umfassenden Bericht 
über die Politik der Gemeinschaft im Nord-Süd-Dia-
log. Der Rat erörterte die Ergebnisse der Gipfelkon-
ferenz von Cancun und betonte, daß die Gemein-
schaft eine positive Rolle im Hinblick auf die globa-
len Verhandlungen spielen und sich dabei auf ge-
meinsame Standpunkte stützen müsse. 

Der Rat verabschiedete die allgemeinen Leitlinien 
für die Beziehungen zu den nichtassoziierten Ent-
wicklungsländern für das Jahr 1982 und einigte sich 
über Schlußfolgerungen aus einem von der Kommis-
sion ausgearbeiteten Aktionsplan zur Bekämpfung 
des Hungers in der Welt. Diese Schlußfolgerungen 
betonen den Vorrang der Hilfe für den Agrarsektor 
im Rahmen der Entwicklungshilfepolitik der Ge-
meinschaft. Erstmalig nahm der Rat eine Beurtei-
lung der Gemeinschaftshilfe vor. Er beschloß eine 
Orientierungsgrundlage für die Durchführung der 
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Förderung der 
Agrarproduktion und der Nahrungsmittelhilfe mit 
dem Ziel, deren Wirksamkeit zu erhöhen (Ziffern 110 
bis 114). 
In der Handelspolitik setzte sich die Bundesregie-
rung im Rahmen der Gemeinschaft weiterhin mit 
Nachdruck für ein weltoffenes, auf internationalen 
Wettbewerb angelegtes Handelssystem auf der Ba-
sis des GATT ein. Wachsenden Tendenzen zu Pro-
tektionismus und Bilateralismus trat sie entschie-
den entgegen. Der verstärkten Umsetzung der Er-
gebnisse der Tokio-Runde und der Lösung seinerzeit 
offen gebliebener Fragen, wie z. B. der Schutzklau-
selproblematik, mißt sie große Bedeutung bei. Die 

für November 1982 angesetzte GATT-Ministerkonfe-
renz wird von der Gemeinschaft unterstützt und im 
Ausschuß für die gemeinsame Handelspolitik be-
reits intensiv vorbereitet. Von diesem wichtigen Er-
eignis erwartet die Bundesregierung ein erneutes 
Bekenntnis zum offenen Welthandel und einen star-
ken politischen Impuls gegen protektionistische 
Tendenzen. 

Die Genfer Verhandlungen über die Verlängerung 
des Welttextilabkommens wurden Ende vergange-
nen Jahres mit einem insgesamt akzeptablen Inter-
essenausgleich zwischen Entwicklungsländern und 
Industrieländern erfolgreich abgeschlossen. Das 
nach schwierigen gemeinschaftsinternen Beratun-
gen beschlossene Verhandlungsmandat für die 
Kommission bestimmte wesentlich das endgültige 
Genfer Ergebnis mit (Ziffern 89 bis 92). 

Mit der Verabschiedung des EG-Zollpräferenzsche-
mas 1982 wurde der Marktzugang für Entwicklungs-
länder weiter verbessert. Die Zollkontingente und 
-plafonds wurden durchschnittlich um 10 v. H. er-
höht, die Präferenzvorteile vor allem für die ärmsten 
EL im Agrarbereich erweitert. Die Bundesregierung 
wird sich für weitere substantielle Verbesserungen 
zugunsten dieser Ländergruppe auch für das Jahr 
1983 einsetzen (Ziffer 87). 
Die Fortführung der Verhandlungen zwischen der 
Gemeinschaft und dem Rat für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe über den Abschluß eines Rahmenab-
kommens ist nach den Ereignissen in Polen vorerst 
nicht zu erwarten. 
Gegenüber Polen wurden nach Einführung des 
Kriegsrechts weitere verbilligte Nahrungsmittellie-
ferungen der EG eingestellt. Die aus dieser Aktion 
noch verbleibenden Haushaltsmittel in Höhe von 
35 Mio. ECU1) (84 Mio. DM) werden auf Vorschlag 
der Kommission nunmehr für direkte humanitäre 
Hilfe an die polnische Bevölkerung über nichtstaat-
liche Organisationen (Caritas, Rotes Kreuz u. a.) ver-
wendet werden. Ein erster Teilbetrag in Höhe von 
8 Mio. ECU (19,2 Mio. DM) ist inzwischen durch den 
Rat auf seiner Tagung am 22./23. Februar 1982 bewil-
ligt worden. Die entsprechenden Hilfslieferungen 
sind bereits erfolgt (Ziffer 109). 

Die Bundesregierung unterstützt die handelspoliti-
schen Maßnahmen der Gemeinschaft gegenüber der 
Sowjetunion im Zusammenhang mit den Ereignis-
sen in Polen. Auf der Basis einer Liste ausgewählter 
Güter sind Importkürzungen für sowjetische Waren 
außerhalb des Energie- und Rohstoffbereiches fest-
gelegt worden. Damit wird ein politisches Signal ge-
setzt, das der UdSSR ihre Mitverantwortung für die 
der Gemeinschaft verurteilte Entwicklung der Lage 
in Polen aufzeigt. 

Vor dem Hintergrund einer schwierigen Weltwirt-
schaftslage haben sich einige Handelsprobleme zwi-
schen den USA und der Gemeinschaft verstärkt, die 
auch Gegenstand von zwei Konsultationsrunden der 
Kommission mit der amerikanischen Administra-
tion waren. Zu nennen sind namentlich die Einlei-
tung von Antidumping- und Ausgleichszollverfahren 

1) 1 ECU = z.Z. ca. 2,40 DM 
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in den USA gegen europäische Stahlproduzenten 
und die verstärkte Kritik an der Agrarhandelspoli-
tik der Gemeinschaft, insbesondere dem Erstat-
tungssystem. Die Gemeinschaft ist besorgt über das 
anhaltend hohe amerikanische Zinsniveau und Be-
strebungen im Kongress zur Einführung einer -
vor allem gegen Japan gerichteten - handelspoliti-
schen „Reziprozität". Die USA und die EG haben 
mehrfach ihre Übereinstimmung betont, daß die po-
litische Partnerschaft in ihrer überragenden Bedeu-
tung nicht durch handelspolitische Auseinanderset-
zungen beeinträchtigt werden darf. Die Bundesre-
gierung setzte sich intensiv dafür ein, die handelspo-
litischen Probleme im Geiste der traditionellen gu-
ten Partnerschaft mit den USA zu lösen. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten sind be-
müht, durch intensive Konsultationen bestehende 
Mißverständnisse auszuräumen und die Stellung 
der Gemeinschaft im Welthandel in Abstimmung 
mit ihren Partnern zu festigen und zu entwickeln. 
Die Bundesregierung hat sich in diesem Zusammen-
hang stets für einen möglichst offenen Welthandel 
ausgesprochen (Ziffer 101). 

Am 9. März 1982 verlängerte Präsident Reagan den 
sogenannten "Waiver" um ein weiteres Jahr, durch 
den die Zusammenarbeit zwischen EURATOM und 
den USA im Bereich der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie nach den 1958 und 1960 geschlossenen 
und später mehrfach geänderten Abkommen fortge-
führt wird. Die Abkommen sehen vor, daß sich ihre 
Durchführung nach den jeweils geltenden Gesetzen 
der Beteiligten richtet. Die USA verzichten mit dem 
"Waiver" auf die Anwendung gewisser Bestimmun-
gen ihres 1978 geänderten Atomgesetzes, wonach 
aus den USA in die Gemeinschaft geliefertes natürli-
ches oder angereichertes Uran nach dem Einsatz im 
Reaktor nicht ohne amerikanische Zustimmung 
wiederaufgearbeitet werden darf. Nach der Rechts-
lage vor 1978 war eine solche Zustimmung nicht er-
forderlich. 

Am 18. Dezember 1981 wurde in der Form eines 
Briefwechsels ein Abkommen zwischen EURATOM 
und Kanada unterzeichnet, in dem nichtverbrei-
tungspolitische Regelungen für die Anreicherung 
und Wiederaufarbeitung von Kernmaterial kanadi-
schen Ursprungs getroffen werden. Der Briefwech-
sel löst einen Interim-Briefwechsel vom 16. Januar 
1978 zum Kooperationsabkommen der Gemein-
schaft mit Kanada vom 6. Oktober 1959 ab. Seine 
Geltungsdauer ist, wie das Abkommen, unbefristet 
(Ziffer 45). 

Die Handelsbeziehungen der Gemeinschaft zu Ja-
pan waren weiterhin durch ein großes Handelsun-
gleichgewicht zuungunsten der EG gekennzeichnet 
(1981 ca. 13,5 Mrd. US $), wenn sich auch der Druck 
in besonders sensiblen Bereichen (PKW, Werkzeug-
maschinen, Farbfernsehgeräte) etwas gemildert hat. 
Die EG beurteilte im Lichte ihres eigenen Forde-
rungskatalogs vom Dezember 1981 die japanischen 
Maßnahmen vom 30. Januar 1982 (vor allem Abbau 
von nichttarifären Handelshemmnissen) als Schritt 
in die richtige Richtung. Weitere Maßnahmen müs-
sen jedoch folgen. Die Bundesregierung legt dabei 
im EG-Kreis den Schwerpunkt auf eine Verbesse-

rung des de facto-Marktzugangs in Japan. Diesem 
Ziel dienen auch die vom Rat am 22. März 1982 
beschlossenen Konsultationen mit Japan nach Arti-
kel XXIII GATT (Ziffer 102). 

Die EG bemüht sich, Australien zur Rücknahme von 
Schutzmaßnahmen im gewerblichen Bereich zu be-
wegen. Die deshalb im GATT drohenden Retorsions-
maßnahmen der EG konnten vorläufig vermieden 
werden, da Australien in anderen Bereichen für die 
EG nützliche Zollkonzessionen gemacht hat (Ziffer 
103). 

Die Zusammenarbeit der EG mit den EFTA-Staaten 
ist gut und weitgehend problemlos. Beide Gruppie-
rungen sind füreinander die wichtigsten Handels-
partner. Die Freihandelsabkommen haben sich be-
währt (Ziffer 94). 

Die Anpassungsprotokolle zu den Kooperationsab-
kommen der EWG und der EGKS mit Jugoslawien, 
die dem Beitritt Griechenlands Rechnung tragen 
sollen, wurden abgeschlossen (Ziffer 107). 

Der politische und wirtschaftliche Dialog der Ge-
meinschaft mit den fünf ASEAN-Staaten wurde fort-
gesetzt. Das dritte Außenministertreffen EG-
ASEAN fand im Oktober 1981 in London statt 
(Ziffer 104). 

Die Gemeinschaft bemühte sich weiterhin um den 
Ausbau ihrer Beziehungen zu Lateinamerika, dabei 
insbesondere Mittelamerika. Die wegen der politi-
schen Lage in Bolivien unterbrochenen Verhandlun-
gen mit dem Andenpakt über ein umfassendes Ko-
operationsabkommen wurden allerdings noch nicht 
wiederaufgenommen. 

Die Abstimmung der Positionen der Mitgliedstaaten 
zu allen Fragen der 3. VN-Seerechtskonferenz wurde 
wie bisher auch zwischen den Konferenzsessionen 
und insbesondere im Vorfelde der 11., am 8. März 
1982 eröffneten, Session fortgeführt, die nach dem 
Willen der Konferenz über die noch offenen Fragen 
entscheiden soll. Dabei bestand weiterhin eine ge-
meinsame Haltung zu der von allen Mitgliedstaaten 
als notwendig angesehenen Mitgliedschaft der Ge-
meinschaft in einem neuen internationalen See-
rechtsübereinkommen. In einer Entschließung vom 
22. Februar 1982 nahm der Rat zu den Interessen der 
Gemeinschaft insbesondere am Tiefseebergbau und 
zum weiteren gemeinsamen Vorgehen auf der Kon-
ferenz Stellung. Die Bundesregierung setzte sich 
weiterhin für eine enge Abstimmung unter den EG-
Mitgliedstaaten in allen Fragen der Konferenz ein. 

Europäische Politische Zusammenarbeit 

Fortschritte auf dem Gebiet der strukturellen Ver-
besserung und Intensivierung der Europäischen Po-
litischen Zusammenarbeit wurden auf dem 43. EPZ-
Ministertreffen in London im Oktober 1981 durch 
die Verabschiedung eines dritten „Berichts" zur EPZ 
erzielt Das unter dem Namen "Londoner Bericht" 
bekanntgewordene und wenig später vom Europäi-
schen Rat der Staats- und Regierungschefs gebil-
ligte Dokument sieht u. a. vor: 
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- Verstärkung der Konsultationsverpflichtung der 
EPZ-Partner bei außenpolitischen Themen, wel-
che die Zehn als Ganzes berühren; 

- formelle Einbeziehung der politischen Aspekte 
von außenpolitisch relevanten Sicherheitsfragen 
in die EPZ; 

- Verstärkung der Zusammenarbeit der Vertreter 
der Zehn in Drittstaaten; ebenso der Zehn insge-
samt mit Drittstaaten; 

- Intensivierung der Beziehungen zum Europäi-
schen Parlament; 

- organisatorische Verbesserungen (u. a. mobiler 
Beamtenstab zur Unterstützung der Präsident-
schaft). 

Der Londoner Bericht gibt der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit keine grundsätzlich neue 
Richtung, sondern verfolgt die Linie ihrer kontinu-
ierlichen und an den Erfahrungen der Praxis orien-
tierten Fortentwicklung, wie sie der Luxemburger 
(1970) und Kopenhagener (1973) Bericht vorgezeich-
net haben. Es ist die Absicht der Bundesregierung, 
auf diesem Weg weiter voranzuschreiten. 

Gleichermaßen als Zeichen für den sich erweitern-
den Interessenhorizont der Zehn kann ein weiteres 
Treffen der EG-Außenminister mit ihren Amtskolle-
gen aus den in ASEAN zusammengeschlossenen 
südostasiatischen Staaten am 13./14. Oktober 1981 
in London gewertet werden. Themen des politischen 
Meinungsaustausches waren in erster Linie die ge-
genwärtigen Krisenschauplätze in Asien, darunter 
Afghanistan und Kampuchea sowie die Flüchtlings-
probleme dieses Raumes. Zu Afghanistan stellten 
die Außenminister übereinstimmend fest, daß die 
militärischen Operationen sowjetischer Truppen ge-
gen das afghanische Volk sich fortsetzen und die Si-
tuation in diesem Lande eine wichtige Ursache in-
ternationaler Spannungen bleibt. Die ASEAN-Au-
ßenminister bekräftigten ihre Unterstützung des 
Vorschlags des Europäischen Rats zur Einberufung 
einer internationalen Konferenz über Afghanistan 
als konstruktiven Ansatz für eine politische Lösung 
des afghanischen Problems. Das Treffen endete mit 
der Absichtserklärung beider Seiten, ihre Zusam-
menarbeit weiter zu vertiefen. 

Von den gemeinsamen Stellungnahmen der Zehn 
fand besondere Beachtung die im Schlußkommuni-
qué des informellen Außenministertreffens am 4. Ja-
nuar 1982 in Brüssel enthaltene Erklärung zu Polen. 
Die Erklärung stellte u. a. fest, daß in Polen entgegen 
den Erklärungen der polnischen Führung der Dialog 
mit den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
der Nation nicht wieder aufgenommen worden ist, 
sondern Unterdrückung herrscht mit all ihren Ver-
letzungen der elementarsten Menschen- und Bür-
gerrechte. Es wurde weiter festgestellt, daß die an 
sich schon ernste Lage noch verschärft würde, wenn 
eine offene Intervention des Warschauer Paktes 
stattfinden sollte; vor einer solchen Intervention 
sprachen die Zehn in feierlicher Form eine Warnung 
aus. An die polnischen Behörden richteten sie den 
nachdrücklichen Appell, schnellstens das Kriegs-
recht aufzuheben, die Verhafteten auf freien Fuß zu 
setzen und einen wirklichen Dialog mit Kirche und 

Solidarität wiederherzustellen. Die Zehn kündigten 
darüber hinaus an, daß sie weitere Maßnahmen auf-
grund der Entwicklung in Polen ins Auge faßten. 

Meinungsaustausch und Abstimmung mit Blick auf 
die Lage in Polen wurden im Rahmen der EPZ inten-
siv fortgesetzt, zuletzt auf dem Treffen der Außenmi-
nister am 23. Februar 1982 in Brüssel. Hierbei wurde 
die Lagebeurteilung durch die Vereinigten Staaten 
einbezogen. 

Der Europäische Rat begrüßte auf seiner Sitzung 
am 26./27. November 1981 in London die in der Rede 
Präsident Reagans vom 18. November 1981 zum Aus-
druck gebrachte Bereitschaft der USA zur Auf-
nahme von Rüstungskontrollverhandlungen mit der 
Sowjetunion. Im Zusammenhang mit dem KSZE-
Folgetreffen in Madrid bekräftigte der Europäische 
Rat sein Interesse an einer Einigung über ein präzi-
ses Mandat für eine Konferenz über Abrüstung in 
Europa. 

Zum Nahen Osten begrüßten die Zehn in einer Er-
klärung am 23. November 1981 die Bereitschaft 
Frankreichs, Italiens, der Niederlande und Großbri-
tanniens, an der Sinai-Friedenstruppe teilzuneh-
men. Ferner bedauerten die Außenminister der 
Zehn auf ihrem Treffen am 15. Dezember 1981 in 
London die Entscheidung der israelischen Regie-
rung und der Knesset, den Geltungsbereich des is-
raelischen Rechts, der israelischen Hoheitsgewalt 
und Verwaltung auf besetztes syrisches Gebiet auf 
den Golan-Höhen auszudehnen. Sie stellten fest, 
daß dieser Schritt die Suche nach einer umfassen-
den Friedensregelung im Nahen Osten weiter er-
schwere. 

Zum Thema Afghanistan wurde von den Außenmini-
stern der Zehn auf ihrem jüngsten Treffen am 
23. Februar 1982 eine Erklärung abgegeben, mit der 
die Initiative des Europäischen Parlaments begrüßt 
und unterstützt wurde, den 21. März 1982 als Afgha-
nistan-Tag zu begehen. 

Europäische Akte 

Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Pro-
bleme in der Gemeinschaft, in ihren Mitgliedstaaten 
und in der Welt sowie angesichts neuer außenpoliti-
scher Herausforderungen hat die Bundesregierung 
im Berichtszeitraum ihre Initiative zur Verabschie-
dung einer Europäischen Akte als einen konkreten 
politischen Schritt auf dem Wege zur Europäischen 
Union weiter vorangetrieben. Nach Ermächtigung 
durch das Bundeskabinett am 4. November 1981 un-
terbreitete Bundesminister Genscher den Regierun-
gen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft den -
von Italien mitgetragenen - Vorschlag zur Verab-
schiedung einer Europäischen Akte und einer von 
der italienischen Regierung initiierten „Erklärung 
zu Fragen der wirtschaftlichen Integration" und 
legte ihnen entsprechende Textentwürfe vor. Der 
Europäische Rat beauftragte am 26./27. November 
1981 in London die Außenminister, in Zusammenar-
beit mit der Kommission die deutsch-italienischen 
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Vorschläge zur Verabschiedung der Europäischen 
Akte zu prüfen und näher zu klären und auf einer 
künftigen Tagung des Europäischen Rates hierüber 
Bericht zu erstatten. Die von den Außenministern 
eingesetzten persönlichen Beauftragten legten den 
Außenministern am 23. Februar 1982 einen Bericht 
über die wesentlichen politischen Fragen der Euro-
päischen Akte vor und erhielten das Mandat, jetzt 
konkrete Textvorschläge zu erarbeiten und den Mi-
nistern vorzulegen. 

Unter Einbeziehung neuer Bereiche sollen die beste-
henden Strukturen der Europäischen Gemeinschaft, 
einschließlich des Europäischen Parlaments und der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit sowie 
des Europäischen Rates, in der als politisches In-
strument konzipierten Europäischen Akte zusam-
mengefaßt werden, um ein stärkeres institutionell 
verklammertes Zusammenwirken zu erreichen und 
die Europäische Union schrittweise zu verwirkli-
chen. Hierbei soll die Europäische Gemeinschaft als 
Kernstück der europäischen Integration nach Maß-
gabe der Verträge von Paris und Rom gestärkt und 
gleichzeitig die Europäische Politische Zusammen-
arbeit intensiviert werden. Die gesamte Politik (EG 
und EPZ) soll vom Europäischen Rat als dem politi-
schen Lenkungsorgan gesteuert werden und Im-
pulse erhalten. Die Rolle des Europäischen Parla-
ments als bewußtseinsbildender Faktor der europäi-

schen Einigung und Element der demokratischen 
Legitimität des Einigungsprozesses soll durch den 
Ausbau seiner Mitwirkungs- und Kontrollfunktio-
nen gestärkt werden. Ein weiterer Schwerpunkt ist 
die Verbesserung der Entscheidungs- und Hand-
lungsfähigkeit des Rats durch Zurückdrängen der 
Konsenspraxis und stärkere Anwendung des ver-
traglich vorgesehenen Mehrheitsprinzips bei Ab-
stimmungen des Rats. 

Rechtliche Zusammenarbeit und innere Sicherheit 

Die über die EG-Rechtsangleichung hinausgehende 
rechtliche Zusammenarbeit der Justizminister der 
Zehn durch Harmonisierung und Vereinheitlichung 
weiterer Bereiche der Gesetzgebung der EG-Mit-
gliedstaaten wurde fortgesetzt. Die Bundesregie-
rung mißt diesem Bereich besondere Bedeutung zu, 
was auch durch die Einbeziehung des Bereichs in 
den Vorschlag einer „Europäischen Akte" zum Aus-
druck kam. 

Die Zusammenarbeit der Zehn im Bereich der inne-
ren Sicherheit wurde mit Treffen auf allen Ebenen 
der TREVI-Arbeitsgemeinschaft fortgesetzt. Unter 
britischer Präsidentschaft fand im Dezember 1981 
ein Ministertreffen der für die innere Sicherheit in 
den EG-Staaten zuständigen Innen- bzw. Justizmini-
ster statt. 
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A. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 

I. Institutionelle Fragen 

Europäisches Parlament (EP) 

1. Am 10. März 1982 beschloß das EP den Entwurf 
eines einheitlichen Wahlsystems für die EP-Abge-
ordneten. Die 1984 anstehende zweite Direktwahl 
des EP soll nach einem personalisierten Verhältnis-
wahlsystem mit sog. Mehrmann-Wahlkreisen (3 bis 

15 Sitze) erfolgen, um die Beziehung von Abgeordne-
ten und Wählerschaft unmittelbarer als bisher zu ge-
stalten. Der Rat hat mit der Behandlung des Ent-
wurfs begonnen. 

2. Als Nachfolger der französischen Liberalen Si-
mone Veil wählte das EP am 15. Januar 1982 den nie-
derländischen Sozialisten Pieter Dankert zu seinem 
Präsidenten. Die deutschen Abgeordneten Friedrich 
und Dr. Klepsch wurden zu Vizepräsidenten ge-
wählt. 

3. Rat, Kommission und Außenminister (Euro-
päisch Politische Zusammenarbeit) beantworteten 
1981 im Europäischen Parlament rd. 2 300 Anfra-
gen. 

Die britische Premierministerin Thatcher berich-
tete dem EP über den Europäischen Rat in London 
und Außenminister Lord Carrington zog vor dem EP 
die Bilanz der britischen Präsidentschaft im Rat, die 
durch eine intensivere Beteiligung an den Arbeiten 
des EP und seiner Ausschüsse gekennzeichnet war. 
Im Vordergrund standen dabei die Fragen der An-
passung der Haushaltsstruktur und der Gemeinsa-
men Agrarpolitik. Auch die Programmreden des bel-
gischen Ratsvorsitzenden Außenminister Tinde-
mans am 16. Januar 1982 und vom Kommissionsprä-
sidenten Thorn am 16. Februar 1982 hatten diese 
Themen zum Schwerpunkt. 

Die Bundesregierung begrüßt die politische Aufwer-
tung, die das Europäische Parlament im Berichts-
zeitraum erfahren hat. 

Rat 

4. Am 1. Januar 1982 ging der Vorsitz im Rat tur-
nusgemäß von Großbritannien auf Belgien über. 

Europäischer Gerichtshof (EuGH) 

5. Der Rechtsstreit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Kommission wegen des Nach-
tragshaushaltsplans Nr. 2/1980 und des Haushalts-
plans 1981 (Rechtssache 48/81) ist durch den Berich-
tigungshaushalt Nr. 1/1981 endgültig gelöst worden. 
Die Bundesregierung hat daraufhin beantragt, die 
Hauptsache für erledigt zu erklären; der Gerichtshof 

ist diesem Antrag mit Beschluß vom 20. Januar 1982 
gefolgt. 

6. Für den freien Warenverkehr sind im Berichts-
zeitraum folgende Urteile bemerkenswert: Nachdem 
der Gerichtshof bereits in einem Vorabentschei-
dungsverfahren (Rechtssache 788/79) festgestellt 
hatte, daß es eine gemäß Artikel 30 EWG-Vertrag 
verbotene Maßnahme gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Einfuhrbeschränkung darstellt, 
wenn ein Mitgliedstaat die Einfuhr von Obstessig 
verbietet, der in einem anderen Mitgliedstaat recht-
mäßig in den Verkehr gebracht worden ist, ist das 
Einfuhrverbot für Obstessig unter der Bezeichnung 
"Essig" Gegenstand eines von der Kommission ge-
gen Italien eingeleiteten Vertragsverletzungsver-
fahrens (Rechtssache 193/80) gewesen. Der Ge-
richtshof hat entschieden, daß die italienische Rege-
lung, wonach die Bezeichnung „Essig" dem Wein-
essig vorbehalten ist, gegen Artikel 30 ff. EWG-Ver-
trag verstößt. Dabei ist unerheblich, daß aufgrund ei-
ner langen Tradition die italienischen Verbraucher 
mit dem Begriff „Essig" nur Weinessig verbinden. 
Denn es ist mit dem Grundsatz des freien Warenver-
kehrs unvereinbar, daß ein Gattungsbegriff einer 
einheimischen Erzeugnisart zum Nachteil von in an-
deren Mitgliedstaaten hergestellten Erzeugnissen 
vorbehalten wird. 

7. Die Entscheidung des Gerichtshofes in der 
Rechtssache 65/81 zur Freizügigkeit der Arbeitneh-
mer erging auf das Vorabentscheidungsersuchen 
des Verwaltungsgerichts Stuttgart, das danach frag-
te, ob die von der Landeskreditbank Baden-Würt-
temberg angebotenen zinslosen Geburtsdarlehen 
auch Arbeitnehmern anderer Mitgliedstaaten, die in 
Baden-Württemberg leben, gewährt werden müssen. 
Der Gerichtshof hat diese Frage bejaht. 

8. Für den freien Dienstleistungsverkehr sehr be-
deutsam ist das Urteil des Gerichtshofes in der 
Rechtssache 279/80. Eine britische Gesellschaft, die 
die Überlassung von Arbeitskräften betrieb, wurde 
auch in den Niederlanden tätig. Die Gesellschaft war 
Inhaberin einer britischen Genehmigung, hatte hin-
gegen keine Zulassung zur Arbeitnehmerüberlas-
sung nach niederländischem Recht. Im Hinblick auf 
die Besonderheiten der Arbeitnehmerüberlassung, 
insbesondere den Schutz der betroffenen Arbeitneh-
mer hält es der Gerichtshof für zulässig, daß der 
zweite Mitgliedstaat (hier: Niederlande) eine Geneh-
migung verlangt, ungeachtet dessen, daß die betref-
fende Gesellschaft eine Genehmigung ihres Sitz-
staates besitzt. Bei der zweiten Genehmigung sind 
die für die Genehmigung im ersten Mitgliedstaat er-
brachten Nachweise und Sicherheiten jedoch zu be-
rücksichtigen. 

In einem Urteil zum öffentlichen Ausschreibungs-
wesen (Rechtssache 76/81) stellte der Gerichtshof 
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fest, daß ein Mitgliedstaat einem Unternehmen aus 
einem anderen Mitgliedstaat keine zusätzlichen 
Auflagen erteilen darf, die über die gemeinschaftli-
chen Richtlinien zum Ausschreibungsverfahren hin-
ausgehen. Diesem Urteil kommt eine erhebliche Be-
deutung insoweit zu, als Mitgliedstaaten zunehmend 
versuchen, den Grundsatz der Dienstleistungsfrei-
heit, wenn nicht offen, dann doch zumindest ver-
steckt zu umgehen. 

In der Rechtssache 203/80 war der Gerichtshof 
erstmals vor die Frage gestellt, ob sich einzelne auf 
die Vorschrift des Artikels 67 EWG-Verkehr über 
den freien Kapitalverkehr berufen können. Die Bun-
desregierung war in dem Verfahren dafür eingetre-
ten, daß Artikel 67 EWG-Vertrag unmittelbar an-
wendbar sei. Die anderen sechs Mitgliedstaaten, die 
sich ebenfalls an dem Verfahren beteiligten, und vor 
allem auch die Kommission waren entgegengesetz-
ter Ansicht, der sich der Gerichtshof angeschlossen 
hat. Damit ist klargestellt, daß der Kapitalverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft nur nach Maßgabe der 
beiden zu Artikel 67 ergangenen Richtlinien von 
1960 und 1962 liberalisiert ist. 

9. Der Gerichtshof hat in der Rechtssache 8/81 
noch einmal ausführlich zu der Frage der unmittel-
baren Wirkung von Richtlinien Stellung genommen. 
Anlaß hierfür war die 6. Umsatzsteuerrichtlinie, die 
von der Bundesrepublik Deutschland erst nach Ab-
lauf der Umsetzungsfrist in deutsches Recht trans-
formiert worden war. Eine Kreditvermittlerin berief 
sich für den fraglichen Zeitraum (nach Ablauf der 
Umsetzungsfrist und vor Transformation durch den 
deutschen Gesetzgeber) auf einen in der Richtlinie 
vorgesehenen Steuerbefreiungstatbestand. Die Fi-
nanzverwaltung wollte hingegen das damals gel-
tende deutsche Recht anwenden, das diese Steuer-
befreiung nicht zuließ. In ihrer Stellungnahme ge-
genüber dem Gerichtshof räumte die Bundesregie-
rung ein, daß Richtlinienbestimmungen nach Ablauf 
der Umsetzungsfrist unmittelbare Wirkungen ha-
ben könnten, verneinte das aber für die betreffende 
Vorschrift der 6. Umsatzsteuerrichtlinie. Der Ge-
richtshof hingegen hielt diese Vorschrift für unbe-
dingt und hinreichend genau, so daß einzelne sich 
nach Ablauf der Umsetzungsfrist darauf berufen 
können. Auch die für die Mehrwertsteuer typische 
Verkettung der Besteuerung verschiedener Perso-
nen steht dem nicht entgegen, soweit der betref-
fende Kreditvermittler die Mehrwertsteuer nicht 
auf seine Geschäftspartner überwälzt hatte. 

10. Das in dem Freihandelsabkommen EWG-Por-
tugal enthaltene Verbot der Maßnahmen gleicher 
Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhrbeschrän-
kung war Gegenstand des Verfahrens in der Rechts-
sache 270/80. In seiner Entscheidung vom 9. Februar 
1982 hat der Gerichtshof festgestellt, daß dieses Ver-
bot nicht mit dem vergleichbaren Verbot des Arti-
kels 30 EWG-Vertrag identisch ist. Die für die Praxis 
wichtige Frage, ob sich einzelne auf Bestimmungen 
des Freihandelsabkommens berufen können, hat 
der Gerichtshof ausdrücklich offengelassen. 

Organgemeinsames Informationssystem 

11. Die Kommission hat im Juli 1981 einen Be-
schluß des Rates über die Koordinierung der Tätig-
keiten der Mitgliedstaaten und der Gemeinschafts-
organe zum Aufbau eines Planungsprogramms für 
die Schaffung eines interinstitutionellen Informa-
tionssystems der Gemeinschaft (INSIS) vorgeschla-
gen. Mit dem angestrebten Informationssystem zwi-
schen den Gemeinschaftsorganen und -institutionen 
und den mit den Aktivitäten der Gemeinschaft am 
stärksten verbundenen Verwaltungen der Mitglied-
staaten soll einerseits die Abwicklung der Gemein-
schaftsarbeiten, insbesondere der Informationsaus-
tausch, durch Nutzung neuer Kommunikationstech-
niken verbessert werden. Zum anderen soll mit dem 
einzurichtenden Testmarkt der Ausbau des digita-
len integrierten öffentlichen Fernmeldenetzes 
(ISDN) und die Festlegung der erforderlichen Stan-
dards für den Datenaustausch stimuliert sowie die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie 
verstärkt werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung reichen die 
Vorschläge als Entscheidungsgrundlagen für einen 
von der Kommission angestrebten Ratsbeschluß 
nicht aus. Als erster Schritt sollte der qualitative und 
quantitative Benutzerbedarf ermittelt werden, auf 
dessen Basis dann unter Berücksichtigung von 
Nutzen und Kosten die Notwendigkeit und techni-
sche Ausgestaltung eines organgemeinsamen Infor-
mationssystems geprüft werden kann. Die Bundes-
regierung ist bereit, an der Bedarfsermittlung mitzu-
wirken. 

11. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Wirtschaftspolitik 

12. Am 14. Dezember 1981 hat der Rat den von der 
Kommission erstellten Jahreswirtschaftsbericht der 
Gemeinschaft und die wirtschaftspolitischen Leitli-
nien für die Mitgliedstaaten (Griechenland am 
15. März 1982) im Jahre 1982 genehmigt. Danach und 
nach den neueren inzwischen von der Kommission 
veröffentlichten gesamtwirtschaftlichen Daten hat 
sich die Wirtschaftslage in der Gemeinschaft im 
Jahre 1981 ungünstiger entwickelt, als es ein Jahr 
zuvor prognostiziert worden ist. Auch der Beginn ei-
nes neuen wirtschaftlichen Erholungsprozesses ist 
noch immer nicht mit ausreichender Sicherheit zu 
prognostizieren. Das Votum, das der Sachverständi-
genrat in seinem letzten Jahresgutachten für die 
deutsche Wirtschaft abgegeben hat, läßt sich des-
halb auch im Gemeinschaftsrahmen verallgemei-
nern. Nach diesem Urteil handelt es sich bei der an-
dauernden wirtschaftlichen Stagnation im Kern 
nicht um einen zyklischen Abschwung, sondern um 
eine durch Störungen von außen verursachte und 
durch interne Probleme verstärkte hartnäckige 
wirtschaftliche Stockungsphase. 

Das Bruttoinlandsprodukt ist in der Gemeinschaft 
1981 real um 0,5 v. H. zurückgegangen. Der Anteil 
der Arbeitslosen an der Zahl der Erwerbspersonen 
ist auf 7,9 v. H. gegenüber 6,1 v. H. 1980 und 5,5 v. H. 
1979 gestiegen. Der Abbau des Leistungsbilanzdefi-
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zits um 9 Mrd. auf 18 Mrd. ECU1) (43,2 Mio. DM) 
dürfte ganz wesentlich auf die Abwertung des ECU 
im Vergleich zu US-Dollar und Yen zurückzuführen 
sein. Der Preis für diesen Erfolg muß in der nach wie 
vor ungebrochenen Inflation gesehen werden. Die 
Verbraucherpreise sind gegenüber dem Vorjahr um 
11,4 v. H. und damit nur um 0,5 v. H.-Punkte weniger 
gestiegen als im Jahre zuvor. Zum Teil als Ursache, 
zum Teil als Reflex der wirtschaftlichen Entwick-
lung haben sich die öffentlichen Defizite 1981 auf 
nicht weniger als 5 v. H. des Bruttoinlandsproduktes 
belaufen. 

Auch wenn sich alle Länder der Gemeinschaft glei-
chermaßen vor große wirtschaftliche Probleme ge-
stellt sehen, ist die in den jeweiligen gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerten zum Ausdruck kommende 
Wachstumsschwäche durchaus unterschiedlich aus-
geprägt. Von mehr Konvergenz der wirtschaftlichen 
Entwicklung in der Gemeinschaft kann somit nach 
wie vor nicht die Rede sein. Die enormen Unter-
schiede in den Inflationsraten der Mitgliedstaaten, 
die im Extremfall 1981 mehr als 17 v. H.-Punkte aus-
machten, demonstrieren diese gerade auch für ein 
gutes Funktionieren des Europäischen Währungssy-
stems so hinderliche Tatsache wohl am augenfällig-
sten. 

Gegenüber ihrer im Jahreswirtschaftsbericht 1981 
bis 1982 veröffentlichten Prognose eines realen 
Wachstums in der Gemeinschaft von 2 v. H. sah sich 
die Kommission durch den zwischenzeitlichen Kon-
junkturverlauf jetzt veranlaßt, die Einschätzung für 
1982 um 0,4 v. H.-Punkte auf eine Rate von 1,6 v. H. 
zurückzunehmen. Ein so geringes Wachstum reicht 
allenfalls aus, den Anstieg der Arbeitslosigkeit im 
Jahresverlauf zu verlangsamen, keinesfalls genügt 
es, ihn zu stoppen. Die Kommission geht deshalb von 
einer weiteren, gravierenden Verschlechterung der 
Arbeitsmarktsituation in der Gemeinschaft aus. Die 
Arbeitslosenquote soll danach von 7,9 auf 9,1 v. H. 
ansteigen. Mit deutlichen Erfolgen bei der Begren-
zung der Defizite der öffentlichen Haushalte ist ge-
meinschaftsweit u. a. auch wegen der sich abzeich-
nenden Verschlechterung der Lage auf dem Arbeits-
markt in diesem Jahr nicht zu rechnen. Auf der Ba-
sis der gegenwärtigen haushaltspolitischen Absich-
ten und Vorausschätzungen erwartet die Kommis-
sion einen nur um 0,3 v. H.-Punkte auf 4,7 v. H. sin-
kenden Anteil der öffentlichen Defizite am Bruttoin-
landsprodukt. Demgegenüber lassen die voraus-
sichtliche Entwicklung der Wechselkurse, aber auch 
eine gewachsene Einsicht in die gesamtwirtschaftli-
chen Zusammenhänge und Erfordernisse einen 
Rückgang der Inflationsrate um gut 1 v. H. als opti-
mistisch aber nicht als unrealistisch erscheinen. Mit 
10,3 v. H. werden die Verbraucherpreise jedoch noch 
immer mit zweistelliger Rate wachsen. Allein der 
Abbau der Leistungsbilanzdefizite dürfte im Ge-
meinschaftsdurchschnitt wesentlich schneller gelin-
gen als vor einem Quartal geschätzt. Gemessen als 
Anteil am Bruttoinlandsprodukt erwartet die Kom-
mission nach dem raschen Abbau im Vorjahr für 
dieses Jahr eine Halbierung und damit einen weiter 
beschleunigten Abbau der Defizite. 

1) 1 ECU = 2,45 DM 

Die Arbeitslosigkeit und ihr weiterer Anstieg im 
Jahresverlauf stellen die Wirtschaftspolitik in der 
Europäischen Gemeinschaft vor große Probleme. 
Ihr Handlungsspielraum bleibt zudem angesichts 
der zu erwartenden Inflationsraten und Haushalts-
defizite immer noch stark eingeschränkt. Zu Recht 
wird im Jahreswirtschaftsbericht der Gemeinschaft 
betont, daß die Lösung der Probleme ohne die um-
fangreiche Erneuerung und Ausweitung des Be-
stands an produktivem Kapital nicht möglich ist. Da-
bei kommt der Senkung der sehr hohen Realzinsen 
(sie betrugen nach Kommissionsangaben in einzel-
nen Ländern der Gemeinschaft bis zu 9 v. H. gegen-
über einem langfristigen Gemeinschaftsdurch-
schnitt von etwa 2,5 v. H.) entscheidende Bedeutung 
zu. Es wird richtigerweise betont, daß sich Zinssen-
kungen nicht anordnen und ohne weiteres erreichen 
lassen. Die Wirtschaftspolitik muß vielmehr Zins-
senkungsspielräume über eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eröffnen. Die 
Kommission unterstreicht in diesem Zusammen-
hang die Notwendigkeit, daß gegenüber den die Ka-
pitalmärkte beherrschenden Staatspapieren mehr 
Mittel als privates Risikokapital aufgebracht wer-
den müssen. Auch dies erfordert striktere Maßnah-
men zum Abbau der Haushaltsdefizite in einigen 
Mitgliedsländern. 

Auch der Europäische Rat hat in seiner Sitzung am 
29. und 30. März in Brüssel auf die Bedeutung der In-
vestitionen hingewiesen und seine große Besorgnis 
über den zu geringen Investitionsanteil am BIP in 
Europa zum Ausdruck gebracht. Er hält eine koordi-
nierte Politik zur Investitionsförderung und zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit für notwendig. Wich-
tige Beiträge für eine Umstrukturierung des Sozial-
produkts von konsumtiven zu investiven Verwen-
dungen sowie für eine stabile Entwicklung der Pro-
duktionskosten müssen nach Ansicht des Europäi-
schen Rates die Sozialpartner leisten. Darüber hin-
aus mißt er Zinssenkungen besondere Bedeutung 
bei. 

13. Die Bundesregierung hat in ihrem Jahreswirt-
schaftsbericht betont, daß eine durchgreifende The-
rapie nur in der primären Verantwortung der einzel-
nen Mitgliedstaaten möglich ist. Die Grundlinien ei-
ner solchen Politik sind in dem Entwurf des V. Pro-
gramms für die mittelfristige Wirtschaftspolitik der 
Europäischen Gemeinschaften niedergelegt. Die Ge-
meinschaft kann nur nationale Eigenanstrengungen 
unterstützen und dadurch Hilfe zur Selbsthilfe lei-
sten. Darüber hinausgehende Belastungen würden 
die Gemeinschaft nicht nur finanziell überfordern; 
sie würden Versuche verstärken, der Gemeinschaft 
die Verantwortung für nationale Fehlentwicklungen 
aufzubürden. Die Bundesregierung bedauert des-
halb, daß es in den bisherigen Verhandlungen über 
das Mandat vom 30. Mai 1980 nicht gelungen ist, den 
Anstieg der Gemeinschaftsausgaben wirksam ein-
zudämmen und auf diese Weise finanziellen Spiel-
raum zurückzugewinnen. 

14. Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß es vor 
allem aufgrund der unbefriedigenden wirtschaftli-
chen Entwicklung im Berichtszeitraum keine Fort-
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schritte im Kampf gegen den sich ausbreitenden 
Protektionismus und die zunehmenden Tendenzen 
zur Verfälschung des internationalen Wettbewerbs 
gegeben hat. Es hat eher den Anschein, daß der Han-
del innerhalb der Gemeinschaft wie mit Drittlän-
dern mehr denn je durch Handelshemmnisse und 
nationale Beihilfepolitiken gefährdet ist. Alle Insti-
tutionen der Gemeinschaft müssen deshalb ver-
stärkte Anstrengungen gegen diese Tendenzen un-
ternehmen, und jedweden Praktiken, die die Anpas-
sung der Europäischen Wirtschaft an den internatio-
nalen Strukturwandel hemmen oder ihn künftig zu 
behindern drohen, energisch entgegentreten, um 
sich dem Ziel eines wirklich gemeinsamen Europäi-
schen Marktes weiter zu nähern und sich nicht von 
der Leitidee der Römischen Verträge zu entfernen. 

Europäische Währungspolitik 

Das Europäische Währungssystem (EWS) hat auch 
im Berichtszeitraum gut funktioniert, während ins-
besondere die Tageskursschwankungen gegenüber 
den wichtigsten Währungen außerhalb des EWS 
weiterhin groß waren. Durch Divergrenzen in der 
Wirtschafts- und Währungsentwicklung zwischen 
einzelnen Teilnehmerstaaten wurden jedoch zwei 
Wechselkursanpassungen notwendig. Am 5. Okto-
ber 1981 wurden die D-Mark und der holländische 
Gulden aufgewertet und der französische Franc und 
die italienische Lira abgewertet. Gemessen an ih-
rem ECU-Leitkurs betrug die Aufwertung der 
D-Mark 5,6 v. H. Am 22. Februar 1982 werteten der 
belgische Franc um 8 1/2 v. H. und die Dänenkrone 
um 3 v. H. gegenüber den anderen EWS-Teilnehmer-
währungen ab. Seither beträgt der ECU-Leitkurs der 
D-Mark: 1 ECU = 2,41815 D-Mark. Insgesamt ergab 
sich für die D-Mark durch diese zwei Wechselkurs-
anpassungen eine mit Handelsanteilen gewichtete 
Aufwertung gegenüber dem EWS-Raum von 7,6 v. H. 
Die zwei Realignments erwiesen erneut die gute 
Funktionsfähigkeit des EWS, die ihm eine reibungs-
lose Anpassung an Veränderungen der wirtschaftli-
chen Grunddaten erlaubt. 

Angesichts der positiven Erfahrungen mit dem EWS 
während der letzten drei Jahre war sich der Europäi-
sche Rat im November 1981 grundsätzlich darin ei-
nig, das System zu festigen und weiterzuentwickeln. 
Der Rat bat daraufhin die zuständigen EG-Aus-
schüsse und die Kommission, detaillierte Vor-
schläge zur Weiterentwicklung des EWS zu erarbei-
ten, die positive Beschlüsse ermöglichen. Der Euro-
päische Rat hielt es auf seiner Sitzung am 29./-
30. März 1982 für angebracht, dem EWS durch Stär-
kung der wirtschaftlichen Konvergenz, der Mecha-
nismen des Systems, der Rolle des ECU und der mo-
netären Kooperation sowohl innerhalb der Gemein-
schaft als auch mit Drittländern neue Impulse zu ge-
ben. 

Der Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 

Der Nachtrags- und Berichtigungshaushalt 2/1981 

16. Durch den am 21. Dezember 1981 von der EP-
Präsidentin endgültig festgestellten Nachtrags- und 

Berichtigungshaushalt 2/1981 wurde das Haushalts-
volumen des EG-Haushaltes 1981 um 696 Mio. 
ECU 1) (1,705 Mrd. DM) gekürzt. 

Diese Kürzung ist insbesondere auf die besonders 
günstige Entwicklung der Ausgaben für die Abtei-
lung Garantie des Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft zurückzuführen. Allgemein 
hohe Agrarpreise auf dem Weltmarkt, hauptsächlich 
infolge des Dollarkurses, ermöglichten neben der be-
reits im Berichtigungshaushalt 1/1981 vorgenomme-
nen Kürzung um 521 Mio. ECU (1,276 Mrd. DM) eine 
zusätzliche Kürzung um 724 Mio. ECU (1,774 Mrd. 
DM), so daß die Agrarmarktausgaben 1981 insge-
samt um 1,2 Mrd. ECU (2,94 Mrd. DM) vermindert 
werden konnten. 

Außerdem wurde bestimmungsgemäß der Über-
schuß des Haushaltes 1980 in Höhe von rd. 700 Mio. 
ECU (1,72 Mrd. DM) auf der Einnahmeseite des 
Haushaltes 1981 verbucht. Gleichzeitig mußten aber 
die für 1981 angesetzten Einnahmen nach unten kor-
rigiert werden. 

Darüber hinaus wurden im Nachtrags- und Berichti-
gungshaushalt 2/1981 40 Mio. ECU (98 Mio. DM) für 
eine Nahrungsmittelhilfe-Sonderaktion zugunsten 
der am wenigsten entwickelten Länder sowie 
62 Mio. ECU (154 Mio. DM) für Sozialmaßnahmen im 
EGKS-Bereich veranschlagt. 

Der Haushalt 1982 

17. Am 21. Dezember 1981 hat die Präsidentin des 
Europäischen Parlaments den Haushalt der EG für 
1982 endgültig festgestellt, obwohl das erforderliche 
Einvernehmen zwischen Rat und EP zur Festset-
zung eines neuen Höchstsatzes fehlte. 

Der diesjährige Konflikt entzündete sich an einer 
unterschiedlichen Auffassung über die Einteilung 
der Ausgaben des EG-Haushalts in obligatorische 
und nichtobligatorische. Das EP hatte dem Rat vor-
geschlagen, sich schon im Haushaltsaufstellungs-
verfahren für den EG-Haushalt 1982 über die Eintei-
lung der Ausgaben zu einigen. Der Rat hatte in ei-
nem Konzertierungsgespräch im November 1981 der 
EP-Delegation vorgeschlagen, diese Einigung ohne 
Zeitdruck zu Beginn des Jahres 1982 zu suchen. 

Das EP, das in zweiter Lesung die Auffassung ver-
trat, nur die Ausgaben als obligatorisch anzusehen, 
bei denen keine divergierenden Meinungen unter 
den Haushaltsorganen bestehen, legte einseitig bei 
den Verpflichtungsermächtigungen (VE) und bei 
den Zahlungsermächtigungen (ZE) eine um jeweils 
2 Mrd. ECU (4,9 Mrd. DM) höhere Basis bei den 
nichtobligatorischen Ausgaben fest und erhöhte die 
Ausgaben um 252 Mio. ECU/VE (614 Mio. DM) und 
224 Mio. ECU/ZE (549 Mio. DM) über den Ratsent-
wurf hinaus. Der vom Rat vorgeschlagene Dialog 
mit dem EP über die unterschiedlichen Auffassun-
gen im Haushaltsverfahren ist mit dem Ziel einer 
politischen Lösung aufgenommen worden. 

1) 1 ECU= 2,45 DM 
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Da der Rat das Vorgehen des EP als nicht vertrags-
konform ansieht, hat er zur Rechtswahrung außer-
dem beim Europäischen Gerichtshof Klage erhoben. 

Alle Mitgliedstaaten zahlen zwar ihren Anteil an 

a) Mittel für Verpflichtungen 
- in Mio. ECU - (1 ECU = 2,45 DM) 

dem festgestellten EG-Haushalt 1982 vollständig, je-
doch teilweise unter Vorbehalt. 

Gegliedert nach großen Ausgabenblöcken, weist der 
Haushalt die nachstehenden Ansätze aus: 

1981 1982 Steigerung v. H. 

Agrarbereich 12 335,3 14 059,7 13,98 
Sozialbereich 1 073,7 1 357,3 26,42 
- Sozialfonds 963,0 1 242,8 29,05 
Regionalbereich 2 518,8 3 483,5 38,30 
- Regionalfonds 1 540,0 1 610,5 4,58 
- Sondermaßnahmen GB 775,1 1 654,2 113,42 
Forschung, Energie, gewerbliche Wirtschaft 401,4 485,7 20,99 
Zusammenarbeit und Entwicklung 967,9 822,4 -15,03 
Erstattungen an Mitgliedstaaten 1 431,9 1 120,9 -21,72 
- für Erhebung der Eigenmittel 814,0 962,4 18,24 
- Finanzausgleich, -mechanismus GB 510,8 57,6 -88,73 
- Erstattungen an Griechenland 107,2 100,9 - 5,86 
Verschiedenes (insbesondere Verwaltung) 1 015,7 1 097,0 8,01 
Reservemittel 241,4 833,62) 245,40 

Summe*)... 19 986,1 23 260,1 16,38 
(48 965,9 Mio. DM) (56 987,2 Mio. DM) 

*) Abweichungen in der Summe beruhen auf Rundungsdifferenzen 
1) davon 44,2 Mio. ECU sonstiger Agrarbereich; 11,4 Mio. ECU Forschung und Energie; 150 Mio. ECU Zusatzmaßnahmen; 

19,7 ECU Verwaltung 
2) davon 454 Mio. ECU EAGFL Garantie; 8,3 Mio. ECU sonstiger Agrarbereich; 149 Mio. ECU Regionalfonds; 79,9 Mio. ECU 

Forschung und Energie; 135,5 Mio. ECU Zusammenarbeit und Entwicklung 

b) Mittel für Zahlungen 
- in Mio. ECU - (1 ECU = 2,45 DM) 

1981 1982 Steigerung v. H. 

Agrarbereich 12 148,0 14 065,2 15,78 
Sozialbereich 732,8 1 022,3 39,52 
- Sozialfonds 620,4 911,3 46,89 
Regionalbereich 1 798,0 2 823,0 57,01 
- Regionalfonds 819,2 950,0 15,97 
- Zusatzmaßnahmen GB 775,1 1 654,2 113,42 
Forschung, Energie, gewerbliche Wirtschaft 309,0 410,4 32,83 
Zusammenarbeit und Entwicklung 791,3 803,3 1,52 
Erstattungen an Mitgliedstaaten 1 431,9 1 120,9 -21,72 
- für Erhebung der Eigenmittel 814,0 962,4 18,24 
- Finanzausgleich, -mechanismus GB 510,8 57,6 -88,73 
- Erstattungen an Griechenland 107,2 100,9 - 5,86 
Verschiedenes (insbesondere Verwaltung) 1 015,7 1 097,0 8,01 
Reservemittel 207,4 1) 642,32) 209,65 

Summe*)... 18 434,0 21 984,4 19,26 
(45 163,3 Mio. DM) (53 861,8 Mio. DM) 

*) Abweichungen in der Summe beruhen auf Rundungsdifferenzen 
1) davon 17,2 Mio. ECU sonstiger Agrarbereich; 150 Mio. ECU Zusatzmaßnahmen GB; 19,7 Mio. ECU Verwaltung 
2) davon 454 Mio. ECU EAGFL Garantie; 13,3 Mio. ECU sonstiger Agrarbereich; 125 Mio. ECU Regionalfonds; 25,3 Mio. ECU 

Forschung und Energie; 13,5 Mio. ECU Zusammenarbeit und Entwicklung 
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Zur Deckung der Zahlungsermächtigungen sind folgende Einnahmen veranschlagt: 

in Mio. ECU (1 ECU - 2,45 DM) 

1981 1982 Steigerung in v. H. 

Agrarabschöpfungen 1 773,7 2 685,1 51,39 
Zölle 6 366,0 6 939,0 9,00 
Mehrwertsteuereigenmittel ... . 9 190,2 11 998,3 30,56 
Finanzbeiträge 151,3 197,5 30,52 
Eigenmittel-Istabrechnung Vorjahr 546,1 --

Überschüsse aus dem Vorjahr 246,1 --

Verschiedene Einnahmen 160,6 164,5 2,44 

Summe*)... 18 434,0 21 984,4 19,26 
(45 163,3 Mio. DM) (53 861,8 Mio. DM) 

*) Abweichungen in der Summe beruhen auf Rundungsdifferenzen 
Der 1 v.H,-Plafond der Bemessungsgrundlage für die Mehrwertsteuereigenmittel wird 1981 zu 78,68 v.H. und 1982 zu 
92,48 v.H. ausgeschöpft. 

III. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

18. Die Kommission hat Vorschläge für Verord-
nungen zur Anwendung der Wettbewerbsregeln auf 
den Luft- und den Seeverkehr vorgelegt. Die Kom-
mission will mit den materiell- und verfahrensrecht-
liche Vorschriften enthaltenden Vorschlägen eine 
Lücke schließen, da für diese Wirtschaftszweige bis-
her keine Durchführungsvorschriften zur Anwen-
dung der Wettbewerbsregeln des Vertrags erlassen 
worden sind. Während für den Seeverkehr neben be-
stimmten technischen Kooperationen auch die den 
Linienverkehr besorgenden Schiffahrtskonferenzen 
unter im einzelnen festgelegten Bedingungen und 
Auflagen vom Kartellverbot freigestellt werden und 
einer Mißbrauchskontrolle unterliegen sollen, be-
schränkt sich der Vorschlag für den Luftverkehr ne-
ben einer Freistellung für bestimmte Vereinbarun-
gen über die technische Zusammenarbeit im we-
sentlichen auf die Regelung von Verfahrensfragen 
und enthält insbesondere keine Freistellung für 
wirtschaftliche Vereinbarungen. Die Bundesregie-
rung hat sich bei den Beratungen in Brüssel für Re-
gelungen eingesetzt, die neben einer Stärkung der 
Wettbewerbselemente auch den Besonderheiten 
dieser Verkehrsmärkte Rechnung tragen. Wie die 
von der Mehrheit der Mitgliedstaaten im Rahmen 
der bisherigen Beratungen geltend gemachten Vor-
behalte zeigen, scheint dies insbesondere hinsicht-
lich des Vorschlags für den Luftverkehr noch nicht 
in hinreichendem Maße gelungen zu sein. 

Mit ihren neuen Änderungsvorschlägen vom De-
zember 1981 zum damaligen Verordnungsvorschlag 
für eine Verordnung über die Kontrolle von Unter-
nehmenszusammenschlüssen aus dem Jahre 1973 
bezweckt die Kommission, entsprechend verschie-

denen Entschließungen des Europäischen Parla-
ments, die Arbeiten im Rat wieder in Gang zu brin-
gen. An Änderungen schlägt die Kommission insbe-
sondere vor, die Fusionskontrolle stärker auf ge-
meinschaftsrelevante Konzentrationsvorgänge zu 
beschränken, indem die Umsatzschwelle, unterhalb 
derer die Verordnung nicht zur Anwendung kom-
men soll, von 200 Mio. (480 Mio.) auf 500 Mio. ECU 
(1,2 Mrd. DM) erhöht wird. Hinsichtlich der Eingreif-
kriterien wird zugunsten der Unternehmen eine sei-
tens der Kommission zu widerlegende Vermutung 
vorgeschlagen, nach der Zusammenschlüsse, durch 
die weniger als 20 v.H. Marktanteil im Gemeinsa-
men Markt erreicht werden, als im Regelfall unbe-
denklich anzusehen sind. Im übrigen wird eine stär-
kere Beteiligung der Mitgliedstaaten am Entschei-
dungsprozeß vorgeschlagen. Die Bundesregierung 
hat stets betont, daß die Einführung einer europäi-
schen Fusionskontrolle zwingend voraussetzt, daß 
bei ihrer Ausgestaltung und Anwendung die effi-
ziente Durchsetzung der mit ihr verfolgten wettbe-
werbspolitischen Ziele sichergestellt sein muß. Die 
in den Änderungsvorschlägen zum Ausdruck kom-
mende Abschwächung der wettbewerblichen Aus-
richtung des ursprünglichen Kommissionsvor-
schlags lassen Zweifel berechtigt erscheinen, daß 
diese Grundvoraussetzung erfüllt werden kann. 

19. Aus der Entscheidungspraxis der Kommission 
ist das gegen das niederländische Tochterunterneh-
men von Michelin geführte Verfahren von besonde-
rem Interesse. In ihrer noch nicht bestandskräftigen 
Entscheidung hat die Kommission das von dem Un-
ternehmen praktizierte Rabattsystem als Variante 
eines Treuerabattsystems gewertet und als Miß-
brauch einer marktbeherrschenden Stellung ange-
sehen. Das von dem Unternehmen praktizierte Sy-

1) 1 ECU = z.Z. ca. 2,40 DM 
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stem bestand im wesentlichen darin, den Wiederver-
käufern ein festes Verkaufsziel für Michelin-Reifen 
individuell vorzugeben und bei Erreichen dieses, je-
weils unterschiedlichen Ziels Preisnachlässe zu ge-
währen. Mit dieser Entscheidung unterstreicht die 
Kommission ihre Auffassung, daß ein marktbeherr-
schendes Unternehmen Rabatte, die die Einheit des 
Gemeinsamen Marktes beeinträchtigen, nicht dazu 
benutzen darf, seine Marktstellung zu erhalten oder 
zu festigen. 

Staatliche Beihilfen 

20. In den Mitgliedstaaten hat sich die Tendenz, in 
Schwierigkeiten befindliche Branchen durch staatli-
che Beihilfen zu unterstützen, weiter verstärkt. Dies 
trifft insbesondere auf die Eisen- und Stahl- sowie 
die Textilindustrie zu. 

In Anbetracht der am 30. September 1982 auslaufen-
den Möglichkeit, Beihilfen zugunsten der Eisen- und 
Stahlindustrie der Kommission zur Genehmigung 
zu notifizieren, haben mehrere Mitgliedstaaten der 
Kommission z. T. umfangreiche Umstrukturierungs-
programme vorgelegt oder bereiten solche vor. Die 
Kommission hat eine Reihe von Prüfungsverfahren 
eingeleitet. Dadurch sind bisher einige Beihilfevor-
haben zunächst gestoppt worden. In drei Fällen hat 
die Kommission wegen Zahlung nicht genehmigter 
Beihilfen Vertragsverletzungsverfahren eingelei-
tet. 

Die Bundesregierung unterstützt die Kommission 
weiterhin in ihrem Bemühen, den neuen Subven-
tionskodex Stahl strikt anzuwenden und Wettbe-
werbsverzerrungen auf dem europäischen Stahl-
markt entgegenzuwirken. 

Im Textil- und Bekleidungssektor wird in einigen 
Mitgliedstaaten ebenfalls an Umstrukturierungs-
und Beihilfeprogrammen gearbeitet. 

Von der im Dezember 1981 erfolgten Genehmigung 
eines umfassenden Sektorprogramms für die belgi-
sche Textil- und Bekleidungsindustrie befürchtet die 
Bundesregierung erhebliche Wettbewerbsverzer-
rungen, die zu einem Subventionswettlauf der ande-
ren Mitgliedstaaten führen könnten. Sie hat daher 
am 5. März 1982 Klage vor dem Europäischen Ge-
richtshof gegen die Genehmigung dieses Plans 
durch die Kommission erhoben. 

IV. Steuerpolitik 

Verbrauchsteuern 

21. Die 2. Stufe der Strukturharmonisierung der 
Tabaksteuer, die am 1. Juli 1978 begonnen hat und 
ursprünglich am 31. Dezember 1980 enden sollte, ist 
durch eine vom Rat am 21. Dezember 1981 erlassene 
Richtlinie zum dritten Mal verlängert worden, und 
zwar bis zum 31. Dezember 1982. Die nochmalige 
Verlängerung war erforderlich, weil das Europäi-
sche Parlament zum Richtlinienvorschlag der Kom-
mission für die 3. Harmonisierungsstufe nicht Stel-

lung genommen hat. Statt dessen hat das Parlament 
mit der Kommission vereinbart, daß diese eine 
Studie zur Strukturharmonisierung der Tabak-
steuer für Zigaretten bis Ende März 1982 vorlegt. Da-
nach wird sich das Parlament und anschließend der 
Rat mit der Frage befassen. 

V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

22. Im Oktober vergangenen Jahres hat die Kom-
mission ihre Vorschläge für eine umfassende Neuge-
staltung der Regionalfonds-Verordnung vorgelegt. 

Diesen Vorschlägen zur Änderung der gegenwärti-
gen Regelung war gemäß Entschließung des Rates 
zum Orientierungsrahmen „Regionalpolitik" vom 
6. Februar 1979 ein Memorandum der Kommission 
über Leitlinien und Prioritäten der künftigen Regio-
nalpolitik vorausgegangen. In diesem Memorandum 
waren, gestützt auf die Ergebnisse des ersten peri-
odischen Berichts über die wirtschaftliche und so-
ziale Lage in den Regionen der Gemeinschaft, in all-
gemeiner Weise die Reform-Schwerpunkte vorge-
zeichnet, mit denen sich der Rat auch bei seiner Ar-
beit zur Änderung der gültigen Verordnung zu be-
fassen haben wird. Eine gesonderte Diskussion im 
Rat über das Memorandum der Kommission hat, ob-
wohl grundsätzlich in der Entschließung vorgese-
hen, dieses Mal nicht stattgefunden, weil das Thema 
zugleich Element der umfassenderen Mandatsdis-
kussion war. 

Die Vorschläge der Kommission für eine neue 
Regionalfonds-Verordnung sehen insbesondere fol-
gende Reformelemente vor: 

- Stärkere Koordinierung der Regionalpolitiken, 
- Konzentration der Mittel der quotengebundenen 

Abteilung des Fonds auf die strukturschwäch-
sten Regionen in Griechenland, Irland, Italien 
und im Vereinigten Königreich sowie die über-
seeischen Gebiete Frankreichs (DOM) und Grön-
land, 
- Aufstockung der quotenfreien Abteilung des 

Regionalfonds von jetzt 5 v. H. auf 20 v. H., 
- Einführung der Programmfinanzierung, 
- Einführung von Maßnahmen zur Stärkung des 

endogenen Entwicklungspotentials der Regio-
nen. 

Die Bundesregierung hält die neuen Vorschläge der 
Kommission, wenn sie richtig in der regionalpoliti-
schen Praxis angewandt werden, für durchaus ge-
eignet, zur Effizienzsteigerung dieser Politik beizu-
tragen (z. B. räumliche Konzentration, Programmfi-
nanzierung). Auf der anderen Seite begegnen eine 
Reihe der von der Kommission gemachten Vorschlä-
ge, insbesondere die Koordinierung und die Erhö-
hung der quotenfreien Abteilung und die Maßnah-
men zur Steigerung des endogenen Potentials, er-
heblichen Bedenken. 

23. Vom Regionalfonds wurden für deutsche Vor-
haben bislang insgesamt 590 Mio. DM erstattet. 
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Neues Instrument der Gemeinschaft (NIG) 

24. Der Rat hat am 15. März 1982 die Fortführung 
des 1978 geschaffenen neuen Instruments der Inve-
stitionsanleihen der Gemeinschaft (NIG) formell be-
schlossen und dafür einen zusätzlichen Plafond von 

1 Mrd. ECU 1) (2,4 Mrd. DM) festgesetzt. Bis zu die-
sem Betrag kann die Kommission Anleihen aufneh-
men und als Darlehen unter Einschaltung der Euro-
päischen Investitionsbank weitergeben; die Darle-
hen dienen der Mitfinanzierung von Projekten in 
den Bereichen Energie, Infrastruktur und Indu-
strie. 

Europäische Investitionsbank (EIB) 

25. Auch im Jahre 1981 konzentrierten sich die Fi-
nanzierungen der EIB im wesentlichen auf Regio-
nen der Gemeinschaft mit hoher Arbeitslosigkeit 
und auf solche, die einen erheblichen Entwicklungs-
rückstand aufzuweisen haben. Die Förderung des 
Energiesektors und die Gewährung von Globaldar-
lehen an private und staatliche Banken der Mitglied-
staaten wurden verstärkt durchgeführt. 

Das gesamte Ausleihevolumen hat 1981 mit 3 848,1 
Mio. ECU 2) (9 427,8 Mio. DM) einen neuen Höchst-
stand erreicht. Es liegt - verglichen mit dem Jahr 
1980 (3 498,5 Mio. ECU) - um rd. 10 v. H. höher. 

Für Finanzierungen in den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft wurden 3 361,3 Mio. ECU (8 235,2 Mio. 
DM) (1980: 2 950,8 Mio. ECU) gewährt. Davon entfal-
len auf: 

v. H. 
Italien 1 699,6 Mio. ECU = 50,6 
Irland 342,6 Mio. ECU = 10,2 
Frankreich 267,0 Mio. ECU = 7,9 
Großbritannien 252,7 Mio. ECU = 7,5 
Belgien 182,5 Mio. ECU = 5,4 
Griechenland 159,2 Mio. ECU = 4,7 
Dänemark 142,9 Mio. ECU = 4,3 
außerhalb der EG 3) 22,8 Mio. ECU = 0,7 
in der Bundesrepublik 
Deutschland beteiligte 
sich die Bank mit 292,0 Mio. ECU = 8,7 

Davon sind jedoch 282,1 Mio. ECU (691 Mio. DM) 
Bürgschaften für Darlehen inländischer Banken für 
Investitionen im Energiebereich. 

Die Niederlande und Luxemburg haben keine Darle-
hen bzw. Bürgschaften der Bank in Anspruch ge-
nommen. Der Anteil Italiens hat sich gegenüber 
dem Vorjahr (43,7 v. H.) auf über 50 v. H. des Auslei-
hevolumens der Bank erhöht, während der Anteil 
Großbritanniens auf 7,5 v. H. zurückging (1980: 
23,3 v. H.). 

In den Ausleihungen an Italien, Frankreich, Groß-
britannien und Irland sind insgesamt 539,8 Mio. ECU 
(1 323 Mio. DM) Anleihemittel des Neuen Gemein-

1) 1 ECU = z. Z. ca. 2,40 DM 
2) 1 ECU= 2,45 DM 
3) jedoch in Sachzusammenhang mit Projekten innerhalb 

der EG stehend. 

schaftsinstruments (NGI) enthalten. Von den ge-
samten Ausleihungen der Bank wurde die Summe 
von 1 025,1 Mio. ECU (2 512 Mio. DM) an die am Euro-
päischen Währungssystem teilnehmenden weniger 
wohlhabenden EG-Staaten ausgeliehen und ent-
sprechend der dafür geltenden Regelung mit Zinszu-
schüssen von 3 v. H. aus dem Gemeinschaftshaus-
halt ausgestattet. 

Die Abwicklung der Finanzprotokolle mit den Mit-
telmeerländern, mit denen die Gemeinschaft Koope-
rationsabkommen abgeschlossen hat, sowie die Dar-
lehensgewährung an die AKP-Staaten nach den I. 
und II. Abkommen von Lomé gehen zügig weiter. 
1981 wurden an Drittländer Darlehen von 486,8 Mio. 
ECU (1 193 Mio. DM) vergeben, das sind rd. 11 v. H. 
weniger als im Vorjahr. 

VI. Agrarpolitik 

Marktpolitik 

26. Anfang Februar 1982 hat die Kommission ihre 
Vorschläge für die Festsetzung der Preise für ver-
schiedene landwirtschaftliche Erzeugnisse und zu 
bestimmten flankierenden Maßnahmen für 1982/83 
vorgelegt. Darin orientiert sich die Kommission an 
ihrem Bericht zum Mandat vom 30. Mai 1980 sowie 
an ihrem Leitlinienpapier hinsichtlich der Anpas-
sung der gemeinsamen Agrarpolitik und berück-
sichtigt die Kompromißvorschläge, die Gegenstand 
der Beratungen des Europäischen Rates sowie der 
nachfolgenden Außenministertreffen waren. 

Die Kommission hat für 1982/83 für die Mehrheit 
der Erzeugnisse eine Anhebung der Agrarpreise in 
ECU 4) um 9 v.H. vorgeschlagen, wobei die Getrei-
depreise nur um 6 bis 7 v. H. angehoben werden sol-
len. 

Die vorhandenen positiven Währungsausgleichs-
sätze sollen wie folgt abgebaut werden: 

Bundesrepublik 
Deutschland - um 4,5 v. H.-Punkte 
Niederlande - um 3,0 v. H.-Punkte 
Vereinigtes Königreich - um 4,0 v. H.-Punkte. 

Die Grüne Lira soll um rd. 2,5 v. H. abgewertet wer-
den. 

Der von der Kommission vorgeschlagene Abbau des 
deutschen Währungsausgleichs von 8,0 v. H. auf 
3,5 v. H. wird von der Bundesregierung als zu hoch 
angesehen. 

Des weiteren schlägt die Kommission die Einfüh-
rung bestimmter Garantieschwellen bei Milch, Ge-
treide (ohne Durum), Raps, bestimmten Tomatener-
zeugnissen sowie bei Baumwolle vor. 

Die Kommission schätzt die Mehrkosten für ihre 
Vorschläge bei gleichbleibender Weltmarktsituation 
auf rd. 1,517 Mrd. ECU (3,663 Mrd. DM) pro Jahr; bei 

4) 1 ECU= z. Z. ca. 2,40 DM 
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steigenden Weltmarktpreisen veranschlagt sie die 
Mehrkosten auf rd. 745 Mio. ECU (1,788 Mrd. DM). 
Die Kosten des Preisbeschlusses, der britische 
Haushaltsausgleich und ein angemessener Anstieg 
der nicht agrarischen Ausgaben müssen auch 1983 
innerhalb der 1 v. H.-MWSt-Grenze finanziert wer-
den können. 

Aufgrund der stark differierenden Inflationsraten in 
den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen im Hinblick 
auf die diesjährige Preisanpassung insgesamt sehr 
unterschiedliche Erwartungen, die - wie in den 
Vorjahren - wieder nur schwer auf einen Nenner 
zu bringen sein dürften. Vor allem Frankreich tritt 
für eine wesentlich stärkere Anhebung der Agrar-
preise in ECU ein. 

Agrarstrukturpolitik 

Marktstruktur 

27. Auf der Grundlage der im Jahr 1977 verabschie-
deten Verordnung (EWG) Nr. 355/77 zur Verbesse-
rung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedin-
gungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse werden 
von der Kommission aus der Abteilung Ausrichtung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) Förderungsmittel 
zur Verbesserung der Marktstruktur im Agrarbe-
reich zur Verfügung gestellt. Eine wichtige Vorbe-
dingung für die Förderung marktstrukturverbes-
sernder Vorhaben ist die Erstellung von Program-
men, in denen die strukturellen Anpassungsnotwen-
digkeiten der zu fördernden Warenbereiche darge-
stellt und die geplanten Förderungsaktivitäten kon-
kretisiert werden. 

In der EG gibt es z. Z. 115 genehmigte Programme 
(davon 37 in der Bundesrepublik Deutschland), die 
die verschiedensten Warenbereiche betreffen. Die 
Förderung nach dieser Verordnung beschränkt sich 
auf solche Regionen und Sektoren, in denen der 
strukturelle Anpassungsbedarf besonders groß ist. 

Im Haushaltsjahr 1981 hat die Kommission für 442 
Vorhaben aus der Gemeinschaft Zuschüsse in Höhe 
von insgesamt ca. 134 Mio. ECU 1) (328 Mio. DM) be-
willigt. Darunter befinden sich 133 Vorhaben aus der 
Bundesrepublik Deutschland mit einem Gesamtbei-
hilfevolumen von 24,1 Mio. ECU (59 Mio. DM). 

28. Auf der Grundlage der Änderungsverordnung 
(EWG) Nr. 1361/78 zur Verordnung (EWG) Nr. 355/77 
können im Rahmen der Politik für die Mittelmeer-
länder der Gemeinschaft gesonderte Investitions-
beihilfen für Vorhaben zur Verbesserung der Markt-
struktur in den benachteiligten Mittelmeerregionen 
Frankreichs und Italiens gewährt werden. Im Haus-
haltsjahr 1981 wurden hierfür insgesamt 53,4 Mio. 
ECU (130,8 Mio. DM) zur Verfügung gestellt. Davon 
entfielen 16,1 Mio. ECU (39,4 Mio. DM) auf 42 Vorha-
ben in Südfrankreich und 37,3 Mio. ECU (91,4 Mio. 
DM) auf 41 Vorhaben im Mezzogiorno. 

1) 1 ECU = 2,45 DM 

Daneben wurden gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 1820/80 für 15 Vorhaben in Westirland 9,3 Mio. 
ECU (22,8 Mio. DM) gewährt. 

Produktionsstruktur 

29. Die Kommission hat im Rahmen der Durchfüh-
rung des EG-Mandats einige Grundgedanken zur 
künftigen Förderung der Mittelmeerregionen vorge-
legt. 

Ausgangspunkt der Überlegungen ist die Auffas-
sung der Kommission, daß 
- die Mittelmeerreigionen wegen ihrer strukturel-

len und natürlichen Besonderheiten weniger als 
andere Nutzen aus dem europäischen Integra-
tionsprozeß und den Gemeinschaftspolitiken zie-
hen konnten; 

- diese Regionen in besonderem Maße den Folgen 
der bevorstehenden EG-Erweiterung ausgesetzt 
sein werden. 

Hinzu kommt, daß die Mittelmeerregionen durch 
eine schlechte agrarstrukturelle Ausgangslage, 
niedrige Einkommen in der Landwirtschaft und eine 
Dominanz des Agrarsektors in der Gesamtwirt-
schaft gekennzeichnet sind. 

Angesichts der Tatsache, daß der Druck auf den 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsmarkt nicht noch 
stärker erhöht werden soll, werden für den Agrar-
strukturbereich u. a. folgende sektorale Maßnahmen 
vorgeschlagen: 
- Intensivierung der Produktion, ohne zu struktu-

rellen Überschüssen anzureizen; 
- Aufforstung großer Flächen; 

- Förderung der Verbesserung der Vermarktungs-
strukturen; 

- Erleichterung des Ausscheidens der älteren Be-
völkerung aus dem Berufsleben; 
- direkte Einkommensbeihilfen. 

Im Rahmen integrierter Programme ist weiterhin 
an die Förderung 

- der Agrar- und Nahrungsmittelindustrie, 
- der Fischerei (Aquakultur), 
- des Fremdenverkehrs, 
- des Handwerks, 
- der Alternativenergieentwicklung, 
- der Infrastruktur 

gedacht. Die integrierten Programme sollen alle be-
stehenden Mittel und Fonds einschließen, so den 
EAGFL, EFRE, Sozialfonds, EIB und Neues Gemein-
schaftsinstrument (Kapitaldarlehen o. ä.). 
Diese „Aktionslinien" sind zwar keine entschei-
dungsorientierten Vorschläge; sie verdeutlichen al-
lerdings, daß die Kommission beabsichtigt, bis Ende 
1982 konkrete Vorschläge in dieser Richtung zu ent-
wickeln. 
Hingegen bedarf der Vorschlag zur Verbesserung 
der Erzeugung und Vermarktung von Zitrusfrüch-
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ten in der Gemeinschaft, an dem vornehmlich Grie-
chenland und Italien partizipieren sollen und der 
Kosten in der Höhe von rd. 700 Mio. DM zu Lasten 
des EAGFL bei einer ca. zehnjährigen Laufzeit zur 
Folge haben dürfte, der Zustimmung des Rates. We-
gen der noch nicht abgeschlossenen Diskussionen in 
den zuständigen Gremien des Rates konnte eine 
endgültige Entscheidung noch nicht erfolgen. Die 
Bundesregierung erkennt im Grundsatz die Not-
wendigkeit eines solchen Programms an, lehnt je-
doch die Konditionen in der vorgeschlagenen Form 
ab. 

30. Auswirkungen auf alle Mitgliedstaaten hat der 
Kommissionsvorschlag, die erstattungsfähige Zins-
verbilligung im Rahmen der Modernisierungsricht-
linie bis zum 31. Dezember 1983 anzuheben. Wegen 
der erheblichen Auswirkungen in sachlicher und fi-

Finanzierung der Agrarpolitik 

32. Die für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik erforderlichen Haushaltsmittel werden 

Die Ausgabenansätze des EAGFL betragen: 

2) 
3) 
4) 

Die Agrarpolitik ist Teil der Gesamtpolitik der Ge-
meinschaft. Folglich bestehen zwischen der gemein-
samen Agrarpolitik und den anderen Politikberei-
chen der Gemeinschaft Wechselwirkungen. Bei vie-
len Maßnahmen ist eine Abgrenzung danach, ob sie 
rein landwirtschaftlichen Interessen dienen oder 

nanzieller Hinsicht sowie aufgrund unterschiedli-
cher Durchführungsvorstellungen konnte zu diesem 
Vorschlag noch keine Einigung erzielt werden. 

31. Im Rahmen der vier Agrarstrukturrichtlinien: 
- Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe; 
- Landabgaberente; 
- sozio-ökonomische Information und landwirt-

schaftliche Beratung; 
- Bergbauernförderung 

sind vom Bund und von den Ländern von 1973 bis 
Ende 1981 Erstattungen in Höhe von rd. 419,90 Mio. 
DM beantragt worden. Die nachstehende Übersicht 
zeigt die Aufteilung nach Maßnahmen und dem 
Stand der Auszahlung: 

innerhalb des Europäischen Ausrichtungs- und Ga-
rantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) veran-
schlagt. Er stellt auch 1982 mit rd. 64 v. H. den größ-
ten Ausgabenblock innerhalb des Gesamthaushalts 
der EG dar. 

454 Mio. 

sich aus dem Zusammenhang zwischen der Agrar-
polik und z. B. der Außenhandels- oder Währungspo-
litik ergeben, praktisch unmöglich. Deshalb wird 
auch weiterhin von einer entsprechenden Aufgliede-
rung der Kosten abgesehen. 

Richtlinie Beantragt 1) 
Bisher 
aus-

gezahlt 

davon 
Richtlinie Beantragt 1) 

Bisher 
aus-

gezahlt Bund Länder Richtlinie 

Mio. DM 

Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe .. 246,5 241,0 138,7 102,3 
Landabgaberente 4,5 4,5 4,5 -

Landwirtschaftliche Information und Beratung 8,2 8,2 -8,2 
Bergbauernförderung 2) 160,7 160,7 94,5 66,2 

1) Bis einschließlich 1980 
2) Die Ausgaben des Jahres 1981 müssen bis zum 30. Juni 1982 zur Erstattung angemeldet werden. 

Mittel 1981 1)2) Mittel 1982 1)3) 

Mio. ECU 4) Mio. ECU 4) 

Abteilung Garantie 11612,5 13 703,1 
Abteilung Ausrichtung 528,6 780,7 

12 141,1 (29 745,7 Mio. DM) 14 483,8 (35 485,3 Mio. DM) 

1) Zahlungsermächtigungen einschließlich Reservekapitel 100 (1981: 11 Mio. ECU für Abteilung Ausrichtung; 1982: 
ECU für Abteilung Garantie, 0,4 Mio. ECU für Abteilung Ausrichtung) 
Gesamthaushalt 1981 der EG einschließlich der Berichtigungshaushalte Nr. 1 und 2 
Gesamthaushaltsplan 1982 der EG 
Umrechnungskurs: 1 ECU = 2,45 DM 
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33. Kernstück der EG-Agrarfinanzierung ist die 
Abteilung Garantie, aus der die Ausgaben für die ge-
meinsamen Marktordnungen in der Regel vollstän-
dig finanziert werden. Hohe Steigerungsraten bei 
den Marktordnungsausgaben (1975 bis 1979 durch-
schnittlich 23 v. H./Jahr) führen zu einer Einengung 
des finanziellen Spielraums und zu einer unausge-
wogenen Haushaltsstruktur. Nachdem der Ausga-
benzuwachs 1980 und 1981 vor allem wegen günsti-
ger Weltmarktpreise zunächst gebremst werden 
konnte (1979 auf 1980: + 8,4 v. H.; 1980 auf 1981: + 2,6 
v. H.), fällt die Steigerungsrate von 1981 auf 1982 mit 
18 v. H. wieder sehr hoch aus. Dabei ist berücksich-
tigt, daß die vorläufig bei Kapitel 100 eingesetzten 
Reserven von 454 Mio. ECU (1 112 Mio. DM) für die 
von der Kommission vorgeschlagene Anhebung der 
Agrarpreise voraussichtlich in Anspruch genommen 
werden müssen. Die Bundesregierung wird sich wei-
terhin für eine Gestaltung der gemeinsamen Agrar-
politik einsetzen, die zu einer Reduzierung des An-
stiegs der Agrarausgaben unter die Zuwachsrate der 
eigenen Einnahmen führt. Sie wird diese Haltung 
auch bei den anstehenden Agrarpreisverhandlun-
gen mit Nachdruck vertreten. 

34. Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung der 
EAGFL beteiligt sich die Gemeinschaft finanziell an 
agrarstrukturpolitischen Maßnahmen der Mitglied-
staaten. 
Die Ausgaben der Abteilung Ausrichtung sind durch 
einen Plafond nach oben begrenzt. Dieser Plafond 
gilt seit dem 1. Januar 1980 für einen Zeitraum von 
fünf Jahren und beläuft sich nach einer Aufstockung 
anläßlich des Beitritts Griechenlands zum 1. Januar 
1981 auf 3,755 Mrd. ECU (rd. 9,2 Mrd. DM). Für den 
ersten Fünfjahreszeitraum (1980 bis 1984) ist der 
Plafond bereits jetzt durch beschlossene und vorge-
schlagene Maßnahmen praktisch ausgefüllt. Die 
Bundesregierung wird an dem Prinzip der Plafon-
dierung festhalten, um auch in Zukunft einen un-
kontrollierten Anstieg der Strukturausgaben zu ver-
meiden. 

Die Bemühungen zur Bekämpfung von Unregelmä-
ßigkeiten zu Lasten des EAGFL im Rahmen der Fi-
nanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik wurden 
fortgesetzt. Dabei nehmen die von den deutschen 
Dienststellen gemeldeten Unregelmäßigkeiten auf-
grund der Ergebnisse der in der Bundesrepublik 
Deutschland systematisch durchgeführten Buch-
und Betriebsprüfungen immer noch einen überpro-
portionalen Anteil ein. Die deutschen Bemühungen, 
das bestehende Ungleichgewicht zu beseitigen, sind 
bisher ergebnislos geblieben; sie werden fortgesetzt 
mit dem Ziel, eine einheitliche Anwendung und Kon-
trolle der Gemeinschaftsvorschriften in allen Mit-
gliedstaaten sicherzustellen. 

Währungspolitische Maßnahmen auf dem Agrarsektor 

35. Am 5. Oktober 1981 wurden die Leitkurse im 
Europäischen Währungssystem geändert (Aufwer-
tung der Deutschen Mark und des Holländischen 
Gulden um 5,6 v. H.; Abwertung des Französischen 
Franc und der Italienischen Lira um 3 v. H.). Dies 

hatte zwangsläufig eine Änderung der landwirt-
schaftlichen Umrechnungskurse und/oder die Ein-
führung bzw. die Erhöhung von Währungsaus-
gleichsbeträgen zur Folge. 

Für Frankreich wurde der landwirtschaftliche Um-
rechnungskurs soweit abgewertet, daß kein Wäh-
rungsausgleich eingeführt werden mußte. Dies be-
deutete aber auch eine Anhebung der gemeinsamen 
Preise in nationaler Währung in Frankreich um 
1,5 v. H. 

Für Italien wurde sowohl der landwirtschaftliche 
Umrechnungskurs abgewertet, als auch der nega-
tive Währungsausgleich angehoben. In nationaler 
Währung wurden die gemeinsamen Preise in Italien 
um 2,5 v. H. erhöht. 

Für die Aufwertungsländer war eine Aufwertung 
der landwirtschaftlichen Umrechnungskurse nicht 
möglich, da dies zu entsprechenden Verminderun-
gen der gemeinsamen Preise in den nationalen Wäh-
rungen geführt hätte. Es blieb daher nur der Weg 
über den Währungsausgleich. 

Für die Niederlande bedeutete dies die Wieder-
einführung positiver Währungsausgleichsbeträge 
(4,3 v. H.). 

Für die Bundesrepublik Deutschland ergab sich wie-
der eine erhebliche Erhöhung der Währungsaus-
gleichsbeträge (von + 3,2 v. H. auf + 8,3 v. H.). 

36. Mit Wirkung vom 22. Februar 1982 wurden die 
Leitkurse im Europäischen Währungssystem erneut 
geändert (Abwertung des Belgisch/Luxemburgi-
schen Franc um 8,5 v. H. und der Dänischen Krone 
um 3 v. H.; wegen des seit der letzten Festsetzung 
der Leitkurse angestiegenen Kurses des Britischen 
Pfundes errechnete sich für die DM und die anderen 

- vorstehend nicht genannten EWS-Währungen -
eine geringfügige Abwertung der Leitkurse von 0,3 
v. H.). 

Dies hatte auf dem Agrarsektor zur Folge: 

Einführung von negativen Währungsausgleichsbe-
trägen in Belgien ( - 8,1 v. H.), in Luxemburg ( - 8,1 
v. H.) und in Dänemark(- 1,8 v. H.). 

Erhöhung der negativen Währungsausgleichsbe-
träge in Italien (von — 1,0 v. H. auf — 2,3 v. H.). 

Reduzierung der positiven Währungsausgleichsbe-
träge in der Bundesrepublik Deutschland (von + 8,3 
v. H. auf + 8,0 v. H.), in den Niederlanden (von + 4,3 
v. H. auf + 4,0 v. H.) und in Großbritannien (von + 
9,5 v. H. auf + 8,1 v. H.). 

Für Frankreich hätte die 0,3prozentige Abwertung 
des Französischen Franc zwar an sich auch zur Wie-
dereinführung negativer Währungsausgleichsbe-
träge geführt. Wegen Geringfügigkeit einerseits und 
nur kurzfristiger Anwendung andererseits (der 
Währungsausgleich wäre im Rahmen des in weni-
gen Wochen zu erwartenden Preisbeschlusses 1982/-
83 wieder entfallen) wurde hierauf jedoch verzich-
tet. 
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Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

37. Die wiederholten Alleingänge einzelner Mit-
gliedstaaten bei der Gewährung gemeinschaftswid-
riger nationaler Beihilfen haben Anlaß zu der Über-
legung gegeben, wie die Beihilfenkontrolle der Kom-
mission wirksamer gestaltet werden könnte. In ihrer 
Mitteilung an den Rat über „Leitlinien für die euro-
päische Landwirtschaft" behält sich die Kommis-
sion vor, von dem jeweiligen Mitgliedstaat zu verlan-
gen, daß dieser gemeinschaftswidrige Beihilfen vom 
Begünstigten zurückfordert. Darüber hinaus hat sie 
auf die Möglichkeit hingewiesen, die Übernahme 
der im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa-
tion getätigten Ausgaben eines Mitgliedstaates zu 
Lasten des EAGFL abzulehnen, wenn dieser die ein-
zelstaatliche Beihilfe unter Verletzung der Bestim-
mungen des einschlägigen Marktordnungsrechts 
gewährt hat. Sowohl das Rückforderungsverlangen 
wie die Verweigerung der Erstattung durch die 
Kommission sind Maßnahmen, die ihre Grundlage 
im EWG-Vertrag haben und deren Rechtmäßigkeit 
der EuGH grundsätzlich bestätigt hat. 

Das im Jahr 1981 von der Kommission eingeleitete 
Verfahren wegen teilweise vertragswidriger Ein-
kommensbeihilfen an die französische Landwirt-
schaft ist bislang noch nicht abgeschlossen. Die 
französische Regierung hat in diesem Verfahren 
zwischenzeitlich versichert, daß sie künftig keine 
neuen gemeinschaftswidrigen Beihilfen beschließen 
wolle. Z. Z. prüft die Kommission, inwieweit in die-
sem Jahr erneut beschlossene Beihilfen der franzö-
sischen Regierung mit dem EWG-Vertrag zu verein-
baren sind. 

Wegen des niederländischen Erdgasvorzugstarifs 
für den Unterglasgartenbau hat die Kommission 
zwischenzeitlich eine Entscheidung nach Artikel 93 
Abs. 2 EWG-Vertrag erlassen, in der die vollständige 
Anpassung dieses Tarifs an den allgemeinen Indu-
strietarif bis spätestens 1. Oktober 1982 gefordert 
wird. Es bleibt abzuwarten, ob und inwieweit die 
Niederlande dieser Entscheidung nachkommen 
werden, um ein Verfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof zu vermeiden. 

Fischereipolitik 

38. Die Bundesregierung blieb weiter bemüht, zu 
einer Einigung über die gemeinsame interne und ex-
terne EG-Fischereipolitik beizutragen. Die Rats-
beschlüsse vom 29. September 1981 ließen sich im 
abgelaufenen Jahr zum Teil nicht mehr realisieren. 
Anfang Oktober wurden nur die Übergangsmaßnah-
men zur Förderung der Küstenfischerei verabschie-
det und das Jahresfangabkommen 1981 mit den Fä-
röern angewendet, das aber wegen der fortgeschrit-
tenen Jahreszeit nicht mehr vollständig genutzt 
werden konnte. Das Jahresfangabkommen mit 
Schweden wurde nicht mehr angewendet, weil 
Schweden wegen der fortgeschrittenen Jahreszeit 
und der ungelösten Zollfragen bez. Hearing an dem 
Abkommen kein Interesse mehr zeigte. Erst kurz 
vor Jahresende 1981 wurden die neue Marktordnung 
für Fischereierzeugnisse, die ab Juni 1982 angewen-

det werden soll, und das Fischereiabkommen mit 
Kanada sowie die Vereinbarung über Fangquoten 
und Zollkontingente genehmigt. 

39. Im Berichtszeitraum konnten außerhalb des 
Marktbereichs keine Fortschritte bezüglich des in-
ternen EG-Fischereiregimes erzielt werden. Unge-
löst blieben insbesondere die Regelung des Zugangs 
zu den küstennahen Gewässern im EG-Meer, die 
Festlegung der Gesamtfangmengen, die Aufteilung 
der Quoten auf die Mitgliedstaaten sowie die Festle-
gung einer gemeinsamen Fischereistrukturpolitik. 
Gegenüber dem Vorjahr mußte hinsichtlich der Ver-
ordnung über technische Erhaltungsmaßnahmen 
sogar ein Rückschlag hingenommen werden. Der 
Rat einigte sich nicht mehr auf eine Verlängerung 
der Gültigkeitsdauer dieser Verordnung. Die Mit-
gliedstaaten sind aufgefordert, diese Maßnahmen 
nunmehr national durchzuführen. Eine Verordnung, 
nach der die Mitgliedstaaten monatlich ihre Fänge 
der Kommission zu melden haben, wird weiterhin 
nur unvollständig angewendet. 

Die statusrechtlichen Folgen der Volksabstimmung 
in Grönland, die eine Mehrheit für den Austritt der 
Insel aus der EWG ergeben hat, sind noch nicht fest-
gelegt. Ein Ausscheiden Grönlands aus der Gemein-
schaft würde die Tätigkeit der deutschen Hochseefi-
scherei unmittelbar betreffen, weil sie mehr als 40 
v. H. ihrer Gesamtfänge in grönländischen Gewäs-
sern getätigt hat. Die Bundesregierung wird be-
strebt sein, bei den nunmehr anstehenden Verhand-
lungen negative Auswirkungen von der deutschen 
Hochseefischerei soweit wie irgend möglich abzu-
wenden. 

40. Im Bereich der Drittlandsfischerei sind im Be-
richtszeitraum drei Abkommen ratifiziert worden, 
die für die deutsche Fischerei von großer Bedeutung 
sind. Dies sind das mehrjährig anwendbare Abkom-
men mit Kanada und die Jahresquotenvereinbarun-
gen mit den Färöern und Norwegen. 

Im Jahre 1982 konnte jedoch die Fischerei vor Nor-
wegen erst Mitte Januar, vor Kanada erst Ende Ja-
nuar und vor den Färöern erst am 15. Februar aufge-
nommen werden. Das mit Schweden ausgehandelte 
Abkommen über gegenseitige Fischerei im Jahre 
1982 wurde vom Rat bisher nicht ratifiziert. Dies hat 
zur Folge, daß die deutsche Kutterfischerei in der 
Ostsee noch immer keinen Zugang zur schwedi-
schen Fischereizone hat. 

Das sechsjährige Abkommen mit Kanada ermög-
licht Fischereifahrzeugen aus der EG den jährlichen 
Fang von 14 500, ab 1983 16 000 t Kabeljau und 
7 000 t Tintenfisch in der kanadischen Fischereizo-
ne. Es sichert somit bei korrekter Anwendung durch 
beide Seiten der deutschen Hochseefischerei einen 
wichtigen traditionellen Fangplatz. In diesem Jahr 
führten Unstimmigkeiten zwischen der EWG und 
Kanada über die Aufteilung der eröffneten Zollkon-
tingente zu einer verspäteten Lizenzverteilung mit 
der Folge, daß in der Frühjahrsfangsaison eine 
Quote von über 4 000 t nicht mehr gefischt werden 
konnte. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß solche Schwierigkeiten bei der weiteren Durch-
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führung des Abkommens durch rechtzeitige Klä-
rung streitiger Fragen vermeidbar wären. 

Eine Gelegenheit zu erneuten Verhandlungen der 
Gemeinschaft mit Island über ein Rahmenabkom-
men und die Gewährung von Fangrechten hat sich 
im Berichtszeitraum noch nicht ergeben. Eine Stär-
kung der internationalen Anerkennung der Gemein-
schaft im Bereich der Fischereipolitik wird die 
Zeichnung der Schlußakte des Internationalen Ab-
kommens zur Erhaltung des Lachses im Nordatlan-
tik mit sich bringen. Die Gemeinschaft hat zusam-
men mit Kanada, Dänemark für die Färöer, Island, 
Norwegen und den Vereinigten Staaten die Konven-
tion als Gründungsmitglied unterzeichnet. Die EWG 
wird Depositar sein. Mit Edingburgh wird eine Stadt 
in der Gemeinschaft Sitz des Sekretariats werden. 

VII. Energiepolitik 

41. Auf seiner Tagung vom 27. Oktober 1981 einigte 
sich der Rat auf ein Bündel möglicher Vorsorgemaß-
nahmen zur flexiblen Handhabung im Falle be-
grenzter Ölverknappung (Vorkrisen). Ebenfalls auf 
dem Ölsektor empfahl der Rat am 16. März 1982 den 
Mitgliedstaaten, ihre Pflichtvorräte in 1982 trotz des 
inzwischen eingetretenen Verbrauchsrückganges 
auf dem im Vorjahr erreichten hohen Niveau einzu-
frieren. Diese Ölmaßnahmen erfolgten in enger An-
lehnung an entsprechende Beschlüsse der IEA. 

42. Auch in anderen Bereichen der EG-Energiepo-
litik wurden im Berichtszeitraum Fortschritte er-
zielt. So stimmte der Rat einer allerdings auf nur 
zwei Jahre befristeten Verlängerung des gemein-
schaftlichen Kokskohlenbeihilfesystems zu. Auch 
die Gemeinschaftsprogramme zur Förderung von 
Demonstrationsprojekten auf den Gebieten Ener-
gieeinsparung und alternative Energiequellen wur-
den - trotz fachlicher Bedenken der deutschen 
Seite - vorzeitig um 55 Mio. ECU 1) (132 Mio. DM) 
aufgestockt. Weiter verabschiedete der Rat Ende 
1981 Schlußfolgerungen zur besseren Koordinie-
rung der Energiepreisbildung in der Gemeinschaft. 
Im Erdgasbereich unterstrich der Rat die Bedeu-
tung eines Meinungs- und Informationsaustausches 
bei konkreten, für die Gemeinschaft wichtigen An-
lässen. 

43. Im Rahmen ihrer neuen Energiestrategie legte 
die Kommission im Januar 1982 neue Überlegungen 
für die Bereiche Investitionspolitik, Kohlepolitik 
und Kernenergie vor. Sie wurden im Rat vom 
16. März 1982 an diskutiert und sollen nunmehr auf 
der Fachebene einer vertieften Prüfung unterzogen 
werden. Hinsichtlich des Kohlesektors hat die Bun-
desregierung bereits in ihren ersten Reaktionen an 
ihrer kritischen Haltung keinen Zweifel gelassen, da 
der von der Kommission gewählte neue Ansatz den 
innergemeinschaftlichen Kohlenbergbau zugunsten 
der Verwendungs- und der Importseite zu stark ver-
nachlässigt und daher der Änderung bedarf. 

1) 1 ECU = z. Z. ca. 2,40 DM 

44. Am 15. März 1982 ermächtigte der Rat die Kom-
mission, weitere Euratom-Anleihen zur Finanzie-
rung von Kernenergieanlagen bis zur Obergrenze 
von 2 Mrd. ECU (4,8 Mrd. DM) (bisher 1 Mrd. ECU) 
aufzunehmen. Aus dem Aufkommen der Euratom-
Anleihen, zu deren Aufnahme die Kommission seit 
1977 ermächtigt ist, kann die Kommission Darlehen 
als Beitrag zur Finanzierung des Baues von Kern-
kraftwerken und industriellen Anlagen des Brenn-
stoffkreislaufs gewähren. Die Darlehen werden zu 
marktüblichen Konditionen vergeben und nicht sub-
ventioniert. 

VIII. Nuklearpolitik 

Kanada 

45. Am 18. Dezember 1981 hat die Kommission auf 
Grund von Richtlinien des Rats ein Abkommen in 
Form eines Briefwechsels zwischen der Gemein-
schaft (EURATOM) und Kanada abgeschlossen, das 
das Zusammenarbeitsabkommen von 1959 ergänzt 
und die sog. Interimsvereinbarung von 1978 über 
Anreicherung, Wiederaufarbeitung und anschlie-
ßende Lagerung kanadischen Kernmaterials in der 
Gemeinschaft ersetzt. Kernstück des Abkommens 
ist die generelle und unbefristete Zustimmung Ka-
nadas zur Wiederaufarbeitung und anschließenden 
Lagerung kanadischen Kernmaterials in der Ge-
meinschaft nach Maßgabe der laufenden und künfti-
gen Kernenergieprogramme der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft, die der kanadischen Regie-
rung vorliegen bzw. künftig vorzulegen sind, 

Die Bundesregierung begrüßt dieses Abkommen, da 
es - bei Wahrung der Positionen Kanadas und der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zur Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen - dem Interesse der deut-
schen Industrie an einem klaren Rahmen für lang-
fristige Planungen ausreichend Rechnung trägt. 

IX. Verkehrspolitik 

46. Im Bereich der gemeinsamen Verkehrspolitik 
setzt sich die Bundesregierung für eine Förderung 
des grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehrs ein-
schließlich des kombinierten Verkehrs Schiene/-
Straße ein, um der Tendenz wachsender Anteile des 
Straßengüterverkehrs am gesamten Transportauf-
kommen entgegenzuwirken und der Eisenbahn ei-
nen angemessenen Platz innerhalb des europäi-
schen Verkehrssystems zuzuweisen. Mit der Verab-
schiedung einer EG-Eisenbahnresolution, die auf 
eine deutsche Initiative vom Dezember 1980 zurück-
geht, wird der bisher vernachlässigten Eisenbahn-
politik eine Schlüsselrolle für die Verkehrspolitik 
eingeräumt. Von praktischer Bedeutung ist dabei, 
daß die Kommission mit der Ratsentschließung be-
auftragt wird, noch vor Beginn des 2. Halbjahres 
1982 ein Arbeitsprogramm vorzulegen. Ziel dabei ist, 
möglichst bald zu praktischen Verbesserungen im 
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr zu kom-
men. 
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47. Die von der Kommission vorgeschlagene 20pro-
zentige Erhöhung des Gemeinschaftskontingents 
im Straßengüterverkehr wurde von der Bundesre-
gierung und anderen Mitgliedstaaten abgelehnt. Es 
wurde deutlich gemacht, daß weder wirtschaftliche 
noch verkehrswirtschaftliche Gründe eine solche 
Erhöhung rechtfertigen und daß es keinen Fort-
schritt bei der Harmonisierung der Wettbewerbsbe-
dingungen gegeben habe. Die Bundesregierung hat 
schließlich unter Zurückstellung ihrer Bedenken ei-
ner Erhöhung des Gemeinschaftskontingents um 
5 v. H. zugestimmt. 

48. Im Januar 1982 wurde eine Entschließung der 
für Sicherheit im Seeverkehr zuständigen europäi-
schen Minister zur Harmonisierung der Schiffskon-
trollen in den Häfen angenommen. Damit wird nicht 
zuletzt auf unsere Veranlassung erreicht, daß die 
Hafenstaatskontrollen künftig nach einem einheitli-
chen Verfahren durchgeführt werden. Damit sollen 
Wettbewerbsverzerrungen in der Seeschiffahrt ver-
mieden werden. 

49. Die seit 20 Jahren erörterte Frage der Harmo-
nisierung der Maße und Gewichte von Straßengüter-
fahrzeugen konnte noch nicht abschließend gelöst 
werden. Jedoch scheint sich ein Kompromiß für eine 
Gemeinschaftsregelung anzubahnen. Die belgische 
Präsidentschaft bemüht sich intensiv um eine Lö-
sung. Großbritannien hat seinem Parlament eine 
Vorlage zugeleitet, die eine Erhöhung des höchstzu-
lässigen Gesamtgewichts auf 40 t bei 10,51 Achslast 
vorsieht. Diese nationale Regelung soll für die briti-
sche Delegation auch Richtschnur in der Gemein-
schaft sein. 

X. Forschungspolitik 

50. Am 9. November 1981 führte der Rat eine 
Orientierungsdebatte über Kommissionsvorschläge 
für die 80er Jahre im Bereich der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung. Er bat die Kommission, 
vor allem Vorschläge dafür vorzulegen, wie die Ge-
meinschaft ihre Rolle als Katalysator für die For-
schungsanstrengungen der Mitgliedstaaten wahr-
nehmen soll. Ziel dieser Diskussion ist ein Ausbau 
der Forschungspolitik, der jedoch organisatorische 
Verbesserungen sowie eine konsequentere Ausrich-
tung der Forschung auf andere Gemeinschaftspoliti-
ken voraussetzt. Der Rat hat die Kommission gebe-
ten, zunächst zu prüfen, ob ein Rahmenprogramm 
für alle Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
der Gemeinschaft zur Erreichung dieses Ziels nütz-
lich sein könnte. Der Rat führte die Diskussion hier-
über und über weitere Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Wirkungsgrades der Europäischen For-
schung am 8. März 1982 fort. 

51. Am 7. Dezember 1981 hat der Rat ein vierjähri-
ges Forschungsprogramm auf dem Gebiet der mole-
kularbiologischen Technik, das mit 8 Mio. ECU 1) 
(19,2 Mio. DM) ausgestattet ist, beschlossen. Das 
Programm betrifft die Anwendung der Gen-Techno-
logie und Enzym-Technik in Industrie und Land-

1) 1 ECU = z. Z. ca. 2,40 DM 

Wirtschaft. Gleichzeitig sollen Forschungsvorhaben 
zur Verbesserung der Verfahren zur Aufzeigung von 
Kontaminierungen und zur Abschätzung der Risi-
ken gefördert werden, die mit der Anwendung der 
molekularbiologischen Technik in diesen Bereichen 
verbunden sein könnten. 

52. Am 14. Dezember 1981 genehmigte der Rat den 
Abschluß eines Abkommens zwischen der Gemein-
schaft und dem Königreich Schweden zur Verbin-
dung des Datenfernübertragungsnetzes der EG 
(EURONET) und des schwedischen Datennetzes. 
Damit wird den Benutzern in den Mitgliedsstaaten 
der EG über EURONET Zugang zum schwedischen 
Datennetz geboten, während umgekehrt schwedi-
sche Benutzer Zugang zu EURONET erhalten. 

Am 15. Dezember 1981 billigte der Rat ein Abkom-
men zwischen der Gemeinschaft und COST, das den 
COST-Staaten (d.h. den europäischen OECD-Mit-
gliedern außerhalb der Gemeinschaft) die Beteili-
gung an der konzertrierten Forschungsaktion der 
Gemeinschaft über die Behandlung und Verwen-
dung von Klärschlamm (1981 bis 1983) ermöglicht. 

53. Am gleichen Tage legte der Rat ein For-
schungs- und Entwicklungsprogramm für den 
Textil- und Bekleidungssektor für den Zeitraum 
1981 bis 1983 mit einem Finanzvolumen von 3,9 Mio. 
ECU (9,4 Mio. DM) fest. 

54. Am 8. März 1982 konnte im Rat Einigung über 
zwei besonders wichtige Forschungsprogramme er-
zielt werden: Das Fünfjahresprogramm 1982 bis 1986 
auf dem Gebiet der kontrollierten thermonuklea-
ren Fusion hat ein Volumen von 620 Mio. ECU, 
(1,488 Mrd. DM), von denen 319 Mio. auf JET (Joint 
European Torus) und 301 Mio. auf das allgemeine 
Programm entfallen. Mit dem „allgemeinen Pro-
gramm" ist die finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft an den allgemeinen Kosten der Fusionsfor-
schungslabors in den Mitgliedstaaten gemeint. Von 
dieser Förderung, die 25 bis 45 v. H. der Aufwendun-
gen betragen kann, profitieren in Deutschland das 
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching, 
und die Kernforschungsanlage Jülich. An (den Ko-
sten des in Großbritannien im Bau befindlichen 
Großexperiments JET beteiligt sich die Gemein-
schaft mit 80 v. H. 

Zu den wichtigsten Vorhaben des Programms zäh-
len: 

- Bau, Inbetriebnahme und Ausbau des JET; 
- Konzeption des "Next European Torus" (NET), 

der Zwischenstufe auf dem Weg zu einem De-
monstrationsreaktor; 

- Fortsetzung der Arbeiten auf den Gebieten Fu-
sionsphysik (einschließlich alternativer Reaktor-
konzepte) und Technologie (insbesondere Mate-
rialforschung). 

Das Vierjahresprogramm Rohstofforschung 1982 bis 
1985 umfaßt 54 Mio. ECU (130 Mio. DM) und sieht 
eine bis zu 50prozentige Bezuschussung von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben durch die Ge-
meinschaft auf folgenden Gebieten vor: Metalle und 
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Mineralstoffe, Holz, Wiederverwendung und Erset-
zung (Substitution) von Rohstoffen. 

EGKS 

55. Die Kommission hat am 23. Februar 1982 ein 
neues Memorandum über die Durchführung eines 
Eisen- und Stahlforschungsprogramms vorgelegt. 
Das Programm umfaßt 81 Vorhaben mit einem Ko-
stenaufwand von 33,1 Mio. ECU (79,4 Mio. DM). An 
Beihilfen sind 19,0 Mio. ECU (45,6 Mio. DM) vorgese-
hen. Deutsche Unternehmen sind angemessen be-
teiligt. 

XI. Sozialpolitik 

56. Als Beitrag zum von den Vereinten Nationen 
ausgerufenen Internationalen Jahr der Behinderten 
1981 ist die Entschließung des Rates vom 21. Dezem-
ber 1981 zur Verstärkung des Erfahrungsaustau-
sches bei der Rehabilitation zu sehen. 17 Gebiete in 
der Gemeinschaft, etwa Land- oder Stadtkreise, de-
ren mit Rehabilitation befaßte Einrichtungen - öf-
fentliche und private Stellen - koordiniert werden, 
sollen durch die Gemeinschaft zu einer engen Zu-
sammenarbeit geführt werden, die zu einer beispiel-
haften optimalen Betreuung der Behinderten beitra-
gen soll. Die Aktion soll sich ab 1983 über einen Zeit-
raum von vier Jahren erstrecken. 

Außerdem hat der Rat die Kommission ersucht, den 
Informationsaustausch zwischen den Rehabilita-
tionszentren in der Gemeinschaft zu verstärken, 
Modellvorhaben im Wohnungswesen für Behinderte 
weiterhin zu fördern und den Informations- und Er-
fahrungsaustausch über die gesellschaftliche Ein-
gliederung Behinderter zu gewährleisten. 

57. Thema des Ständigen Ausschusses für Be-
schäftigungsfragen, eines aus Sozialpartnern, Rat 
und Kommission bestehenden Dialoggremiums, auf 
seiner 22. Tagung am 3. November 1981 war der Zu-
sammenhang zwischen der Einführung neuer Tech-
nologien und sozialen Veränderungen. Die Sozial-
partner stimmten grundsätzlich überein, daß eine 
positive Einstellung zu den neuen Technologien 
nicht nur notwendig ist, sondern besonders geför-
dert werden muß, um die wirtschaftliche Stellung 
der Gemeinschaft in der Weltwirtschaft zu erhalten. 
Zustimmung fanden auch die Vorschläge der Kom-
mission für bestimmte Unterstützungsmaßnahmen 
mit Modellcharakter und für die spezifische Förde-
rung einer stärker technologieorientierten Berufs-
aus- und -fortbildung. Kontrovers blieben die Auf-
fassungen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
treter bezüglich der Beurteilung der sozialen Aus-
wirkungen der neuen Technologien - Sicherung 
oder Vernichtung von Arbeitsplätzen - sowie not-
wendiger Maßnahmen zur Problembewältigung. Die 
Kommission ist gebeten worden, hierzu Vorschläge 
zu unterbreiten. 

58. Angesichts der weiterhin hohen Arbeitslosig-
keit in der Gemeinschaft - Ende Februar 1982 

10,78 Millionen - ist der Europäische Sozialfonds 
als einziges gemeinschaftliches arbeitsmarktpoliti-
sches Finanzinstrument weiterhin von großer Be-
deutung. Für seine Aufgaben- in erster Linie Been-
digung und Verhinderung von Arbeitslosigkeit 
durch berufliche Bildung - standen 1981 ca. 2,4 Mrd. 
DM zur Verfügung. Davon kam der größte Teil ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen in den Förderge-
bieten des Regionalfonds sowie zur Vermeidung von 
Jugendarbeitslosigkeit zugute. In die Bundesrepu-
blik Deutschland flossen 1981 rd. 180 Mio. DM, das 
entspricht etwa 7,4 v. H. des Fondsvolumens. Ziel der 
Bundesregierung ist es, den Fonds weiterhin 
schwerpunktmäßig für die Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit einzusetzen. Dem soll auch bei der 
Ende 1982 anstehenden Reform des Europäischen 
Sozialfonds Rechnung getragen werden. 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen 

Artikel 56 § 2a EGKS-Vertrag 

59. Im Berichtszeitraum wurden drei Anträge auf 
Umstellungsdarlehen in Höhe von insgesamt 
45 Mio. DM an die Kommission gestellt. Mit Hilfe 
der Darlehen sollen etwa 975 neue Arbeitsplätze für 
ehemalige EGKS-Arbeitnehmer geschaffen wer-
den. 

Im gleichen Zeitraum genehmigte die Kommission 
sechs Anträge über 239 Mio. DM für die Schaffung 
von etwa 4 610 Arbeitsplätzen. 

Artikel 56 § 2b EGKS-Vertrag 

Für 17 056 Arbeitnehmer (davon 4 644 Bergarbeiter) 
der EGKS-Industrien wurden bei der Kommission 
insgesamt 72,0 Mio. DM (davon 16,5 Mio. DM für 
Bergarbeiter) Beihilfen beantragt. Die Kommission 
stellte der Bundesrepublik Deutschland im Berichts-
zeitraum für 12 764 betroffene Stahlarbeitnehmer 
54,1 Mio. DM an Beihilfen bereit. 

Finanzierung 

Zur Finanzierung der durch die Stahlkrise ausgelö-
sten hohen Beihilfeanforderungen nach Artikel 56 
§ 2b des EGKS-Vertrages beteiligt sich die Bundes-
regierung an einer Sonderzuweisung für den EGKS-
Haushalt in Höhe von 50 Mio. ECU 1) (120 Mio. DM) 
mit einem Anteil von 16,5 Mio. ECU (39,6 Mio. DM). 
Darüber hinaus hat die Bundesregierung einem 
Beschluß zur Übertragung von 62 Mio. ECU 
(154 Mio. DM) aus dem EG-Haushalt an den EGKS-
Haushalt zugestimmt 

Arbeiterwohnungsbau 

60. Die im Rahmen des 1. Abschnittes des 9. Fi-
nanzhilfeprogramms für den Stahlarbeiterwoh-
nungsbau in der Bundesrepublik Deutschland zur 
Verfügung gestellten rd. 12,6 Mio. DM sind in der 

1) 1 ECU = z. Z. ca. 2,40 DM 
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Zwischenzeit weitgehend durch Verträge belegt; of-
fen sind lediglich 1,0 Mio. DM, die aber auch bis 
Ende März 1982 in Anspruch genommen sein wer-
den; die Kommission hat bis zum 1. März 1982 rd. 
8,3 Millionen Anträge genehmigt. 

Die Kommission hat die Fortführung des 9. Finanz-
hilfeprogramms beschlossen. Eine 2. Tranche in 
Höhe von 30 Mio. ECU (72 Mio. DM) für die Jahre 
1982/1983 hat sie inzwischen genehmigt. Über die 
Aufteilung dieser Summe nach Mitgliedsländern 
und Bereichen (Kohle, Stahl) wird die Kommission 
in den Monaten März, April, Mai mit den Beteiligten 
verhandeln. 

Für Bergarbeiterwohnungen wurden insgesamt bis 
zum Ende des Berichtszeitraums von der Kommis-
sion 13,9 Mio. DM für 2 200 Maßnahmen (Neubau 
und Modernisierungen) zur Verfügung gestellt. 

Modellvorhaben zur Bekämpfung der Armut 

61. Die Kommission hat im Dezember 1981 den 
Schlußbericht über das Modellvorhabenprogramm 
vorgelegt. Der Bericht, der von einer Gruppe von un-
abhängigen Sachverständigen erstellt wurde, ent-
hält eine abschließende Bewertung der 21 Modell-
vorhaben und sieben Forschungsstudien, die wäh-
rend der fünfjährigen Laufzeit des Programms aus 
EG-Mitteln gefördert worden sind. Unter den Mo-
dellvorhaben befanden sich auch vier deutsche 
(Duisburg-Essen, Köln, Stuttgart und Amberg), die 
verschiedentlich im Bericht positiv gewürdigt wer-
den. Insgesamt läßt der Bericht erkennen, daß das 
Programm sowohl in der von den Projekten bewirk-
ten Hilfe an Ort und Stelle (Zahl der direkt betreu-
ten Personen ca. 73 000) als auch in seinem For-
schungsteil, nämlich zum Verständnis der Ursachen, 
des Ausmaßes und der Dynamik der Armut beizu-
tragen, seine Hauptziele erreicht hat. 

Der Bericht der Kommission ist dem Rat und dem 
Europäischen Parlament zugeleitet worden. Die 
Kommission beabsichtigt, aufgrund der Reaktionen 
der Mitgliedstaaten zu dem Bericht und zu den darin 
enthaltenen Folgerungen später konkrete Vor-
schläge vorzulegen. 

XII. Verbraucherpolitik 

62. Am 1. Februar 1982 sind die Erörterungen über 
den Vorschlag der Kommission für eine Entschei-
dung zur Einführung eines gemeinschaftlichen Sy-
stems zum raschen Austausch von Informationen 
über die Gefahren bei der Verwendung von Kon-
sumgütern im Rahmen des Rates aufgenommen 
worden. Die Bundesregierung, die die Zielsetzung 
des Vorschlags grundsätzlich befürwortet, vermag 
der von der Kommission vorgelegten Fassung je-
doch nicht zuzustimmen. Sie setzt sich bei den Bera-
tungen vielmehr für einen einfachen, unbürokrati-
schen Mechanismus ein, der nur bei außerordentlich 
gravierenden Gefahren eingreift und der bereits be-
stehende Meldepflichten zur Vermeidung von Dop-
pelarbeiten berücksichtigt. 

XIII Umweltpolitik 

63. In der Ratstagung am 3. Dezember 1981 konnte 
die zeitweise stagnierende Umweltpolitik der Ge-
meinschaft wieder in Bewegung gebracht werden. 

Der Rat billigte die Richtlinie über Gefahren schwe-
rer Unfälle bei bestimmten Industrietätigkeiten (Se-
veso-Richtlinie). Diese Richtlinie dient einer Verhü-
tung schwerer Unfälle, die durch bestimmte Indu-
strietätigkeiten verursacht werden können sowie ei-
ner Begrenzung etwaiger Unfallfolgen für Mensch 
und Umwelt. Sie verpflichtet zu Sicherheitsvorkeh-
rungen und zu Sicherheitsberichten gegenüber den 
zuständigen Behörden sowie zur Information der 
Bevölkerung bei schweren Unfällen. Auch die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit konnte zufrieden-
stellend geregelt werden. 

64. Der Rat billigte ferner die Richtlinie betreffend 
die Ableitung von Quecksilber aus der Alkalichlorid-
elektrolyse in die Gewässer. Diese Richtlinie legt 
Emissionswerte für die Ableitung von Quecksilber 
fest und daneben gemeinschaftliche Qualitätsziele, 
deren Einhaltung alternativ und ausnahmsweise 
den Anforderungen der Richtlinie genügt. Diese 
Richtlinie ist die erste Durchführungsregelung zur 
Gewässerschutzrichtlinie aus dem Jahre 1976. Nach 
ihrer Verabschiedung wird erwartet, daß in rascher 
Folge Regelungen auch für andere gefährliche 
Stoffe getroffen werden können. 

Der Rat billigte schließlich im Prinzip - da die Stel-
lungnahme des Europäischen Parlaments noch 
nicht vorlag - eine Entscheidung über den Informa-
tionsaustausch zur Erfassung der Luftverschmut-
zung. 

Der Rat einigte sich auf den wesentlichen materiel-
len Inhalt einer Richtlinie über Qualitätsnormen für 
Blei in der Luft. Er beauftragte die Arbeitsebene mit 
der Klärung noch offengebliebener technischer Fra-
gen aus dem Bereich der Meßverfahren. 

Der Rat erörterte den Vorschlag der Kommission 
für eine weitere Entscheidung über Flurchlorkoh-
lenwasserstoffe in der Umwelt. Mit dieser Regelung 
sollen die bisher bereits festgelegten gemeinschaft-
lichen Reduzierungsverpflichtungen sowie faktisch 
bereits getroffene Maßnahmen bestätigt und konso-
lidiert werden. Deutsche Forderungen nach weiter-
gehenden Maßnahmen konnten noch nicht abschlie-
ßend erörtert werden. Vor Fortsetzung der Beratun-
gen soll die ausstehende Stellungnahme des Euro-
päischen Parlaments abgewartet werden. 

Der Rat setzte seine Diskussion über eine Verringe-
rung von Kraftfahrzeugemissionen fort. 

65. Schließlich fand im Rat ein erster Gedanken-
austausch über den Vorschlag der Kommission für 
ein drittes Umweltaktionsprogramm statt. Dabei 
wurden Ziele und Grundsätze der bisherigen beiden 
Programme bestätigt und die Notwendigkeit betont, 
diese bisherigen Programme weiter fortzuführen. 
Die Arbeitsebene wurde mit einer detaillierten Prü-
fung der Vorschläge der Kommission beauftragt. 
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Artenschutz 

66. Durch Kommissionsverordnung konnte mit 
Wirkung vom 1. Januar 1982 nun auch in den Mit-
gliedstaaten, welche noch nicht dem Washingtoner 
Artenschutzübereinkommen angehören, die kom-
merzielle Einfuhr von Walerzeugnissen verboten 
werden. 

Die Beratungen für eine Verordnung zur einheitli-
chen Anwendung des Washingtoner Artenschutz-
Übereinkommens in der gesamten Gemeinschaft 
wurden abgeschlossen und ein wesentlich verbes-
serter Verordnungsentwurf dem Rat am 3. Dezem-
ber 1981 vorgelegt/Wegen Vorbehalte Dänemarks 
und Frankreichs war eine Verabschiedung jedoch 
noch nicht möglich. 

XIV. Bildungspolitik 

67. Im Anschluß an die Tagung des Rates und der 
im Rat vereinigten Minister für Bildungswesen am 
22. Juli 1981 in Luxemburg hatte die Bundesregie-
rung zu einer Fachkonferenz über Fragen zur Pla-
nung des Lehrerbedarfs in den zehn Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften eingeladen. 
Diese Fachkonferenz hat vom 23. bis 25. November 
1981 in Bonn stattgefunden. 

Erörtert wurde die aktuelle Situation in den Mit-
gliedstaaten, die nur in zwei Mitgliedstaaten signifi-
kante Abweichungen zeigt: geringer werdende 
Schülerzahlen, hoher Lehrerbestand und weitere 
Zunahme der Zahl der Lehramtsbewerber, knappe 
Finanzmittel. Im Verlauf einer ausführlichen und in-
tensiven Diskussion ergaben sich folgende mögliche 
Maßnahmen: 

- Verbesserung der Information der Lehramtsbe-
werber über ihre Berufschancen und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten, 
- Öffnung des Lehramtsstudiums auch für andere 

Berufsbereiche, 
- Ausweitung der Teilzeitarbeit, 
- frühzeitiges Ausscheiden aus dem Beruf bei Ge-

währung der bis dahin erworbenen Pensionsan-
sprüche, 
- erweiterte Beschäftigungsmöglichkeiten im Be-

reich der Weiterbildung. 

Die Konferenz wurde von Teilnehmern allgemein 
als gewinnbringend angesehen, da sie für Fachleute 
die Möglichkeit bot, zu einem bildungspolitisch 
wichtigen Thema unmittelbar Erfahrungen und Be-
wertungen auszutauschen sowie Anregungen für die 
eigene Arbeit zu gewinnen. 

Das von der deutschen Delegation vorgeschlagene 
Verfahren, Fachkonferenzen als Instrument der Zu-
sammenarbeit im Bildungsbereich verstärkt zu 
nutzen, ist akzeptiert worden. Weitere Mitgliedstaa-
ten werden in der nächsten Zeit zu Seminaren und 
Fachkonferenzen ähnlichen Zuschnitts einladen. 

68. Zum 30. September 1981 schied der erste Präsi-
dent des Europäischen Hochschulinstituts in Flo-
renz, Max Kohnstamm, aus. Sein Nachfolger, Profes-
sor Dr. Maihofer, trat sein Amt am 1. Oktober 1981 
an. 

XV. Frauenpolitik 

69. Im Dezember 1981 wurde von der Kommission 
das „Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur För-
derung der Chancengleichheit der Frauen 1982 bis 
1985" verabschiedet und dem Rat zugeleitet. 

Das Programm ist in zwei Hauptabschnitte geglie-
dert: 
- Vollendung der Gleichbehandlung durch Stär-

kung der Rechte des einzelnen, 
- Verwirklichung der Chancengleichheit in der 

Praxis, vor allem durch positive Aktionsprogram-
me. 

Die Umsetzung der einzelnen Maßnahmen soll 
schrittweise ab 1982 nach jeweiliger detaillierter 
Prüfung erfolgen. 

Zur Stärkung der Rechte des einzelnen plant die 
Kommission u. a.: 
- Überwachung der Anwendung bestehender Ge-

meinschaftsrichtlinien, 
- Verbesserung der Rechtsbehelfe auf dem Gebiet 

der Gleichbehandlung, 
- Revision bestehender Arbeitsschutzvorschrif-

ten, 
- Gleichstellung im Bereich der sozialen Sicher-

heit, 
- Gleichbehandlung der selbständig und in der 

Landwirtschaft tätigen Frauen,. 
- Überprüfung des Steuersystems im Hinblick auf 

seine Auswirkungen auf Frauenerwerbstätig-
keit, 

- Ausbau des Elternurlaubs und des Urlaubs aus 
familiären Gründen, 
- Verbesserung des Mutterschutzes. 

Zur Verwirklichung der Chancengleichheit in der 
Praxis ist die Erarbeitung positiver Programme ge-
plant. Die Maßnahmen zielen u. a. auf die 

- Eingliederung von Frauen in das Erwerbsleben, 
- Ausdehnung der Berufswahlmöglichkeiten von 

Frauen, 
- Aufhebung der Geschlechtertrennung im Ar-

beitsrecht. 

Ferner soll der Grundsatz der Gleichbehandlung 
auch auf zugewanderte Frauen Anwendung finden 
und die Teilung der Pflichten im Beruf, in der Fami-
lie und in der Gesellschaft zwischen Männern und 
Frauen angestrebt werden. 

Außerdem wurde von der Kommission ein beraten-
der Ausschuß eingesetzt, der sich aus jeweils zwei 
Vertretern je Mitgliedstaat zusammensetzt und die 
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Kommission bei der Konkretisierung der Maßnah-
men beraten soll. Der Ausschuß trat am 11. und 
12. März 1982 zu seiner ersten Sitzung zusammen. 

Das Europäische Parlament beschloß in seiner Ok-
tobersitzung, einen Untersuchungsausschuß zur Si-
tuation der Frau in Europa einzusetzen. Dieser hat 
sich am 15. Oktober 1981 konstituiert. 

XVI. Jugendpolitik 

Europäisches Jugendforum 

70. Das Europäische Jugendforum, dessen Auf-
gabe es ist, eine politische Plattform der Jugendor-
ganisationen gegenüber den Organen der Europäi-
schen Gemeinschaften zu bilden und dem die natio-
nalen Jugendausschüsse der Mitgliedstaaten der EG 
sowie eine große Zahl internationaler regierungsun-
abhängiger Jugendorganisationen (ONGIJ) als Mit-
glieder angehören (das Europäische Koordinie-
rungsbüro der ONGIJ [BECOIJ] und der Europäi-
sche Rat der Nationalen Jugendausschüsse [CE-
NYC] sind beratende Mitglieder), kann nunmehr auf 
eine dreieinhalbjährige Tätigkeit zurückblicken. Im 
Berichtszeitraum haben die drei Ständigen Aus-
schüsse auf ihrem jeweiligen Arbeitsgebiet („Ju-
gendorganisationen und die politische Entwicklung 
in den EG", „soziale Lage junger Arbeiter in den EG" 
und „Jugendorganisationen und die erziehungspoli-
tische und kulturelle Lage in den EG") zahlreiche 
Aktivitäten entfaltet. 

Die Generalversammlung des Forums hat auf ihrer 
Tagung vom 11. bis 14. Februar 1982 in Luxemburg 
beschlossen, sich weniger als bisher mit organisato-
rischen und satzungsmäßigen Fragen zu befassen 
und sich verstärkt den inhaltlichen, die Jugend in 
Europa betreffenden Fragen zuzuwenden. Sie hat 
für 1982 die Priorität ihrer Arbeit auf folgende The-
men gelegt: 

- Jugendarbeitslosigkeit, 
- Probleme der jugendlichen Wanderarbeiter und 

ihre interkulturelle Erziehung, 
- Beziehungen der EG zu den AKP-Staaten, 
- Berufsbildung, 
- die Rechte der Jugendlichen, 
- Jugendaustausch. 

Das Europäische Jugendforum ist bemüht, seine Ak-
tivitäten durch Publikationen („Forum Jeunesse" 
und neuerdings "Opinion Jeunesse" als trimestriel-
les Periodikum) einer großen Öffentlichkeit be-
kanntzumachen. 

Die Bundesregierung bewertet die Arbeit des Euro-
päischen Jugendforums als einen wichtigen Beitrag 
zur politischen Integration Europas und begrüßt ins-
besondere die Absicht des Forums, sich künftig ver-
stärkt mit den dringenden Problemen der Jugend zu 
befassen. 

Europäisches Jugendwerk der EG 

71. Im Europäischen Parlament wird derzeit der 
Vorschlag beraten, ein Europäisches Jugendwerk 
der EG zu gründen. Dieser Vorschlag ist in einem 
Bericht des Abgeordneten Bocklet enthalten, der auf 
die Resolution des Europäischen Parlaments vom 
12. März 1981 zurückgeht. Der Bericht wurde am 
29. Januar 1982 im Ausschuß für Jugend, Kultur, Bil-
dung, Information und Sport des Europäischen Par-
laments erstmals erörtert. 

Das zu gründende Jugendwerk soll die in dem Be-
richt bemängelte Koordination der zahlreichen Trä-
ger des Jugendaustausches sicherstellen und ver-
stärkt nichtorganisierte Jugendliche sowie Jugendli-
che aus den peripheren Ländern der EG in den Ju-
gendaustausch einbeziehen. Das Jugendwerk soll in 
drei Schritten aufgebaut werden: 

- als Informationszentrale, 
- als Institution der Projektförderung, 
- als Träger eigener Maßnahmen. 

Aus der Sicht der Bundesregierung muß vermieden 
werden, daß auf europäischer Ebene neue Einrich-
tungen geschaffen werden, deren Aufgaben sich mit 
denen schon bestehender Institutionen (Europäi-
sches Jugendforum der EG, Europäisches Jugend-
werk und Europäisches Jugendzentrum beim Euro-
parat) überschneiden. Die Gründung eines Jugend-
werks der EG kann nur sinnvoll sein, wenn sich 
diese Einrichtungen gegenseitig ergänzen. 

XVII. Der Gemeinsame Markt 

Niederlassungs- und Dienstleistungsrecht 

72. Der Rat hat am 14. Dezember 1981 eine Richt-
linie zur Ergänzung der Richtlinien 75/362/EWG, 
77/452/EWG, 78/686/EWG und 78/1026/EWG über 
die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise des Arztes, der Krankenschwester und des 
Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver-
antwortlich sind, des Zahnarztes und des Tierarztes 
hinsichtlich der erworbenen Rechte (81/1057/EWG) 
verabschiedet. 

Durch diese Richtlinie sind die in den betroffenen 
Richtlinien vorgesehenen Vorschriften über die er-
worbenen Rechte auf nach der Anwendung der 
Richtlinien abgeschlossene Aus- und Weiterbildun-
gen ausgedehnt worden, die vor diesem Zeitpunkt 
begonnen wurden und nicht allen Mindestanforde-
rungen der Koordinierungsrichtlinien für die ge-
nannten Berufe entsprechen. 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr 

73. Bei einer schwieriger werdenden Wirtschafts-
lage nimmt die Versuchung zum nationalen nicht ta-
rifären Protektionismus innerhalb der EG zu. Die 
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Bundesregierung setzt diesen Bestrebungen weiter-
hin entschiedenen Widerstand entgegen. 

Durch diese Bemühungen der Bundesregierung 
konnte verhindert werden, daß die in Frankreich, 
Großbritannien und Irland für gewisse Produkte 
verfügte Ursprungskennzeichnungspflicht auf wei-
tere Produkte und auf weitere Länder übergriff. 

Der innergemeinschaftliche Warenverkehr im 
Textil- und Bekleidungsbereich wird weiterhin 
durch nationale Regelungen zur Ursprungskenn-
zeichnung belastet. Neben Frankreich hat Großbri-
tannien zum 1. Januar 1982 ebenfalls eine Kenn-
zeichnungspflicht eingeführt, die darüber hinaus 
auch andere Produktbereiche umfaßt. 

Die Kommission hat den Richtlinienvorschlag über 
eine EG-einheitliche Ursprungskennzeichnung, mit 
der die nationalen Alleingänge aufgefangen werden 
sollten, am 30. September 1981 zurückgezogen und 
dabei darauf hingewiesen, daß alle einseitig von ei-
nem Mitgliedstaat erlassenen Vorschriften gegen 
den EWG-Vertrag verstoßen. 

Eine Klage vor dem EuGH hat die Kommission ge-
gen Frankreich zunächst nur wegen der Ursprungs-
kennzeichnung von Elektromotoren erhoben, der 
die Bundesrepublik Deutschland beigetreten ist mit 
dem Ziel, eine klare Stellungnahme des EuGH zur 
Ursprungskennzeichnung herbeizuführen. 

Am 15. Dezember 1981 hat die Kommission, gestützt 
auf Artikel 113 EWG-Vertrag, dem Rat einen Vor-
schlag für eine Verordnung über die Ursprungs-
kennzeichnung von Textilwaren aus Drittländern 
(mit Ausnahme von Waren, die im passiven Verede-
lungsverkehr hergestellt werden) unterbreitet. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, diesen Vorschlag 
bei seiner Behandlung in Brüssel abzulehnen, da er 
u.a. einen faktischen Druck zur Kennzeichnung 
auch von EG-Ware erzeugen dürfte und Drittländer 
zur Einführung ähnlicher Regelungen veranlassen 
könnte. 

Die Bundesregierung ist allerdings auch bestrebt, 
Klagen gegen deutsche, den freien Warenverkehr 
behindernde Vorschriften nachzugehen und berech-
tigtem Vorbringen gegebenenfalls selbst durch Vor-
schläge zur Änderung der entsprechenden Gesetz-
gebung Rechnung zu tragen. 

74. Die Kommission hat im Oktober 1981 dem Rat 
den Entwurf einer Entschließung zur Stärkung des 
EG-Binnenmarktes durch Abbau der Formalitäten 
an den innergemeinschaftlichen Grenzen vorge-
legt. 

Ausgangspunkt der Kommissionsinitiative war die 
Feststellung, daß 13 Jahre nach Abbau der Binnen-
zölle zwischen den ursprünglichen Mitgliedstaaten 
der EG der Warenverkehr innerhalb der Zollunion 
nach wie vor den gleichen Formalitäten unterworfen 
ist wie der Warenaustausch mit dritten Ländern. 
Nach den Vorstellungen der Kommission sollte der 
Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
schrittweise an die Verhältnisse angepaßt werden, 
wie sie für den Warenaustausch innerhalb der ein-

zelnen Mitgliedstaaten bestehen. Hierzu bedarf es 
nach Auffassung der Kommission vorrangig folgen-
der Maßnahmen: 

- Verlagerung der in mehreren Mitgliedstaaten 
noch vom Zoll im Zusammenhang mit der Ein-
fuhr durchgeführten Mehrwertsteuererhebung 
für eingeführte Waren (in Deutschland: Einfuhr-
umsatzsteuer) auf das für den Importeur zustän-
dige Finanzamt durch Einbeziehung in die peri-
odischen Steuererklärungn für inländische Um-
sätze. 

- Durchgreifende Vereinfachung der gegenwärtig 
geforderten Dokumente für den innergemein-
schaftlichen Warenverkehr in der Weise, daß 
diese entweder durch eine standardisierte Han-
delsrechnung oder durch ein einziges amtliches 
Dokument ersetzt werden. 

- Prüfung der Möglichkeiten, die statistischen Da-
ten für den innergemeinschaftlichen Warenver-
kehr unabhängig von der jeweiligen Warenbewe-
gung durch betriebliche Erfassung zu erheben. 
Daneben sollte auch die Notwendigkeit der ge-
genwärtig für den Binnenhandel geforderten An-
gaben überprüft werden. 

Von der Verwirklichung dieses Maßnahmenkata-
logs, der für die betroffenen Unternehmen mit er-
heblichen Kosteneinsparungen verbunden ist, er-
wartet die Kommission eine nachhaltige Erleichte-
rung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs 
und zusätzliche Anreize insbesondere für die mittel-
ständische Wirtschaft, stärker als bisher in den Ge-
meinsamen Markt zu investieren. 

Der Entschließungsvorschlag ist Bestandteil des 
Mandats zur Haushalts- und Agrarpolitik der Ge-
meinschaft. Die Erörterungen im Rahmen des Rates 
haben gezeigt, daß für die Umsetzung der Vorstel-
lungen der Kommission noch viele Schwierigkeiten 
überwunden und neue Wege beschritten werden 
müssen. 

Gemeinsamer Stahlmarkt 

75. Die jüngste Schwächephase, in der sich der eu-
ropäische Stahlmarkt seit Frühjahr 1980 befindet, 
hat im gesamten Jahr 1981 angehalten. Mit einer 
Besserung wird kurzfristig nicht gerechnet, zumal 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung der EG im 
Jähresverlauf 1982 nur eine begrenzte Wachstums-
marge erwarten läßt und die Stahlausfuhr nach ei-
nem wichtigen Markt bedroht ist. 

Die Rohstahlerzeugung 1981 lag in der Gemein-
schaft mit 125 8531 um 1,3 v. H. unter dem Vorjah-
resergebnis, nachdem der Rückgang 1980 gegenüber 
1979 bereits 8,8 v. H. betragen hatte. Während die 
Niederlande und Großbritannien ihre Rohstahlpro-
duktion ausweiten konnten und Belgien etwa das 
Vorjahresergebnis erzielte, verbuchten alle übrigen 
Mitgliedstaaten z. T. deutliche Einbußen (vgl. nach-
stehende Übersicht). Der ungewöhnliche Anstieg 
der britischen Produktion ist auf eine streikbedingte 
Reduzierung im 1. Halbjahr 1980 zurückzuführen. 
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Änderungen 
- in v. H. -

1981 zu 1980 
Bundesrepublik Deutschland - 5,1 
Frankreich - 8,5 
Italien - 6,0 
Niederlande + 4,3 
Belgien + 0,2 
Luxemburg -17,9 
Großbritannien + 33,0. 
Die Auftragseingänge für Walzstahlerzeugnisse ha-
ben sich 1981 (bis einschließlich November) insge-
samt mit + 0,7 v. H. kaum verändert. Die Bestellun-
gen aus dem europäischen Raum nahmen um 
1,7 v. H. zu, aus Drittländern wurde um 3 v. H. weni-
ger geordert. 

Die gesamte Entwicklung auf dem europäischen 
Stahlmarkt ist in den zurückliegenden Monaten von 
den marktregulierenden Maßnahmen, die der Mini-
sterrat der EG Mitte 1981 beschlossen hat, beein-
flußt worden. So konnte durch Verlängerung der 
Produktionsquotenregelung und durch verstärkte, 
freiwillige Marktdisziplin der Stahlerzeuger Walz-
stahlangebot und Nachfrage im ganzen ausgegli-
chen werden. Flankiert u. a. durch verschärfte Über-
wachung der Preisdisziplin und Einbeziehung des 
Stahlhandels in die Verpflichtung zur Veröffentli-
chung und nichtdiskriminierenden Anwendung von 
Preislisten konnten die Stahlanbieter in mehreren 
Schritten ihre Preise erhöhen und damit ihre exi-
stenzbedrohende Kosten-Erlös-Situation verbes-
sern. 

76. Nach Inkrafttreten des verschärften Subven-
tionskodex hat die Kommission der EG eine Reihe 
von Prüfungsverfahren eingeleitet. Die Regierungen 
der anderen Mitgliedstaaten haben so die Möglich-
keit, sich zu den Programmen zu äußern. Auf diese 
Weise sind bisher einige recht umfangreiche Beihil-
fevorhaben zunächst gestoppt worden. In drei Fällen 
hat die Kommission wegen Zahlung nicht geneh-
migter Beihilfen Vertragsverletzungsverfahren ein-
geleitet. 

77. Wegen des starken Einflusses des Stahlmarkts 
auf die Schrottwirtschaft nahm 1981 der Verbrauch 
von Eisen- und Stahlschrott in der Gemeinschaft ab. 
Da sich das Schrottaufkommen kaum veränderte, 
wurde Schrott zunehmend in Drittländer exportiert, 
zumal bei der Ausfuhr günstige Preise erzielt wer-
den konnten. Inzwischen sind die Schrottpreise am 
EG-Binnenmarkt angestiegen. 

Gemeinsamer Kohlemarkt 

78. Der Kohlemarkt der Gemeinschaft im Jahre 
1981 war durch folgende Entwicklungen gekenn-
zeichnet: 

- Die Gemeinschaftsproduktion (-1,6 Mio. t) so-
wie die Drittlandseinfuhren ( - 3,6 Mio. t) waren 
rückläufig und beliefen sich auf rd. 246 bzw. 

71 Mio. t. Demgegenüber stieg der innergemein-
schaftliche Austausch an und erreichte mit 
31 Mio. t wieder das Niveau von 1973. 

— Die Nachfrage ging, insbesondere bedingt durch 
Minderverbrauch bzw. -abnahmen der Stahlin-
dustrie und der Hausbrand-/Kleinverbraucher, 
stärker als das Angebot zurück. 

— Die Haldenbestände bei den Zechen erhöhten 
sich weiter, und zwar um rd. 9 Mio. auf rd. 
46 Mio. t. 

Ursachen hierfür waren vor allem die schwache 
Konjunktur, aber auch Erfolge bei der rationelleren 
und sparsameren Energienutzung. 

XVIII. Rechtsangleichung 

Zollrecht 

79. Durch eine Änderung der Einreise-Freimen-
gen-Verordnung sind die in EG-Rechtsakten vorge-
sehenen Erhöhungen der Zoll- und Steuerfreigren-
zen für den Reiseverkehr und bei der Einfuhr von 
Kleinsendungen zum 1. Januar 1982 in nationales 
Recht umgesetzt worden. 

Im Rahmen des Rates wurden die Arbeiten zur Har-
monisierung des Zollrechts fortgesetzt. Dabei wur-
den insbesondere bei der Beratung eines Verord-
nungsentwurfs für ein gemeinschaftliches System 
der Zollbefreiungen Fortschritte erzielt. Mit einer 
baldigen Verabschiedung der Verordnung ist zu 
rechnen. 

Gesellschaftsrecht 

80. Im Rahmen des Rates konnten die Beratungen 
über den Vorschlag der Kommission für eine Richtli-
nie betreffend die Spaltung von Aktiengesellschaf-
ten weitgehend abgeschlossen werden. Die Richtli-
nie betrifft in erster Linie diejenigen Mitgliedstaa-
ten, die eine nationale Regelung der Spaltung be-
reits haben. Für die anderen Mitgliedstaaten ist die 
Einführung einer besonderen Regelung der Spal-
tung von Aktiengesellschaften fakultativ; falls sie 
eine derartige Regelung schaffen wollen, sind sie je-
doch an die Vorschriften der Richtlinie gebunden. 
Die Bundesregierung befürwortet die baldige Verab-
schiedung der Richtlinie. 

Bankaufsichtsrecht 

81. Die Kommission hat im September des vergan-
genen Jahres ihren Entwurf einer Richtlinie über 
die Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf konsoli-
dierter Basis dem Rat zugeleitet. Durch die Richtli-
nie soll die grundsätzliche Verpflichtung für die Mit-
gliedstaaten eingeführt werden, ergänzend zur Ein-
zelaufsicht über die bei ihnen ansässigen Kredit-
institute, auch die Kreditinstitutskonzerne auf kon-
solidierter Basis zu überwachen. Zugleich soll die 
Richtlinie die rechtlichen Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß die für die Bankaufsicht auf konsoli-
dierter Basis erforderlichen Informationen zwi-
schen den Banken und den Bankaufsichtsbehörden 
ausgetauscht werden können. Für die Methodik und 
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den Umfang der bankaufsichtlichen Konsolidierung 
bleibt den Mitgliedstaaten weitgehende Gestal-
tungsfreiheit. Die Bundesregierung bewertet die 
Ziele dieses Richtlinienvorhabens als wichtig und 
wird aktiv die Arbeiten des Rates unterstützen. 

Börsenrecht 

82. Am 15. Februar 1982 hat der Rat die Richtlinie 
über regelmäßige Informationen, die von Gesell-
schaften zu veröffentlichen sind, deren Aktien zur 
amtlichen Notierung an einer Wertpapierbörse zu-
gelassen sind, verabschiedet. Die Richtlinie ver-
pflichtet die Gesellschaften, deren Aktien zur amtli-
chen Notierung an einer Börse im EG-Bereich zuge-
lassen sind, alljährlich einen Halbjahresbericht zu 
veröffentlichen über ihre Geschäftstätigkeit und de-
ren Ergebnisse während der ersten sechs Monate 
des Geschäftsjahres. Die Richtlinie verbessert damit 
die börsenrechtliche Publizität und leistet nach den 
bereits verabschiedeten Richtlinien über die Bör-
senzulassungsbedingungen und über den Börsenzu-
lassungsprospekt einen weiteren Beitrag zur Schaf-
fung eines einheitlichen EG-Wertpapiermarktes. 
Alle drei Richtlinien sind bis zum 30. Juni 1983 in na-
tionales Recht umzusetzen. 

Lebensmittelrecht 

83. Der Rat hat die „Tierarzneimittel-Richtlinien" 
(Richtlinien des Rates zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Tierarznei-
mittel sowie über die analytischen, toxikologisch-
pharmakologischen und tierärztlichen oder klini-
schen Vorschriften und Nachweise über Versuche 
mit Tierarzneimitteln) verabschiedet. Durch diese 
Richtlinien wird bewirkt, daß Tierarzneimittel nur 
nach eingehender Prüfung und Zulassung in den 
Verkehr gebracht und angewendet werden dürfen. 
Dies ist in den deutschen Rechtsvorschriften für 
Tierarzneimittel bereits vorgesehen. Von Bedeutung 
ist dabei insbesondere, daß die Zulassung auch die 
Festsetzung einer Wartezeit umfaßt, innerhalb derer 
vom Tier gewonnene Lebensmittel, die Rückstände 
an Tierarzneimitteln enthalten, nicht in den Ver-
kehr gebracht werden dürfen. 

Mit den Tierarzneimittel-Richtlinien, deren Verab-
schiedung auf intensives Drängen der Bundesregie-
rung zurückzuführen ist, werden erstmals die Anfor-
derungen an Tierarzneimittel in allen Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft einheitlich gestaltet. Damit 
werden der Handelsverkehr mit Tierarzneimitteln 
erleichtert und die zum Schutze der Verbraucher für 
Lebensmittel tierischer Herkunft geschaffenen Re-
gelungen in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
einander angeglichen. 

Arzneimittelrecht 

84. Die Beratungen über einen Vorschlag der Kom-
mission zur Änderung der Pharmazeutischen Richt-
linien haben begonnen. Die Bundesregierung hält 

diesen Vorschlag für geeignet, dem Ziel eines großen 
offenen und transparenten und geordneten Marktes 
für pharmazeutische Produkte näherzukommen; sie 
begrüßt es, daß im Vorschlag die von der Bundesre-
gierung seit langem geforderte gegenseitige Aner-
kennung der Zulassung von Arzneispezilitäten als 
Ziel nunmehr offiziell anerkannt wird. 

Ein weiterer von der Kommission vorgelegter Vor-
schlag zur Änderung der Ersten und der Zweiten 
Pharmazeutischen Richtlinie, der auf die Einfüh-
rung eines gemeinsamen Systems zur Registrierung 
von Parallelimporten von Arzneimitteln abzielte, ist 
von der Kommission angesichts der Bedenken des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und der ableh-
nenden Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments sowie der ablehnenden Haltung der Mitglied-
staaten zurückgezogen worden. Anläßlich der Rück-
nahme dieses Vorschlags hat die Kommission in ei-
ner Mitteilung an den Rat über „Parallelimporte von 
Arzneispezialitäten, deren Inverkehrbringen bereits 
genehmigt ist" dargelegt, wie sie die einschlägigen 
Bestimmungen des Vertrages anzuwenden ge-
denkt. 

Veterinärrecht 

85. Nach der Richtlinie 80/1095/EWG des Rates 
vom 11. November 1980 zur Festlegung der Bedin-
gungen, unter denen das Gebiet der Gemeinschaft 
von klassischer Schweinepest freigemacht und frei-
gehalten werden kann, haben diejenigen Mitglied-
staaten, in denen die Schweinepest noch vorkommt, 
der Kommission einen Plan zur Tilgung der Seuche 
vorzulegen. 

Der Tilgungsplan der Bundesrepublik Deutschland 
ist am 1. Januar 1982 in Kraft getreten. Die Bundes-
republik Deutschland wird nunmehr für die Dauer 
von fünf Jahren EG-Mittel im Rahmen der Bekämp-
fung der Schweinepest für Entschädigungs-, Labor-
untersuchungs- und Impfstoffbeschaffungskosten in 
Anspruch nehmen können. 

Aus dem EAGFL ist ein Gesamtbetrag von 
35 Mio. ECU 1) für die Durchführung der Maßnah-
men in den Mitgliedstaaten bereitgestellt. 

Nationales Koordinierungslabor für die Diagnose 
der Schweinepest ist die Bundesforschungsanstalt 
für Viruskrankheiten der Tiere in Tübingen, Verbin-
dungslaboratorium innerhalb der EG ist das Institut 
für Virologie der Tierärztlichen Hochschule Hanno-
ver. 

Die zur beschleunigten Tilgung der Brucellose, der 
Tuberkulose und der enzootischen Leukose der Rin-
der durchgeführten nationalen Programme sind in 
den Mitgliedstaaten - bis auf Italien und Griechen-
land- im Verlauf des Jahres 1981 abgelaufen. Über 
den von der Kommission dem Rat zugeleiteten Vor-
schlag zur Verlängerung des Tilgungsprogramms 
um zwei Jahre wurde im Rat grundsätzlich Einver-
nehmen - vorbehaltlich der noch ausstehenden Fi-
nanzierung - erzielt. 

1) 1 ECU - z.Z. ca. 2,40 DM 
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Eine weitere Ratsentscheidung legt die Bedingun-
gen fest, unter denen die bei der Ausmerzung der 
afrikanischen Schweinepest auf Sardinien entste-
henden Kosten bis zu maximal 30 Mio. ECU aus dem 
EAGFL - Abtl. Ausrichtung - (Laufzeit maximal 
fünf Jahre) übernommen werden. 

Gestützt auf die Richtlinie 72/462/EWG (Drittlands-
richtlinie) hat die Kommission weitere Entscheidun-
gen über die viehseuchenrechtlichen Bedingungen 
und die tierärztliche Beurkundung bei der Einfuhr 
von frischem Fleisch aus Costa Rica, Ungarn und 
Polen erlassen. Die Übernahme der Entscheidungen 
in nationales Recht erfolgt fortlaufend. 

Durch Änderung der Entscheidung über tierge-
sundheitliche Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr 
entbeinten frischen Fleisches von Rindern aus 
Botsuana in die Mitgliedstaaten wurde der ver-
besserten Maul- und Klauenseuche-Situation in 
Botsuana Rechnung getragen. 

Die Kommission hat u. a. ferner Maßnahmen 
- gegen des Vereinigte Königreich wegen der zum 

Schutz gegen die Einschleppung der Newcastle-
Krankheit verhängten tierseuchenrechtlichen 
Einfuhrverbote und -beschränkungen für leben-
des Geflügel und Konsumeier beraten. Mit die-

sem einseitigen, fachlich als ungerechtfertigt an-
zusehenden Vorgehen des Vereinigten König-
reichs hat sich auch der Rat befaßt. Dabei ist die 
Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens 
gefordert worden, 

- zur Anerkennung amtlich anerkannt schweine-
pestfreier sowie schweinepestfreier Regionen in 
der Bundesrepublik Deutschland beraten. Ein 
entsprechender Kommissionsvorschlag an den 
Rat ist in Kürze zu erwarten. 

Der Rat hat die Richtlinie 64/432/EWG (innerge-
meinschaftlicher Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen) hinsichtlich der enzootischen Leukose 
der Rinder berichtigt. Damit ist Deckungsgleichheit 
des verfügenden Teils der Richtlinie mit der im in-
nergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rin-
dern hinsichtlich ihres Freiseins von enzootischer 
Leukose erforderlichen Gesundheitsbescheinigung 
hergestellt worden. 

Futtermittelrecht 

86. Durch eine weitere Richtlinie wurde im Be-
reich der Zusatzstoffe in der Tierernährung ein 
neuer Stoff zugelassen sowie der Anwendungsbe-
reich eines Stoffes erweitert. 

B. Außenbeziehungen 

XIX. Außenwirtschaftspolitik 

Zollpolitik 

Allgemeine Zollpräferenzen für Entwicklungsländer 

87. Das Schema der Allgemeinen Zollpräferenzen 
für Entwicklungsländer für 1982 sieht gegenüber 
dem Vorjahr wiederum eine Reihe von Verbesserun-
gen vor: 
- Erhöhung der Jahreshöchstmengen für die zoll-

freie Einfuhr sensibler Waren um 5 bis 15 v. H. in 
den meisten Fällen (Ausnahmen Problemberei-
che Stahl, Schuhe und Textilien); 

- Aufnahme von 14 zusätzlichen Agrarprodukten 
zugunsten aller Entwicklungsländer und von 10 
Agrarprodukten (darunter Kakaobohnen) nur 
zugunsten der am wenigsten entwickelten Län-
der sowie Senkung der Präferenzzölle für wei-
tere 37 Agrarwaren; 

- Ausdehnung der Präferenzen gegenüber China 
um 12 auf weitere Industrie- und 15 Agrarpro-
dukte und gegenüber Rumänien um 26 neue In-
dustriewaren. 

Die Wiedereinführung der Zölle für nicht-sensible 
Waren ist künftig an die Bedingungen geknüpft, daß 

- wirtschaftliche Schwierigkeiten eingetreten sind 
oder drohen und 
- der Jahreshöchstbetrag 1980 zuzüglich 20 v. H. 

(Referenzbetrag) erreicht ist. 

Auf deutsches Drängen haben alle Mitgliedstaaten 
die Kommission aufgefordert, in dem Vorschlag für 
1983 weitere substantielle Verbesserungen für die 
am wenigsten entwickelten Länder im Agrarbereich 
vorzusehen. Mit ihrem Vorschlag, für alle Agrarwa-
ren die Zölle für diese Ländergruppe vollständig 
auszusetzen (ausgenommen Abschöpfungen und be-
wegliche Teilbeträge für Agrarwaren), hatte sich die 
Bundesrepublik Deutschland nicht durchsetzen 
können. Im industriellen Bereich haben diese Län-
der bereits den unbegrenzten zollfreien Zugang. 

Die von der Bundesregierung befürwortete Auf-
nahme Bulgariens in das Präferenzschema fehlte im 
Kommissionsvorschlag; sie wurde im übrigen auch 
nicht von allen Mitgliedstaaten gewünscht. 

Die Textilpräferenzen sind unverändert verlängert 
worden. Die Bundesregierung hat jedoch zusammen 
mit Dänemark deutlich gemacht, daß sie die Ver-
knüpfung der Präferenzgewährung mit dem Ab-
schluß von Selbstbeschränkungsabkommen nach 
dem Welttextilabkommen mißbilligt, da dadurch lie-
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ferschwachen Entwicklungsländern die Präferen-
zen vorenthalten werden. 

Antidumping- und Ausgleichszollmaßnahmen 

88. Mit hervorgerufen durch die derzeitige Wirt-
schaftslage hat die Gemeinschaft ihre zuletzt ver-
stärkten Bemühungen zur Abwehr schädigender, 
gedumpter oder subventionierter Einfuhren fortge-
setzt. So wurden sieben Verfahren vornehmlich bei 
Produkten des Chemiebereichs neu eingeleitet. Bei 
vier vorläufig ergriffenen Antidumpingmaßnahmen 
steht die endgültige Entscheidung noch aus. Endgül-
tige Maßnahmen wurden bei fünf Waren ergriffen, 
wiederum überwiegend im Chemiebereich. Vier Ver-
fahren wurden eingestellt wegen fehlenden Dum-
ping oder nach Vereinbarung von Preisanhebun-
gen. 

Handelspolitik 

89. Die EG hat im GATT Konsultationen mit eini-
gen Vertragsparteien, insbesondere den USA, aufge-
nommen, die sich durch die Exportpolitik der EG im 
Agrarbereich beschwert fühlen. Die EG wird darle-
gen, daß sie sich mit ihren Maßnahmen an die Be-
stimmungen des GATT gehalten hat. 

Die Vorbereitungen für eine Ministertagung des 
GATT im November 1982 sind inzwischen angelau-
fen. Die Tagung soll für die internationale Zusam-
menarbeit im Handelsbereich neue Akzente setzen. 
Auch der Agrarsektor wird dabei eine wichtige Holle 
spielen. 

Die im Anschluß an den EG-Beitritt Griechenlands 
im GATT zu führenden Ausgleichsverhandlungen 
konnten noch nicht abgeschlossen werden. Schwie-
rigkeiten ergeben sich insbesondere daraus, daß 
Drittländer mit Ausgleichsansprüchen an die EG 
Forderungen in problematischen Bereichen gestellt 
haben und Länder, die durch den Beitritt Griechen-
lands zur EG besser gestellt sind, die Aufnahme der 
Verhandlungen verzögern. 

90. Die Verhandlungen über die befristete Verlän-
gerung des Welttextilabkommens (WTA) wurden am 
22. Dezember 1981 in Genf abgeschlossen. Das neue 
Abkommen (WTA III) hat eine Laufzeit bis zum 
31. Juli 1986. Mit diesem Abkommen konnte die Ge-
fahr wesentlich schärferer einseitiger Eingriffe der 
Einfuhrländer in den Handel mit Textilien und Be-
kleidung mit gefährlichen Rückwirkungen für den 
gesamten Welthandel abgewendet werden. Die 
Sorge vor derartigen unkontrollierten Entwicklun-
gen und die Rücksichtnahme auf die weltweit 
schwierige Situation im Textil- und Bekleidungssek-
tor - von der auch die deutsche Industrie nicht ver-
schont ist - spielten für die Haltung der Bundesre-
gierung eine wesentliche Rolle. Innerhalb der EG 
hat sich die Bundesregierung mit Erfolg für eine 
Verhandlungslinie eingesetzt, mit der einerseits 
bruchartige Entwicklungen mit unvertretbaren 
wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten für 
die Textil- und Bekleidungsindustrie und ihre Be-

schäftigten vermieden werden. Andererseits konnte 
aber auch verhindert werden, daß sich extrem re-
striktive Forderungen einiger Partnerländer durch-
setzten, die zu schweren Interessenkonflikten mit 
den Entwicklungsländern und deshalb zu einem 
Scheitern der Verhandlungen geführt hätten. Eine 
entsprechende Linie wird auch in den bilateralen 
Verhandlungen zwischen der EG und den wichtig-
sten Lieferländern über die Durchführung von 
WTA III zu verfolgen sein. Diese Verhandlungen sol-
len im Frühjahr 1982 aufgenommen werden und so 
rechtzeitig abgeschlossen werden, daß ab 1. Januar 
1983 neue Abkommen die bis dahin auslaufenden 
ablösen können. 

91. Als Verordnung (EWG) Nr. 288/82 des Rates 
vom 5. Februar 1982 wurde die novellierte gemein-
same Einfuhrregelung der Gemeinschaft gegenüber 
Westländern im Amtsblatt der EG L 35 vom 9. Fe-
bruar 1982 veröffentlicht. 

Die Verordnung enthält jetzt ein konkretisiertes 
Prüfverfahren im Falle von Anträgen auf Schutz-
maßnahmen, das dem Anti-Dumping-Recht nachge-
bildet ist. In einem geordneten Untersuchungsver-
fahren bei der Kommission soll künftig das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für Schutzmaßnahmen 
nachgewiesen und geprüft werden. Die Bundesre-
gierung hatte dies nach den Erfahrungen im Falle 
der Fasereinfuhren nach Großbritannien verlangt. 
Im Falle dringlicher Schutzmaßnahmen wird aller-
dings das Untersuchungsverfahren erst nachträg-
lich Platz greifen können. 

Als „Preis" für die Einführung des Prüfverfahrens 
mußte allerdings von deutscher Seite akzeptiert 
werden, daß die Möglichkeit, national Schutzmaß-
nahmen auszulösen, bis zum 31. Dezember 1984 ver-
längert wird. Die Kommission entscheidet über der-
artige Maßnahmen. Jeder Mitgliedstaat kann jedoch 
nach wie vor gegen die Entscheidung der Kommis-
sion den Rat anrufen. Wenn der Rat binnen Frist 
nicht entscheidet, tritt die Maßnahme automatisch 
außer Kraft. 

Der Verordnung sind zwei Anhänge beigefügt, die in 
Form von Negativlisten sowohl die bestehenden ge-
meinschaftlichen und nationalen Schutz- als auch 
die Überwachungsmaßnahmen ausweisen. 

OECD-Konsensus über öffentlich unterstützte 
Exportkredite 

92. Die EG hat mit ihrem Verhandlungsangebot im 
Oktober 1981 einen wesentlichen Beitrag zum Ab-
bau von Wettbewerbsverzerrungen im Bereich der 
Exportfinanzierung geleistet. 1981 hatte sich der 
Konditionenwettlauf zunächst beschleunigt. Re-
kordzinssätze auf den Finanzmärkten veranlaßten 
zahlreiche Länder zu hohen Zinssubventionen, die 
angesichts eines damals niedrigen Konsensusmin-
destzinses möglich waren. Andere Länder reagier-
ten darauf mit extrem langen Laufzeiten, um eine 
Anhebung der Mindestzinssätze zu erreichen. 

Der Durchbruch in den Konsensusverhandlungen 
im Oktober 1981 wurde durch die flexible Verhand-
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lungsführung der Kommission, nachdrücklich un-
terstützt von der Bundesregierung, möglich und 
führte zu einer Anhebung der Konsensus-Mindest-
zinssätze um 2,5 Prozentpunkte (Mindestzinssatz 
für Exporte z. B. in Entwicklungsländer jetzt 
10 v. H.) sowie zu mehr Transparenz im Bereich der 
Mischfinanzierungen durch intensivere Informa-
tionsverfahren. 

Die Bundesregierung ist im Rahmen der EG um eine 
ständige Verbesserung der Regeln des OECD-Kon-
sensus und damit der internationalen Disziplin im 
Bereich der Exportfinanzierung bemüht. 

XX. Erweiterung der Gemeinschaft 

93. In den Beitrittsverhandlungen mit Portugal 
und Spanien konnten nicht unerhebliche Teilerfolge 
erzielt werden. So gelang es der 6. Tagung auf Mini-
sterebene im Rahmen der Beitrittsverhandlungen 
mit Portugal am 22. Februar 1982 die Verhandlungs-
kapitel „Kapitalverkehr", „EURATOM", „Regional-
politik" und „Verkehr" abzuschließen. Im Verhand-
lungsbereich „Wirtschafts- und Finanzfragen" 
wurde ebenfalls Einigung über die offenen Punkte 
erreicht. Hier ist nur noch die Frage der Einbezie-
hung des Escudos in den ECU offen. 

Die 10. Tagung auf Ministerebene im Rahmen der 
Beitrittsverhandlungen mit Spanien (22. März 1982) 
erreichte Einigung über die Verhandlungsgebiete 
„Verkehr", „Kapitalverkehr" und „Regionalpolitik". 
Auch in den Verhandlungsbereichen „Niederlas-
sungsrecht", „Wirtschaft und Finanzen" und "Abge-
leitetes Recht" wurde in fast allen Punkten Überein-
stimmung erzielt. Es blieb jeweils nur noch ein Pro-
blem offen. 

In dem Kapitel „Landwirtschaft" wurden - wenn 
auch im begrenzten Umfang - die Verhandlungen 
parallel zur EG-internen Umstrukturierungsdebatte 
fortgesetzt. Die Gemeinschaft konnte jeweils eine 
Erklärung für Portugal und für Spanien vorlegen. In 
beiden Erklärungen wird u. a. darauf hingewiesen, 
daß hinsichtlich der besonders sensiblen Sektoren 
(Pflanzenfette, Obst/Gemüse und Wein) noch vor 
dem Beitritt Beschlüsse zu fassen sind, die dann zu-
sammen mit der sonst bis dahin eingetretenen Ent-
wicklung zum „gemeinschaftlichen Besitzstand" ge-
hören werden, der von den Beitrittsländern - ggf. 
mit befristeten Übergangsregelungen - zu über-
nehmen ist. 

Die Beitrittsländer selbst legten ihrerseits Erklärun-
gen zum Bereich „Landwirtschaft" vor, in denen sie 
ihre jeweiligen Sonderprobleme erläutern und in 
zahlreichen Fällen Abänderungen und längere 
Übergangsbestimmungen fordern. 

XXI. Beziehungen zu den EFTA-Staaten 

94. In den gemischten Ausschüssen wurde festge-
stellt, daß die Freihandelsabkommen auch weiter-
hin befriedigend funktionieren. Die Überlegungen 

über eine engere Zusammenarbeit in einzelnen Be-
reichen werden fortgesetzt. 

Einige EFTA-Staaten haben mit der Kommission re-
gelmäßige Treffen auch auf politischer Ebene ver-
einbart. 

XXII. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

95. Die am 31. Oktober 1978 in Kraft getretenen Fi-
nanzprotokolle mit dem Maghreb- und Maschrek-
ländern sowie Israel sind am 31. Oktober 1981 ausge-
laufen. Das gilt auch für das 3. Finanzprotokoll mit 
der Türkei. Die aus diesen Protokollen noch offenen 
Restbeträge stehen aber weiterhin zur Verfügung. 

Die Verhandlungen über die neuen Finanzproto-
kolle mit den Maghreb- und Maschrekländern sowie 
Israel stehen insgesamt kurz vor dem Abschluß. Die 
Gemeinschaft ist bereit, für einen Zeitraum von fünf 
Jahren für diese Länder eine finanzielle Gesamt-
hilfe in Höhe von 1 015 Mio. ECU 1) (2 436 Mio. DM) 
aufzubringen. Davon sollen 415 Mio. ECU (996 Mio. 
DM) auf Haushaltsmittel und 600 Mio. ECU 
(1 440 Mio. DM) auf EIB-Darlehen entfallen. 

Daneben sind im Rahmen des 4. Finanzprotokolls 
EG/Türkei 600 Mio. ECU (1 440 Mio. DM) vorgese-
hen (375 Mio. ECU = 900 Mio. DM Haushaltsmittel, 
225 Mio. ECU - 540 Mio DM EIB-Darlehen). Dieses 
Protokoll ist zwar bereits paraphiert, aber noch 
nicht in Kraft getreten. 

96. Am 27. Oktober 1981 fand die 7. Tagung des As-
soziationsrates EG/Zypern statt. Im Mittelpunkt der 
Verhandlungen stand die Ausgestaltung der Han-
delsregelung für 1982 und 1983. Zypern verlangte un-
ter Berufung auf die Beschlüsse des Assoziationsra-
tes vom November 1980 Verbesserungen des 1981 be-
stehenden Handelsregimes im Agrarbereich. 

Da die Gemeinschaft sich intern nicht auf Zuge-
ständnisse verständigen konnte, war im Assozi-
ationsrat hierüber keine Einigung möglich. 

Um kein Vakuum entstehen zu lassen, verlängerte 
die Gemeinschaft erneut autonom die 1981 beste-
hende Handelsregelung bis Juni 1982 

Im Gegenzug beschloß die zyprische Regierung, die 
der Gemeinschaft eingeräumte Präferenzregelung 
zunächst bis zum 31. März zu verlängern. 

97. Die Kommission hat am 3. Dezember 1981 ei-
nen Antidumpingzoll in Höhe von 16 v. H. auf Im-
porte türkischer Baumwollgarne eingeführt. Die 
Bundesregierung hätte flexiblere Maßnahmen be-
vorzugt. Sie konnte sich damit im EG-Kreis aber 
nicht durchsetzen. Der Antidumpingzoll gilt bis 
3. April 1982. Der Rat muß vor Ablauf dieser Frist 
über eine endgültige Regelung entscheiden. 

1) 1 ECU = z. Z. ca. 2,40 DM 
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XXIII. Abkommen von Lomé 

98. Die Verfahren zur Ratifizierung des Abkom-
mens über den Beitritt der Republik Simbabwe zum 
2. Lomé-Abkommen sind abgeschlossen worden; der 
Beitritt ist zum 1. März 1982 vollzogen worden. Die 
Zahl der AKP-Staaten hat sich damit auf 62 erhöht. 
Ein Beitrittsantrag liegt z. Z. von Belize vor. 

99. Der AKP-EWG-Botschafterausschuß sowie der 
Rat der EG befaßten sich u. a. mit dem Problem der 
unzureichenden Mittel für die Stabilisierung der Ex-
porterlöse (STABEX). Eine Lösung konnte nicht ge-
funden werden, so daß das Thema beim nächsten 
AKP-EWG-Ministerrat im Mai 1982 erörtert werden 
muß. Die Verhandlungen über den Garantiepreis für 
AKP-Zucker konnten abgeschlossen werden; für das 
Wirtschaftsjahr 1981/82 erhalten die AKP-Zucker-
produzenten eine Preiserhöhung für Rohrzucker um 
8,5 v. H. 

100. Im Rahmen des 5. Europäischen Entwick-
lungsfonds (2. Lomé-Abkommen) sind weitere Fi-
nanzierungsbeschlüsse gefaßt worden. Der Stand 
der Mittelbindung belief sich am 23. Dezember 1981 
auf rd. 542 Mio. ECU 1) (1 301 Mio. DM). Beim 4. EEF 
(1. Lomé-Abkommen) haben die Mittelbindungen 
zum gleichen Zeitpunkt rd. 2 813 Mio ECU 
(6 751 Mio. DM) erreicht, das sind rd. 89 v. H. des ge-
samten Fondsvolumens. 

XXIV. Beziehungen zu anderen Drittstaaten 

USA 

101. Die Gemeinschaft und die Vereinigten Staa-
ten haben angesichts drängender handelspolitischer 
Probleme zusätzlich zu ihrem traditionellen Dialog 
noch besondere hochrangige Treffen (Brüssel De-
zember 1981, Washington Februar 1982) veranstal-
tet, um sich intensiv mit den Spannungen im beider-
seitigen Verhältnis (insbesondere Stahl, Agrarpoli-
tik) zu befassen. 

EG und USA haben sich bei diesen Treffen bemüht, 
die den strittigen Fragen beiderseits zugrundelie-
genden innenpolitischen Probleme darzustellen, 
Verständnis dafür zu wecken und Eskalationen zu 
vermeiden. Sie haben sich dabei auch von den han-
delspolitischen Zielen der Erklärung des Wirt-
schaftsgipfels in Ottawa leiten lassen, um ein Aus-
breiten protektionistischer Trends in der Welt zu 
verhindern. 

Die Bundesregierung hat sich bei diesen Bemühun-
gen besonders dafür eingesetzt, daß im Verhältnis 
EG-USA stärker von der gegenseitigen Konsultation 
im Sinne echter Kooperationsbereitschaft Gebrauch 
gemacht wird. Dadurch sollen Konfrontationen zwi-
schen diesen beiden, für die Weltwirtschaft (zusam-
men mit Japan) besonders wichtigen Handelspart-
nern vermieden werden, die angesichts der sich ver-
schlechternden Weltwirtschaftslage sonst politische 
Dimensionen annehmen könnten. 

1) 1 ECU z. Z. = ca. 2,40 DM 

Japan 

102. Angesichts des weiter zunehmenden struktu-
rellen Handelsbilanzdefizits zwischen den EG-Län-
dern und Japan bestand im Rat am 7. Dezember 1981 
Einvernehmen darüber, daß die Gemeinschaft bei 
der japanischen Regierung weiterhin darauf drin-
gen muß, so rasch wie möglich zu gleichwertigeren 
Handelsbeziehungen zu kommen. Der Rat ersuchte 
die Kommission, den japanischen Behörden eine 
Forderungsliste mit der Bitte um baldige Prüfung 
und Einleitung geeigneter Maßnahmen zur Markt-
öffnung in Japan zu übermitteln. Diese Forderungs-
liste (Senkung von Zöllen, Abbau bzw. Beseitigung 
von nicht-tarifären Handelshemmnissen, Liberali-
sierung im Finanz- und Investitionsbereich sowie 
anhaltende wirksame Exportmäßigung in gewissen 
sensiblen Produktbereichen) wurde am 9. Dezember 
1981 der japanischen Regierung übergeben. Auf der 
Grundlage der EG-Forderungsliste fanden vom 23. 
bis 30. Januar 1982 EG-Japan-Konsultationen auf 
hoher Ebene statt. 

Aufgrund des Drucks seitens der USA und der Ge-
meinschaft hat die japanische Regierung am 16. De-
zember 1981 beschlossen, zwei Zollsenkungsphasen 
aus der Tokyo-Runde für ca. 1 650 Warenpositionen 
zum 1. April 1982 vorzuziehen. Die vorgezogenen 
Zollsenkungen werden sich produktbezogen unter-
schiedlich auswirken; insgesamt jedoch dürften die 
Auswirkungen auf den EG-Japan-Handel nicht be-
trächtlich sein. 

Darüber hinaus hat die japanische Regierung aus ei-
ner Liste von 99 ausgewählten Beschwerdepunkten 
der EG, der USA und anderer Handelspartner im 
NTB-Bereich am 30. Januar 1982 67 Maßnahmen 
zur Erleichterung von Importverfahren, Anerken-
nung von Tests sowie Standards und Normen, ferner 
die Einsetzung eines „Ombudsmannes" zur Entge-
gennahme von Klagen verkündet. Diese Beschlüsse 
sind als ein Schritt in die richtige Richtung und als 
ein Anfang zu werten. Da die Einfuhrhemmnisse in 
Japan, insbesondere im administrativen und struk-
turellen Bereich zu suchen sind, müssen zusätzliche 
Maßnahmen der japanischen Regierung folgen. 

Der Rat hat am 22. März 1982 die bisher von Japan 
zur Einfuhrerleichterung ergriffenen Schritte als 
politisches Signal begrüßt, aber als nicht ausrei-
chend angesehen und weitere konkrete Schritte zur 
Marktöffnung gefordert. Er hat beschlossen, Japan 
um Konsultationen nach Artikel XXIII GATT zu er-
suchen, um das vom GATT angestrebte globale 
Gleichgewicht der Handelsvorteile Japans und der 
EG wiederherzustellen. Japan wurde zu einer Fort-
setzung der Exportmäßigung in bestimmten sensib-
len Bereichen aufgefordert. Im übrigen hat der Rat 
die Einsetzung einer hochrangigen Gruppe be-
schlossen, die die japanische Exportstrategie und 
ihre Auswirkungen auf die europäische Industrie 
prüfen und dem Rat hierzu Empfehlungen unter-
breiten soll. Nach einer ersten Diskussion im Rat am 
15. März 1982 und am 22. März 1982 wird der Rat die 
Auswirkungen der Wirtschafts- und Währungspoli-
tik Japans auf die Weltwirtschaft und den Handel 
vertieft untersuchen. 
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Die Bundesregierung ist nach wie vor der Ansicht, 
daß eine Lösung der Handelsprobleme mit Japan 
auf expansive Weise gesucht werden muß. Dies be-
deutet in erster Linie eine größere Öffnung des japa-
nischen Marktes für europäische Fertigwaren. Im 
übrigen muß sich auch die europäische Industrie in-
tensiver als bisher um den kaufkräftigen 120 Mio. 
Verbraucher zählenden japanischen Markt bemü-
hen. 
Darüber hinaus ist es für eine reibungslose Gestal-
tung der internationalen Handelsbeziehungen Ja-
pans auch wichtig, daß die japanische Wirtschafts-
und insbesondere die Währungspolitik der gewach-
senen Rolle dieses Landes in der Weltwirtschaft 
Rechnung trägt. 

Australien 

103. Wegen ausbleibender Ergebnisse in den Ver-
handlungen mit Australien nach Artikel XIX GATT-
Vertrag aufgrund australischer Einfuhrbeschrän-
kungen bei PKW, Schuhen und Gabelstaplern hatte 
die Gemeinschaft Retorsionsmaßnahmen bei eini-
gen Importprodukten der EG aus Australien erwo-
gen. Nachdem Australien über bestimmte Maßnah-
men bei Automobilen und Schuhen hinaus gewisse 
einseitige Zollerleichterungen bei einer Reihe von 
Positionen angekündigt hatte, die für die Gemein-
schaft interessant sind, beschränkte sich die Ge-
meinschaft darauf, im GATT eine Dekonsolidierung 
der in der Retorsionsliste genannten Positionen vor-
zubereiten, ohne Zollerhöhungen vorzunehmen. Da-
mit will die Gemeinschaft ihre GATT-Rechte für den 
Fall wahren, daß die australischen Zollerleichterun-
gen rückgängig gemacht werden. 

Die Bundesregierung hat den Verhandlungen ihren 
Einfluß dahin gehend geltend gemacht, eine Eskala-
tion der Auseinandersetzungen mit Australien und 
damit eine Verschlechterung der Beziehungen der 
Gemeinschaft zu Australien zu vermeiden. 

Lateinamerika 

104. Im Dezember 1981 fand der Dialog EG-
Lateinamerika unter britischem Vorsitz statt. Aus-
führlicher als bei früheren Gelegenheiten wurden 
die verschiedenen Aspekte des Handelsverkehrs 
zwischen beiden Wirtschaftsräumen diskutiert und 
Hilfsmöglichkeiten der EG in den Bereichen Ener-
gie, Absatzförderung und Ausbildung auf dem 
Lande erörtert. Die Gemeinschaft konnte nicht auf 
alle Wünsche der Lateinamerikaner eingehen, wohl 
aber punktuelle Aktionen in Aussicht stellen. 

Trotz einer gewissen Beruhigung der politischen 
Lage in Bolivien konnten sich noch nicht alle Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft zu einer Wiederauf-
nahme der Verhandlungen über ein Kooperations-
abkommen mit den fünf Staaten des Andenpakts be-
reit erklären. 

Europäisch-Arabischer Dialog (EAD) 

105. Nach Wiederaufnahme des EAD im November 
1980 haben auch die Arbeitsgruppen im Wirtschafts-
bereich ihre Erörterungen fortgesetzt. Mit Blickrich-
tung auf die vereinbarte euro-arabische Außenmini-
sterkonferenz bemühten sie sich vor allem, einige 
prioritäre Projekte (im Allgemeinen Vertragsrecht, 
Technologietransfer, Investitionsschutz) zur Be-
schlußreife weiterzuentwickeln. Die Arbeiten sind 
jedoch - insbesondere wegen innerarabischer poli-
tischer und administrativer Schwierigkeiten - im 
Berichtszeitraum nur langsam vorangekommen. 

Arabische Golfstaaten 

106. Die im Januar 1980 entwickelte Initiative für 
den Abschluß von Wirtschaftsabkommen zwischen 
der EG und einzelnen arabischen Golfstaaten sowie 
Nordjemen ist im Berichtszeitraum in Anbetracht 
der Zurückhaltung der größten Golfstaaten nur ver-
halten weiterverfolgt worden. 

Ob zwischen dem 1981 gegründeten Kooperationsrat 
der arabischen Golfstaaten und der Gemeinschaft 
engere Kontakte geknüpft werden können, wird sich 
erst beurteilen lassen, wenn der Kooperationsrat in 
seinem inneren Aufbau weiter fortgeschritten ist. 

ASEAN 

107. Der politische und wirtschaftliche Dialog der 
Gemeinschaft mit den fünf ASEAN-Staaten ist mit 
dem dritten Außenministertreffen im Oktober 1981 
in London fortgesetzt worden. Ihm folgte im glei-
chen Monat in Brüssel die zweite Tagung des im Ko-
operationsabkommen vom 7. März 1980 geschaffe-
nen Gemischten Kooperationsausschusses. Der 
Schwerpunkt der Ausschußarbeit lag auf Fragen der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit und auf techni-
schen Einzelheiten zur Verwirklichung der im Ab-
kommen skizzierten Ziele. 

Jugoslawien 

108. Am 15. Januar 1982 wurden die Verhandlun-
gen mit Jugoslawien über die Anpassung des am 
2. April 1980 abgeschlossenen Kooperationsabkom-
mens und des EGKS-Abkommens im Anschluß an 
den Beitritt Griechenlands zur Gemeinschaft erfolg-
reich abgeschlossen. Die Anpassungsprotokolle se-
hen im Handelsbereich eine infolge des Beitritts 
Griechenlands erforderliche Erhöhung der Zollpla-
fonds für eine Reihe von sensiblen Waren (insbeson-
dere Baby-beef) sowie bestimmte Übergangsmaß-
nahmen vor. Für einige Bereiche wurden technische 
Anpassungen vorgenommen, die die Anwendung 
der Abkommensregelungen auch auf den Warenver-
kehr zwischen Griechenland und Jugoslawien er-
möglichen. 
Das Verfahren zur Ratifizierung sowohl der Abkom-
men als auch der Zusatzprotokolle durch die parla-



Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode Drucksache 9/1625 

mentarischen Gremien wird in Kürze eingeleitet 
werden. 

Staatshandelsländer 

109. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 
haben angesichts der Wirtschaftssituation in Polen 
und einer unzureichenden Versorgung der Bevölke-
rung mit Lebensmitteln Polen den Bezug von Nah-
rungsmitteln zu Preisen ermöglicht, die generell 15 
v. H. unter den Weltmarktpreisen lagen. Der Ge-
samtwert dieser Lieferungen betrug bis Ende 1981 
etwa 1,5 Mrd. DM. Neben den üblichen Exporterstat-
tungen wurde eine 15prozentige Sondervergünsti-
gung in Höhe von rd. 250 Mio. DM vom EG-Haushalt 
getragen. Zusätzlich hatte die EG im Rahmen einer 
Sonderaktion zugunsten Polens die kostenlose Lie-
ferung von 8 000 t Rindfleisch im Wert von rd. 32 Mio. 
DM beschlossen. 

Nach der Einführung des Kriegsrechts in Polen 
(13. Dezember 1981) sind die verbilligten Nahrungs-
mittellieferungen eingestellt worden. Die aus dieser 
Aktion verbliebenen Haushaltsmittel in Höhe von 
35 Mio. (84 Mio. DM) ECU 1) werden nunmehr für di-
rekte humanitäre Hilfen an die polnische Bevölke-
rung über nichtstaatliche Stellen verwendet. Der 
Rat hat am 22./23. Februar 1982 einen ersten Teilbe-
trag von 8 Mio. ECU (19,2 Mio. DM) für derartige 
Hilfsleistungen zur Verfügung gestellt. 

Der Rat hat in einem Grundsatzbeschluß vom 
22./23. Februar 1982 einige Importbeschränkungen 
gegenüber der Sowjetunion beschlossen, um zu si-
gnalisieren, daß die sowjetische Einmischung in 
Polen nicht ohne Konsequenzen für die Wirtschafts-
beziehungen bleiben kann. Insgesamt handelt es 
sich um Beschränkungen bei 59 Warenpositionen 
(neben Luxusgütern auch eine Reihe von Industrie-
gütern wie beispielsweise Textilmaschinen, Moto-
ren, Fernsehröhren usw.), die einen Einfuhrwert von 
rd. 464 Mio. ECU (1 114 Mio. DM) darstellen. Die 
Kürzung selbst beträgt im gemeinschaftsweit libera-
lisierten Bereich 25 v.H. der Einfuhren von 1980, 
sonst 50 v. H. der Kontingente oder - wo keine Kon-
tingente bestanden - der Einfuhren von 1980. Der 
Anteil der Bundesrepublik Deutschland an den Kür-
zungen entspricht dem Anteil am Handel der EG mit 
der UdSSR (27 v. H.). 

XXV. Gemeinschaftliche Politik der Zusammen-
arbeit mit den Entwicklungsländern 

110. Der Rat hat am 3. November 1981 eine aus-
führliche Diskussion über Stand und Perspektiven 
des Nord-Süd-Dialogs nach dem Gipfel-Treffen von 
Cancun geführt; diesen Meinungsaustausch setzte 
er bei einem informellen Treffen am 2. März 1982 
mit der zusammenfassenden Feststellung fort, die 
Gemeinschaft müsse auch weiterhin dazu beitragen, 

1) 1 ECU = z.Z. ca. 2,40 DM 

den Nord-Süd-Dialog als globalen Dialog zu erhalten 
und insbesondere vermittelnd auf die USA einwir-
ken, an diesem globalen Konzept weiterhin mitzu-
wirken. 

111. Weiterhin nahm er zukunftsorientierte 
Schlußfolgerungen aus der Evaluierung der Ge-
meinschaftshilfe für den Sektor landwirtschaftliche 
Erzeugung und Nahrungsmittelhilfe an; er nahm 
Kenntnis von einem verbesserten Durchführungs-
schema für das gemeinschaftliche Soforthilfever-
fahren und verabschiedete die allgemeinen Leitli-
nien für die finanzielle und technische Hilfe zugun-
sten der Nichtassoziierten Entwicklungsländer im 
Jahre 1982. 

112. Wichtigstes Thema des Rates vom 3. Novem-
ber 1981 war die Verabschiedung eines Aktionsplans 
zur Bekämpfung des Hungers in der Welt. Damit hat 
der Rat der wiederholt bekundeten Entschlossen-
heit der Gemeinschaft, intensiv an der Lösung der 
Welternährungsprobleme vor allem der Entwick-
lungsländer mitzuwirken, sichtbaren Ausdruck ver-
liehen. Der Aktionsplan (sog. Pisani-Initiative) be-
steht aus vier Teilen. Der erste Teil beinhaltet eine 
Nahrungsmittelhilfe-Sonderaktion zugunsten der 
ärmsten Entwicklungsländer und einen Sonderbei-
trag zur internationalen Nahrungsmittelnotreserve 
im Gesamtwert von rd. 100 Mio. DM; er wird bereits 
durchgeführt. Im zweiten Teil des Aktionsplans ist 
die Unterstützung von Entwicklungsländern bei der 
Ausarbeitung und Durchführung nationaler Ernäh-
rungssicherungsstrategien vorgesehen. Über diesen 
Teil des Aktionsplans beraten z. Z. die zuständigen 
Ratsgremien, um einen formellen Beschluß des Rats 
zur Durchführung im Juni 1982 vorzubereiten. 

113. Die Entwicklungsminister trafen am 2. März 
1982 erstmals informell zusammen, um besonders 
interessierende Themen frei und ohne Notwendig-
keit zu einer Beschlußfassung im kleinen Kreise zu 
erörtern. Außer dem Stand des Nord-Süd-Dialogs, 
dem Aktionsplan gegen den Hunger in der Welt be-
faßten sie sich auf deutsche Anregung mit den „Per-
spektiven für die Politik der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet der Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen, 
insbesondere im Kontext der anderen Politiken der 
Gemeinschaft" und auf französischen Vorschlag mit 
den „Folgemaßnahmen zur Pariser Konferenz über 
die am wenigsten entwickelten Länder, namentlich 
Ausdehnung des STABEX-Systems auf diese Län-
der". Der Meinungsaustausch der Minister diente ei-
nem intensiven Nachdenken außerhalb der tagespo-
litischen Zwänge, er bot zugleich die Möglichkeit ei-
ner Vorbereitung des Rates am 15. Juni 1982. 

114. Der Rat hat am 3. November 1981 den von der 
Kommission vorgelegten Vorschlägen zum Nah-
rungsmittelhilfeprogramm 1982 der Gemeinschaft 
nur in Höhe des Vorjahresumfanges zugestimmt 
(927663 t Getreide, 150000 t Magermilchpulver, 
45000 t Butteröl). Die von der Kommission vorge-
schlagene Erhöhung der Getreidemenge auf 
1,068 Mio. t findet nicht seine Unterstützung. 



Drucksache 9/1625 Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode 

Das Nahrungsmittelhilfeprogramm 1982 ist entspre-
chend der politischen Zielvorgabe vorrangig wieder 
auf die ärmsten Entwicklungsländer ausgerichtet. 

Die im September 1981 vom Rat verabschiedete 
Rahmenverordnung über die Nahrungsmittelhilfe-
politik und die Verwaltung der Nahrungsmittelhilfe 
ist z. Z. Gegenstand des vom Europäischen Parla-
ment beantragten Konzertierungsverfahrens. 

Im Rahmen von Soforthilfen wurden im Berichts-
zeitraum u. a. neue Aktionen für Flüchtlinge in El 
Salvador, für Afghanistan-Flüchtlinge in Pakistan 
und für Kambodscha beschlossen. Weiterhin wur-
den Soforthilfen für namibische Flüchtlinge in An-
gola, tschadische Flüchtlinge im Sudan und in Ka-
merun sowie Hilfen an Madagaskar, die Seychellen 
und Polen gewährt. 

XXVI. Internationale Übereinkommen 

Kautschuk 

115. Das seit 23. Oktober 1980 vorläufig in Kraft be-
findliche Internationale Naturkautschuk-Überein-
kommen von 1979 ist seitens der EG bisher von D 
(am 30. September 1981), DKL, F, Irl, NL und UK ra-
tifiziert worden. B/Lux und I sowie die Gemein-
schaft als solche wenden das Übereinkommen erst 
vorläufig an (Ratifikationsfrist läuft bis 15. April 
1982). Gr, das nicht zu den Unterzeichnerstaaten ge-
hört, hat inzwischen einen Beitrittsantrag gestellt. 

Zinn 

116. Der Rat hat am 22. März 1982 beschlossen, daß 
die Gemeinschaft dem Internationalen Zinn-Über-
einkommen von 1981 beitreten wird. Dieses Überein-
kommen soll das gegenwärtige Fünfte Zinn-Über-
einkommen ab 1. Juli 1982 ablösen. 

Weizen 

117. Die Chancen für Verhandlungen über ein 
neues Internationales Weizenhandelsübereinkom-
men (Einrichtung eines internationalen Konsulta-
tionsmechanismus über nationale Weizenreserven) 
haben sich angesichts der ablehnenden Haltung der 

USA verschlechtert. Die Diskussion wird jedoch im 
Internationalen Weizen-Rat fortgesetzt. Die EG un-
terstützt nach wie vor ein solches Übereinkommen, 
das zur Markt- und Preisstabilisierung sowie zur Er-
nährungssicherung beitragen soll. Das bestehende 
Weizenhandelsübereinkommen von 1971 und das 
Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen von 1980 gel-
ten zunächst noch bis 1983. 

Olivenöl 

118. Bei der Durchführung des Internationalen Oli-
venöl-Übereinkommens von 1979 setzt sich die EG 
für wirksame Maßnahmen zur Steigerung des Ver-
brauchs von Olivenöl ein. Auf die EG entfallen nach 
dem Beitritt Griechenlands rund 50 v. H. der Produk-
tion der Mitgliedstaaten des Übereinkommens. 

Zucker 

119. Die EG, die bisher dem Internationalen 
Zucker-Übereinkommen von 1977 nicht beigetreten 
ist, hat Leitlinien für Beitrittsverhandlungen erar-
beitet und der Kommission ein Verhandlungsman-
dat erteilt. Für die EG ist aber besonders wichtig, 
daß die Funktionsfähigkeit des Übereinkommens 
verbessert wird und angemessene Ausfuhrmöglich-
keiten erhalten bleiben. 

Kakao 

120. Das Internationale Kakao-Übereinkommen 
von 1980 ist am 1. August 1981 vorläufig in Kraft ge-
treten. Die wirtschaftlichen Bestimmungen werden 
seit dem 1. Oktober 1981 angewendet. Das Aus-
gleichslager der Kakao-Organisation hat inzwi-
schen über 100000 t Rohkakao aufgekauft und ein-
gelagert. Entsprechend der Abkommensautomatik 
ist damit eine Absenkung des unteren Interven-
tionspreises von 110 US cts/lb auf 106 US cts/lb ein-
getreten. Eine Anhebung der Kakaopreise auf das 
im Übereinkommen vorgesehene Stützungsniveau 
konnte noch nicht erreicht werden. Der Rat hat die 
Organisation zur Aufnahme eines kommerziellen 
Kredits bis zu 75 Mio. US $ ermächtigt und die Anhe-
bung der Ausgleichslagerabgabe von 1 US cts/lb auf 
2 US cts/lb ab 1. Oktober 1982 beschlossen, um die 
Finanzkraft des Ausgleichslagers zu stärken. 


